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Referentenentwurf

des Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines zweiten Jahressteuergesetzes 2024
(2. Jahressteuergesetz 2024 — JStG 2024 1)

A. Problem und Ziel

Deutschland braucht ein Steuerrecht, dass Blrgerinnen und Burger nicht tber Gebuhr be-
lastet und ihnen den finanziellen Raum fir eigenstandige Entscheidungen lasst. Dabei gilt
es sicherzustellen, dass die Steuerlast nicht allein durch die Inflation ansteigt und damit zu
Belastungen fiihrt, ohne dass sich die Leistungsfahigkeit erhéht hat. Deshalb missen nicht
nur die Sozialausgaben, sondern auch deren staatliche Finanzierung angemessen an die
Preisentwicklung angepasst werden.

Aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben muss das Existenzminimum jederzeit steu-
erfrei gestellt werden. Dazu mussen der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag entspre-
chend angepasst werden. Dies unterstiitzt auch die Steuerzahler mit niedrigen Einkommen.
Der Ausgleich der kalten Progression ist zwingend geboten, damit insbesondere auch Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Inflation nicht die Lohnzuwéachse auffrisst und
ihnen netto ein angemessener Teil des Lohns verbleibt.

Es mussen der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag fur den Veranlagungszeitraum
2025 und ab 2026 zur Freistellung des Existenzminimums angehoben werden. Die kalte
Progression wird Uber die Anpassung des Steuertarifs fir 2025 und 2026 ausgeglichen.
Der Anpassungsbedarf ergibt sich aus den zu erwartenden Werten der Herbstprojektion,
die Grundlage fur den im Herbst zu erstellenden 15. Existenzminimumbericht und den
ebenfalls im Herbst zu erstellenden 6. Steuerprogressionsbericht ist.

Das Kindergeld wird mit Wirkung zum 1. Januar 2025 um weitere 5 Euro auf 255 Euro pro
Kind im Monat angehoben. Ab 2026 wird im Einkommensteuergesetz verankert, dass Kin-
dergeld und Kinderfreibetrag weiter zeitgleich steigen.

Darlber hinaus sind die Herausforderungen an die gegenwartige Finanz- und Wirtschafts-
politik grof3. Hier besteht Uber die Weichenstellungen des Wachstumschancengesetzes
hinaus Handlungsbedarf.

Auch die Auftrage aus dem Koalitionsvertrag zur Uberfiihrung der Steuerklassen Ill und V
in das Faktorverfahren und Klarstellungen zur Gemeinnutzigkeit sind umzusetzen. Mit dem
Faktorverfahren wird die Lohnsteuerbelastung gerechter auf die Eheleute, Lebenspartne-
rinnen und Lebenspartner verteilt. Die Lohnsteuer kann dabei unter Berticksichtigung des
Splitting-Verfahrens anhand des jeweiligen erwirtschafteten Arbeitslohns (egal in welchem
Verhaltnis) ermittelt werden.

B. LOsung
Neben notwendigen Entlastungen bei der Einkommensteuer werden mit dem 2. Jahress-

teuergesetz 2024 eine Vielzahl an EinzelmalRnahmen aufgegriffen, die thematisch nicht o-
der nur partiell miteinander verbunden sind.
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Inhaltlich hervorzuheben sind folgende steuerliche Regelungen bzw. Regelungsbereiche:

— Anpassungen des Einkommensteuertarifs

Anhebung des in den Einkommensteuertarifs integrierten Grundfreibetrags um
300 Euro auf 12 084 Euro im Jahr 2025 und ab 2026 Anhebung um 252 Euro auf
12 336 Euro und

Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrags fur den Veranlagungszeitraum 2025
um 60 Euro auf 6 672 Euro und ab dem Veranlagungszeitraum 2026 Anhebung
um 156 Euro auf 6 828 Euro

Anpassung der ubrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs fir die Veranla-
gungszeitrdume 2025 und ab 2026 (mit Ausnahme des Eckwerts der sog. ,Rei-
chensteuer®)

Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritatszuschlag fur die Veranlagungszeit-
raume 2025 und ab 2026

— Auftrage aus dem Koalitionsvertrag

Uberfuihrung der Steuerklassen Ill und V in das Faktorverfahren
Anpassungen bei den Regelungen zur Gemeinnitzigkeit

Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen

—  Weitere MalRnahmen

Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2025 von 250 Euro auf 255 Euro monatlich
Steuerbefreiung der Stiftung Generationenkapital

Digitalisierung der Sterbefallanzeigen

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (=) in Mio. Euro)

Gebietskorper- Volle Jahres- Kassenjahr
schaft wirkung * 2024 2025 2026 2027 2028
Insgesamt -12 830 -7015 -12 395 - 13450 -13915
Bund -5881 -3315 -5770 -6 265 -6512
Lander -5134 -2733 -4 896 -5310 -5472
Gemeinden -1815 - 967 -1729 -1875 -1931
1 Wirkung fiir einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

Die Regelungen fihren beim Epl. 08 fur die Haushaltsjahre 2025 bis 2029 insgesamt zu
einem Mehrbedarf von 86 677 T€ sowie von insgesamt 80 Planstellen/Stellen.
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Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenm&Rig im Einzel-
plan 08 ausgeglichen werden.

Soweit der unter E.3 dargestellte Erfillungsaufwand des Bundes haushaltswirksam wird,
soll er im jeweils betroffenen Einzelplan finanziell und stellenméaRig gegenfinanziert werden.

Im Einzelnen fallen beim BZSt und ITZBund sowie beim Kapitel 0811 folgende Mehrausga-
ben an:

HH-Jahr 2025 2026 2027 2028 2029
Kapitel
MalRnahme in TE€

Uberfilhrung der Steuerklassen IlI
0811 und V in die Steuerklasse IV mit Fak- 131 261 767 1272

tor

Innerstaatliche Mitteilungspflichten 144 339 363 363 363
Summe 144 470 624 1130 1635
0815 Uberfihrung der Steuerklassen Il

und V in die Steuerklasse IV mit Fak- 4 808 7 791 3186 9727 12 691

tor

Innerstaatliche Mitteilungspflichten 11576 2720 2435 2435 2435
Summe 16 384 10 511 5621 12 162 15126
0816 Uberfilhrung der Steuerklassen llI

und V in die Steuerklasse IV mit Fak- 3786 7 102 3617 3617 3617

tor

Innerstaatliche Mitteilungspflichten 100 144 269 269 349
Summe 3 886 7 246 3 886 3 886 3 966
Summe | Epl. 08/ HH-Jahr 20414| 18227 10131| 17178| 20727

Die titelgenaue Aufschliisselung der vorstehend dargestellten Mehrausgaben beim BZSt
und ITZBund ist aus den nachstehenden Darstellungen im Allgemeinen Teil der Begriin-
dung ersichtlich.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger

Veranderung des jahrlichen Zeitaufwands (in Stunden): 84 000,0
Veranderung des jahrlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro): 157,5
Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden): 0,0
Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro): 0,0

E.2 Erfallungsaufwand fur die Wirtschaft

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands (in Tsd. Euro): -90 140,0
davon Birokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): -90 140,0
Einmaliger Erfilllungsaufwand (in Tsd. Euro): -94 759,0
davon durch Einfihrung oder Anpassung digitaler Prozessablaufe (in Tsd. Euro): 0,0
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davon Sonstiges (in Tsd. Euro): 6,0

Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Kinderfreibetrags
ab dem Jahr 2025 entsteht kein laufender Erflllungsaufwand fur die Wirtschaft. Ab dem
Jahr 2025 entsteht fur die Wirtschaft geringfugiger, nicht bezifferbarer einmaliger Erful-
lungsaufwand infolge der Anpassung von Lohnsteuerberechnungs-/ Lohnabrechnungspro-
grammen. Korrespondierend entsteht ein entsprechender Erfullungsaufwand ab dem
Jahr 2025 fur die Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritatszuschlag. Auf Grund der Ein-
fuhrung einer Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen ergibt sich fur die
Wirtschaft eine Erhéhung des jahrlichen Erfullungsaufwands in Ho6he von rund
4,6 Mio. Euro. Der gesamte jahrliche Erflllungsaufwand entféllt auf Blrokratiekosten aus
Informationspflichten. Einmaliger Erflllungsaufwand entsteht nicht.

Der laufende Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft unterliegt der ,One in, one out“-Regelung
(Kabinettbeschluss vom 25. Marz 2015). Da es sich dabei im Saldo um ein ,Out” in Hohe
von rund 90,1 Mio. Euro handelt, steht die Summe als Kompensationsvolumen fir Rege-
lungsvorhaben des Bundesministeriums der Finanzen zur Verfigung.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands (in Tsd. Euro): -3933,9
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 33251
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): -4 658,4
davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) -2 600,6

Einmaliger Erfillungsaufwand (in Tsd. Euro): 15 980,0
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 15 449,0
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 531,0
davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) 0,0

Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Kinderfreibetrags
ab dem Jahr 2025 entsteht durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der IT-Verfah-
ren der Finanzverwaltung durch eigenes IT-Fachpersonal einmaliger geringer automations-
technischer Umstellungsaufwand. Die HOhe des Aufwands ist nicht quantifizierbar. Der per-
sonelle Erfullungsaufwand der Finanzamter verandert sich nicht.

Hinsichtlich der weiteren Auswirkungen auf den Erflllungsaufwand der Verwaltung wird auf
die ausfuhrlichen Darstellungen im Allgemeinen Teil der Begriindung verwiesen.

Durch die gesetzlichen Anderungen entsteht in den Landern ein einmaliger automations-

technischer Umstellungsaufwand. Die Hohe des Aufwands ist von hier aus nicht quantifi-
zierbar.

F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlieRlich mittelstandischer Unternehmen, entstehen keine direkten
sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen

Entwurf eines zweiten Jahressteuergesetzes 2024

(2. Jahressteuergesetz 2024 — JStG 2024 1)

vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-

sen:

Artikel 1

Artikel 2

Artikel 3

Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6

Artikel 7

Artikel 8

Artikel 9

Artikel 10

Artikel 11

Artikel 12

Artikel 13

Artikel 14

Artikel 15

Artikel 16

Artikel 17

Artikel 18

Artikel 19

Inhaltstibersicht
Anderung des Einkommensteuergesetzes [TnV]
Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2025]
Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2026]
Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2029]
Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2025]
Weitere Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2026]
Weitere Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2030]
Anderung der Abgabenordnung [TnV]
Weitere Anderung der Abgabenordnung [01.01.2025]
Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung [TnV]
Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes [TnV]
Anderung des Generationenkapitalgesetzes [TnV]

Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes [Schreiben
BGBI.]

Anderung der Erbschaftsteuer- Durchfiihrungsverordnung [TnV]

Weitere Anderung der Erbschaftsteuer- Durchfiihrungsverordnung [Schreiben
BGBI.]

Anderung der Zweiten Bundesmeldedateniibermittiungsverordnung [TnV]
Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [01.01.2025]
Weitere Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [01.01.2026]

Inkrafttreten



-6 - Bearbeitungsstand: 10.07.2024 10:56

Artikel 1

Anderung des Einkommensteuergesetzes [TnV]

Dem § 39e Absatz 10 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 8. Oktober 2009 (BGBI. | S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 27. Méarz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 108) geandert worden ist, wird folgender Satz
angefugt:

,Die beim Bundeszentralamt flir Steuern nach Absatz 2 Satz 1 erster Halbsatz und zweiter
Halbsatz Nummer 2 und 3 gespeicherten Daten konnen auch zur Erganzung und Ubermitt-

lung der Daten an die zustandige Landesfinanzbehérde nach § 4 Absatz 4 der Erbschafts-
teuer-Durchflihrungsverordnung verarbeitet werden.*

Artikel 2

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2025]

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 8§ 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe ,3 306 Euro®“ durch die Angabe ,3 336 Euro”
ersetzt.

2. 8§ 32a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem auf volle Euro abge-
rundeten zu versteuernden Einkommen. Sie betragt im Veranlagungszeitraum 2025
vorbehaltlich der 88 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro fur zu versteuernde
Einkommen
1. bis 12 084 Euro (Grundfreibetrag):

0;

1. von 12 085 Euro bis 17 430 Euro:

(932,47 - y + 1 400) - y;

2. von 17 431 Euro bis 68 429Euro:

(176,77 - z + 2 397) - z + 1014,94;
3. von 68 430 Euro bis 277 825 Euro:

0,42 - x—10 903,22;

4. von 277 826 Euro an:
0,45 - x—19 237,97.

Die Grole ,y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag tbersteigenden Teils
des auf einen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die
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Grole ,z“ ist ein Zehntausendstel des 17 430 Euro Ubersteigenden Teils des auf einen
vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die GroRRe ,x“ ist das
auf einen vollen Euro-Betrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der sich er-
gebende Steuerbetrag ist auf den néchsten vollen Euro-Betrag abzurunden.*

In § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz wird die Angabe ,13 432 Euro® durch die
Angabe ,,13 772 Euro® und die Angabe ,33 380 Euro® durch die Angabe ,34 214 Euro”
ersetzt.

§ 52 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,Veranlagungszeitraum 2024“ durch die Angabe ,Ver-
anlagungszeitraum 2025 ersetzt.

b) In den Satzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe ,31. Dezember 2023“ durch die
Angabe ,31. Dezember 2024 ersetzt.

In § 66 Absatz 1 wird die Angabe ,250 Euro“ durch die Angabe ,255 Euro® ersetzt.

Artikel 3

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2026]

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geandert

worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe ,3 336 Euro“ durch die Angabe ,3 414 Euro”
ersetzt.

§ 32a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem auf volle Euro abge-
rundeten zu versteuernden Einkommen. Sie betrdgt ab dem Veranlagungszeitraum
2026 vorbehaltlich der 88 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro fir zu ver-
steuernde Einkommen
1. bis 12 336 Euro (Grundfreibetrag):

0;

2. von 12 337 Euro bis 17 779 Euro:
(915,86 <y + 1 400) * y;

3. von 17 780 Euro bis 69 798 Euro:
(173,30° z + 2 397) » z + 1033,35;

4. von 69 799 Euro bis 277 825 Euro:
0,42 « x—11 123,34;

5. von 277 826 Euro an:

0,45 + x — 19 458,09.
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Die GrofRe ,y* ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag Gbersteigenden Teils
des auf einen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die
Grolde ,z" ist ein Zehntausendstel des 17 779 Euro Ubersteigenden Teils des auf einen
vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Grolie ,x“ ist das
auf einen vollen Euro-Betrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der sich er-
gebende Steuerbetrag ist auf den nachsten vollen Euro-Betrag abzurunden.”

In § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz wird die Angabe ,13 772 Euro® durch die
Angabe ,14 057 Euro® und die Angabe ,34 214 Euro“ durch die Angabe ,34 899 Euro”
ersetzt.

§ 52 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wird die Angabe ,Veranlagungszeitraum 2025 durch die Angabe ,Ver-
anlagungszeitraum 2026“ ersetzt.

b) In den Satzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe ,31. Dezember 2024“ durch die
Angabe ,31. Dezember 2025 ersetzt.

Dem § 66 wird folgender Absatz 3 angeflgt:

»(3) Werden die Freibetrage fir Kinder nach § 31 Satz 1 in Verbindung mit § 32
Absatz 6 Satz 1 angehoben, wird das Kindergeld entsprechend erhdht.*

Artikel 4

Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2029]

Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geandert

worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 39f wird wie folgt gefasst:

,§ 39f Steuerklasse IV mit Faktor anstelle der Steuerklasse IV*.

b) Nach der Angabe zu § 39f wird folgende Angabe eingefiigt:
,§39g Verfahren zur Uberfilhrung der Steuerklassen Il und V in die Steuerklasse IV mit Faktor".
§ 38b wird wie folgt ge&ndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:
aa) Satz 2 wird wie folgt geandert:
aaa) In Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb werden die Worter
~Steuerklasse Il oder IV* ersetzt durch die Worter ,Steuerklasse IV o-
der IV mit Faktor".

bbb) Die Nummern 3 bis 5 werden wie folgt gefasst:

»3. (weggefallen)



b)

c)

bb)
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4. indie Steuerklasse IV gehoren Arbeithehmer, die verheiratet sind,
wenn beide Ehegatten unbeschrankt einkommensteuerpflichtig
sind, nicht dauernd getrennt leben und nicht in die Nummer 5 ge-
horen. Dies gilt auch, wenn einer der Ehegatten keinen Arbeits-
lohn bezieht;

5. in die Steuerklasse IV mit Faktor gehéren die unter Nummer 4
bezeichneten Arbeitnehmer,

a) bei denen ein Faktor nach § 39e Absatz 1a oder § 39f Ab-
satz 1 zu bilden ist oder

b) die verwitwet sind, wenn beide Ehegatten im Zeitpunkt des
Todes unbeschrankt einkommensteuerpflichtig waren und in
diesem Zeitpunkt nicht dauernd getrennt gelebt haben, ab
dem 1. des auf den Todestag folgenden Monats sowie flr
das darauffolgende Kalenderjahr, oder

c) deren Ehe aufgelost worden ist, wenn

aa) im Kalenderjahr der Auflosung der Ehe beide Ehegatten
unbeschrankt einkommensteuerpflichtig waren und nicht
dauernd getrennt gelebt haben und

bb) der andere Ehegatte wieder geheiratet hat, von seinem
neuen Ehegatten nicht dauernd getrennt lebt und er und
sein neuer Ehegatte unbeschréankt einkommensteuer-
pflichtig sind,

fur das Kalenderjahr, in dem die Ehe aufgeldst worden ist;”.

In Satz 3 werden die Worter ,Nummer 3 und 4“ durch die Worter ,Nummer 4
und 5“ ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cc)

In Satz 1 werden die Worter ,Steuerklassen | bis IV* durch die Worter ,Steu-
erklassen |, II, IV und IV mit Faktor® ersetzt.

In Satz 4 werden die Worter ,Steuerklassen Ill und IV* durch die Worter ,Steu-
erklassen IV und IV mit Faktor” ersetzt.

Nach Satz 4 werden die folgenden Satze eingefiigt:

,In den Fallen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe a, wenn fur die
Faktorbildung zugrunde gelegt wird, dass Arbeitslohn nur von einem Ehegat-
ten bezogen wird, und in den Fallen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 5 Buch-
stabe b ist der Z&ahler nach Satz 1 fur diesen Ehegatten zu verdoppeln und fur
den anderen Ehegatten ist der Zahler mit 0 anzusetzen. Im Fall der Faktorbil-
dung nach 8 39e Absatz 1a oder § 39f Absatz 1a Satz 1 ist das Bundeszent-
ralamt fur Steuern und im Fall der Faktorbildung nach § 39f Absatz 1, Ab-
satz la Satz 2 ist das Finanzamt fr die Berucksichtigung der Zahl der Kinder-
freibetrage nach Satz 5 zustandig.”

In Absatz 3 Satz 2 werden die Worter ,von der Steuerklasse Ill oder V* durch die
Worter ,von Steuerklasse IV mit Faktor” ersetzt.
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8§ 39 Absatz 4 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Nummer 1 werden die Woérter ,und Faktor (§ 39f)“ gestrichen.

In Nummer 2 wird die Angabe | bis IV* durch die Wérter 1, Il, IV oder IV mit Faktor*
ersetzt.

§ 39a Absatz 1 wird wie folgt geédndert:

a)

b)

Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 4 werden die Woérter ,und Hinterbliebene® durch die Worter ,,, Hin-
terbliebene und Pflegepersonen” ersetzt.

bb) In Nummer 7 Satzteil vor Satz 2 wird das Semikolon nach den Wértern ,malf3-
geblich ist* durch einen Punkt ersetzt und werden die diesem Semikolon fol-
genden Worter gestrichen.

In Satz 3 werden vor dem abschlieRenden Punkt die Worter ,; bei Berlcksichti-
gung eines Frei- oder Hinzurechnungsbetrages bei der Faktorermittlung ist § 39f
Absatz 1, 2 und 3 zu beachten® eingefligt.

8§ 39b Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

c)

Satz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1, 2 und 3 Buchstabe d und e wird jeweils die Angabe ,| bis V*
durch die Wérter I, I, [V oder IV mit Faktor® ersetzt.

bb) In Nummer 3 Buchstabe a, b und ¢ wird jeweils die Angabe , | bis VI* durch die

Worter I, 11, IV, IV mit Faktor oder VI* ersetzt.
In Satz 6 werden die Worter ,in den Steuerklassen I, Il und IV* durch die Worter
,in den Steuerklassen [, Il, IV und IV mit Faktor® ersetzt und werden die Worter

~sowie in der Steuerklasse Il nach § 32a Absatz 5“ gestrichen.

In Satz 7 werden die Worter ,den Steuerklassen V und VI“ durch die Worter ,der
Steuerklasse VI“ ersetzt.

§ 39e wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,| bis IV* durch die Worter I, 1, IV oder IV mit
Faktor” ersetzt.

Nach Absatz 1 werden die folgenden Abséatze 1a und 1b eingefugt:

»(1a) Das Bundeszentralamt fiir Steuern bildet automatisiert fir Arbeitnehmer,
bei denen die Steuerklasse IV mit Faktor nach 8§ 39f Absatz 1, § 399 gebildet wor-
den ist, nach Ablauf der Gultigkeit des Faktors zum 1. April eines jeden Kalender-
jahres einen neuen Faktor anhand der von den Landesfinanzbehérden zur Verfu-
gung gestellten Daten, die sich aus den flr das vorangegangene Kalenderjahr
Ubermittelten Lohnsteuerbescheinigungen (8§ 41b Absatz 1) fur die Steuerklassen
[, I, IV oder IV mit Faktor ergeben (automatisiertes Faktorverfahren). Liegt fur ei-
nen Ehegatten zu diesem Zeitpunkt keine Lohnsteuerbescheinigung nach Satz 1
vor, werden fur diesen Ehegatten der Arbeitslohn und die weiteren zur Ermittlung
des Faktors maf3geblichen Werte mit O Euro angesetzt. Sobald dieser Ehegatte im
laufenden Kalenderjahr Arbeitslohn bezieht und kein neuer Faktor nach § 39f
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Absatz 1 Satz 1 gebildet wurde, ist die bislang fur die Ehegatten gebildete Steuer-
klasse IV mit Faktor automatisiert durch das Bundeszentralamt fur Steuern jeweils
in die Steuerklasse IV mit Wirkung ab dem 1. des Folgemonats der Arbeitsauf-
nahme zu andern. Dieser Steuerklassenwechsel ist vorzunehmen, sobald ein Ar-
beitgeber fur diesen Ehegatten ein erstes Dienstverhaltnis im Verfahren ELStAM
anmeldet. Liegen fur beide Ehegatten keine Lohnsteuerbescheinigungen nach
Satz 1 vor, reiht das Bundeszentralamt flr Steuern die Ehegatten zum 1. April au-
tomatisiert in die Steuerklasse IV ein. Die Pauschbetrage fur Menschen mit Behin-
derungen, Hinterbliebene und Pflegepersonen (8 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4)
sind bei der Bildung des Faktors mit zu bertcksichtigen. Ausgenommen von der
automatisierten Bildung eines Faktors sind Féalle, in denen mindestens ein Ehe-
gatte eine Anderung nach § 38b Absatz 3 Satz 2 beantragt hat, die Voraussetzun-
gen nach 8 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 bei den Ehegatten nach dem 31. De-
zember des vorhergehenden Kalenderjahres nicht mehr vorliegen oder Félle des
§ la.

(1b) Der automatisiert gebildete Faktor nach Absatz 1a wird nach 8§ 39f Ab-
satz 2 Satz 1 bis 4 und 7 ermittelt. MaRRgeblich sind die Daten nach Absatz la
Satz 1 und 2 des Vorjahres, fur das der Faktor erstmals gelten soll. In der Bemes-
sungsgrundlage fir Y werden jeweils neben der Summe der Jahresarbeitslohne
der ersten Dienstverhéltnisse zusatzlich die Pauschbetrage fir Menschen mit Be-
hinderungen, Hinterbliebene und Pflegepersonen (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 4) bertcksichtigt.”

Dem Absatz 10 werden die folgenden Satze angefugt:

,Die beim Bundeszentralamt fur Steuern nach Absatz 1a Satz 1 gespeicherten Da-
ten werden ausschlie3lich fir die automatisierte Bildung des Faktors verarbeitet.
Fur Anderungen eines nach Absatz 1a oder 1b automatisiert gebildeten Faktors ist
das Finanzamt zustandig.”

8 39f wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 30f

Steuerklasse IV mit Faktor anstelle der Steuerklasse IV*.

b) Die Abséatze 1 bis 3 werden durch die folgenden Absatze 1 bis 3 ersetzt:

»(1) Bei Arbeitnehmern, die in die Steuerklasse IV gehdren (8§ 38b Absatz 1
Satz 2 Nummer 4), hat das Finanzamt auf Antrag beider Ehegatten jeweils die
Steuerklasse IV mit Faktor als Lohnsteuerabzugsmerkmal zur Ermittlung der Lohn-
steuer zu bilden, wenn der Faktor kleiner als 1 ist. Dieser Faktor gilt bis zum 31.
Méarz des zweiten Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem der Fak-
tor erstmals gilt oder zuletzt ge&ndert worden ist. Dies gilt entsprechend, wenn der
Faktor vom Finanzamt unter Berlcksichtigung eines Frei- oder Hinzurechnungs-
betrages nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 9 gebildet wird. Wird kein
neuer Antrag nach Satz 1 gestellt, findet nach Ablauf der Gultigkeit des Faktors
§ 39e Absatz 1a Anwendung. Bezieht einer der Ehegatten keinen Arbeitslohn,
werden fur die Ermittlung des Faktors der Arbeitslohn und die weiteren maf3gebli-
chen Werte fur diesen Ehegatten mit O Euro angesetzt. Sobald dieser Ehegatte im
laufenden Kalenderjahr Arbeitslohn bezieht und kein neuer Faktor nach Satz 1 ge-
bildet wurde, ist die bislang fur die Ehegatten gebildete Steuerklasse IV mit Faktor
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automatisiert durch das Bundeszentralamt fur Steuern jeweils in die Steuerklasse
IV mit Wirkung ab dem 1. des Folgemonats der Aufnahme eines ersten Dienstver-
héltnisses zu andern. Dieser Steuerklassenwechsel ist vorzunehmen, sobald ein
Arbeitgeber fur diesen Ehegatten ein erstes Dienstverhaltnis im Verfahren ELStAM
anmeldet.

(1a) Bei Arbeitnenmern im Sinne des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buch-
stabe b hat das Bundeszentralamt fir Steuern automatisiert die Steuerklasse IV
mit Faktor als Lohnsteuerabzugsmerkmal mit Wirkung ab dem 1. des auf den To-
destag folgenden Monats sowie fur das darauf folgende Kalenderjahr zu bilden; fur
den verstorbenen Ehegatten werden fir die Ermittlung des Faktors der Arbeitslohn
und die weiteren maf3geblichen Werte mit 0 Euro angesetzt und der Faktor ist zu
befristen. Bei Arbeitnehmern im Sinne des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buch-
stabe c hat das Finanzamt auf Antrag des nicht wiederverheirateten Arbeitnehmers
die Steuerklasse 1V mit Faktor als Lohnsteuerabzugsmerkmal flir das Kalenderjahr
zu bilden, in dem die Ehe aufgelost worden ist; der Arbeitslohn fir den frilheren
Ehegatten und die weiteren zur Ermittlung des Faktors mal3geblichen Werte wer-
den mit 0 Euro angesetzt.

(2) Der Faktor ist Y : X und mit drei Nachkommastellen ohne Rundung zu
berechnen. ,Y“ ist die voraussichtliche Einkommensteuer fur beide Ehegatten nach
dem Splitting-Verfahren (§ 32a Absatz 5) unter Beriicksichtigung der in § 39b Ab-
satz 2 genannten Abzugsbetrage. Mal3geblich sind die Steuerbetrage des Kalen-
derjahres, fur das der Faktor erstmals gelten soll. ,X* ist die Summe der voraus-
sichtlichen Lohnsteuer bei Anwendung der Steuerklasse IV fir jeden Ehegatten.
In die Bemessungsgrundlage fir Y werden jeweils neben den Jahresarbeitsléhnen
der ersten Dienstverhaltnisse zusatzlich nur Betrage einbezogen, die nach § 39a
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6, 8 und 9 als Freibetrag ermittelt und als Lohnsteu-
erabzugsmerkmal gebildet werden konnten; Freibetrage werden neben dem Fak-
tor nicht als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildet. In den Fallen des § 39a Absatz 1
Satz 1 Nummer 7 sind bei der Ermittlung von Y und X die Hinzurechnungsbetrage
zu berlcksichtigen; die Hinzurechnungsbetrage sind zusatzlich als Lohnsteuerab-
zugsmerkmal fur das erste Dienstverhéltnis zu bilden. Arbeitslohne aus zweiten
und weiteren Dienstverhaltnissen (Steuerklasse VI) sind im Faktorverfahren nicht
zu berticksichtigen.

(3) Besteht eine Anzeigepflicht nach § 39a Absatz 1 Satz 5 oder wird eine
Anderung des Freibetrags nach § 39a Absatz 1 Satz 4 beantragt, gilt die Anzeige
oder der Antrag auf Anderung des Freibetrags zugleich als Antrag auf Anpassung
des Faktors. § 39 Absatz 6 Satz 3, 5 und 6 sind entsprechend anzuwenden.”

Nach § 39f wird folgender § 399g eingeflugt:

»§ 399

Verfahren zur Uberfiihrung der Steuerklassen Il und V in die Steuerklasse 1V mit
Faktor

(1) Zur Uberfuhrung der Steuerklassen Ill und V in die Steuerklasse IV mit Faktor
bildet das Bundeszentralamt fur Steuern zum 1. Oktober 2029 fir Ehegatten, die zum
30. September 2029 in die Steuerklassen 1ll und V eingereiht sind, einen Faktor als
Lohnsteuerabzugsmerkmal nach den Regelungen in § 39e Absatz 1b anhand der Da-
ten, die sich aus den fur das Kalenderjahr 2028 tGibermittelten Lohnsteuerbescheinigun-
gen (8 41b) fur die Steuerklassen I, 11, 1ll, IV, IV mit Faktor oder V ergeben. Das Bun-
deszentralamt fur Steuern und die Finanzbehdrden der Lander teilen gemeinsam den
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Ehegatten den als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildeten automatisierten Faktor elekt-
ronisch mit. Der Faktor wird zum 1. Januar 2030 zum Abruf fur den Arbeitgeber als
elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal bereitgestellt. Die Steuerklassen 11l und V
sind ab dem 1. Januar 2030 nicht mehr flr den Lohnsteuerabzug anzuwenden. Das
Bundeszentralamt fir Steuern bildet automatisiert anstelle der Steuerklassen Il und V
die Steuerklasse 1V mit Faktor.

(2) Freibetrage im Sinne des § 39a, mit Ausnahme des Freibetrags nach § 39a
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 sind fur die Steuerklassen Ill und V langstens bis zum 31.
Dezember 2029 als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal zu bilden. Die Frist des
§ 39a Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 gilt bei der Uberfiihrung der Steuerklassen Il und V
zur Steuerklasse IV mit Faktor insoweit nicht.

(3) Die Zahl der Kinderfreibetrage im Sinne des 8§ 39 Absatz 4 Nummer 2 sind fur
die Steuerklasse Il langstens bis zum 31. Dezember 2029 als elektronisches Lohn-
steuerabzugsmerkmal zu bilden. Das Bundeszentralamt flr Steuern bildet automati-
siert fur die nach Absatz 1 Satz 5 gebildete Steuerklasse IV die Zahl der Kinderfreibe-
trdge im Sinne des 8§ 39 Absatz 4 Nummer 2.

(4) Fur Arbeitnehmer im Sinne des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe
b, die zum Stichtag nach Absatz 1 Satz 1 in die Steuerklasse Il eingereiht sind und fur
die nach 8§ 32a Absatz 6 auch im Folgejahr das Splitting-Verfahren anzuwenden ist,
wird ebenfalls automatisiert ein Faktor gebildet. Flr den verstorbenen Ehegatten wer-
den fur die Ermittlung des Faktors der Arbeitslohn und die weiteren maR3geblichen
Werte mit 0 Euro angesetzt. Der Faktor wird entsprechend § 32a Absatz 6 Satz 1 Num-
mer 1 zeitlich befristet.

(5) Fir Anderungen eines nach Absatz 1 automatisiert gebildeten Faktors ist das
Finanzamt zustandig.”

In § 41a Absatz 4 Satz 6 wird die Angabe ,V oder* gestrichen.
8 42b Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 2 werden die Worter ,nach den Steuerklassen V oder VI* durch die
Worter ,nach der Steuerklasse VI“ ersetzt.

b) In Nummer 3 werden die Woérter ,nach den Steuerklassen I, 11l oder IV* durch die
Worter ,nach den Steuerklassen Il, IV oder IV mit Faktor” ersetzt.

c) In Nummer 3b werden die Worter ,das Faktorverfahren® durch die Worter ,Steuer-
klasse IV mit Faktor” ersetzt.

8§ 46 Absatz 2 Nummer 3a wird wie folgt gefasst:

»3a. wenn von Ehegatten, die nach den 8§ 26, 26b zusammen zur Einkommensteuer
zu veranlagen sind, beide Arbeitslohn bezogen haben und der Arbeitslohn fir den
gesamten Veranlagungszeitraum oder einen Teil davon nach der Steuerklasse IV
mit Faktor oder Steuerklasse VI besteuert worden ist;".

§ 51a Absatz 2a wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird die Angabe I, Il und IlI* durch die Angabe ,| und Il ersetzt.

b) In Satz 3 werden die Worter ,nach § 39f Absatz 1 durch die Worter ,nach § 39f
Absatz 1 oder § 39e Absatz 1a“ ersetzt.
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13. § 52 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den folgenden Absétzen nichts
anderes bestimmt ist, erstmals fir den Veranlagungszeitraum 2029 anzuwenden.
Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Mal3gabe, dass diese Fas-
sung erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, der fir einen nach
dem 31. Dezember 2028 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf
sonstige Bezlige, die nach dem 31. Dezember 2028 zufliel3en. Beim Steuerabzug
vom Kapitalertrag gilt Satz 1 mit der Mal3gabe, dass diese Fassung des Gesetzes
erstmals auf Kapitalertrage anzuwenden ist, die dem Glaubiger nach dem 31. De-
zember 2028 zuflieRen.”

b) Nach Absatz 35d wird folgender Absatz 35e eingefugt:

»(35€) Die 88 38b, 39, 39a, 39b, 39e, 39f, 41, 42b, 46 und 51a in der Fas-
sung des Artikels 4 des Gesetzes vom ... (BGBI. ... | Nr. ...) [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] sind fir den
Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwen-
den, der flr einen nach dem 31. Dezember 2029 endenden Lohnzahlungszeitraum
gezahlt wird, und auf sonstige Bezlige, die nach dem 31. Dezember 2029 zuflie-
Ren.”

Artikel 5

Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2025]

Das Solidaritatszuschlaggesetz 1995 in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.

Oktober 2002 (BGBI. | S. 4130), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Dezember
2022 (BGBI. | S. 2230) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 3 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,36 260 Euro“ durch die Angabe
»39 900 Euro® und in Nummer 2 wird die Angabe ,,18 130 Euro“ durch die Angabe
,19 450 Euro” ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

.(4) Beim Abzug vom laufenden Arbeitslohn ist der Solidaritatszuschlag nur
zu erheben, wenn die Bemessungsgrundlage im jeweiligen Lohnzahlungszeitraum

1. bei monatlicher Lohnzahlung

a) in der Steuerklasse Il mehr als 1/12 des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
angegebenen Betrages und

b) in den Steuerklasse I, Il, IV bis VI mehr als 1/12 des in Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 angegebenen Betrages,

2. bei wochentlicher Lohnzahlung

a) in der Steuerklasse Ill mehr als 7/360 des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
angegebenen Betrages und
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b) in den Steuerklassen I, Il, IV bis VI mehr als 7/360 des in Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 angegebenen Betrages Euro,

3. bei taglicher Lohnzahlung

a) in der Steuerklasse Il mehr als 1/360 des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
angegebenen Betrages und

b) in den Steuerklassen I, Il, IV bis VI mehr als 1/360 des in Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 angegebenen Betrages betragt.”

c) Absatz 4a wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,18 130 Euro® durch die Angabe ,den Betrag
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,36 260 Euro® durch die Angabe ,den Betrag
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt.

d) In Absatz 5 wird die Angabe ,36 260 Euro“ durch die Angabe ,den Betrag nach
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1“ und die Angabe ,18 130 Euro“ durch die Angabe ,den
Betrag nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 ersetzt.

Dem § 6 wird folgender Absatz 26 angeflgt:

»(26) 8 3 Absatz 3 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom ... (BGBI. ... |
Nr. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungs-
gesetzes] ist erstmals im Veranlagungszeitraum 2025 anzuwenden. § 3 Absatz 4 und
4a in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom ... (BGBI. ... | Nr. ...) [einsetzen:
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals
auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden, der fir einen nach dem 31. Dezember
2024 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezlge, die
nach dem 31. Dezember 2024 zuflieRen. § 3 Absatz 5 in der Fassung des Artikels 5
des Gesetzes vom ... (BGBI. ... | Nr. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle des vorliegenden Anderungsgesetzes] ist beim Lohnsteuer-Jahresausgleich
durch den Arbeitgeber (8§ 42b des Einkommensteuergesetzes) erstmals fur das Aus-
gleichsjahr 2025 anzuwenden.*

Artikel 6

Weitere Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995
[01.01.2026]

Das Solidaritéatszuschlaggesetz 1995, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes ge-

andert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

§ 3 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe ,39 900 Euro“ durch die Angabe ,40 700 Euro® er-
setzt.

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,19 450 Euro” durch die Angabe ,20 350 Euro® er-
setzt.

Dem § 6 wird folgender Absatz 27 angefugt:
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,(27) 8 3 Absatz 3 in der Fassung des Artikels 6 des Gesetzes vom ... (BGBI. ... |
Nr. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungs-
gesetzes] ist erstmals im Veranlagungszeitraum 2026 anzuwenden.”

Artikel 7

Weitere Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995

[01.01.2030]

Das Solidaritatszuschlaggesetz 1995, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes ge-
andert worden ist, wird wie folgt geandert:

8§ 3 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 2a wird wie folgt gedndert:

b)

d)

aa) In Satz 1 wird die Angabe I, Il und IlI* durch die Angabe ,| und II* ersetzt.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Bei Anwendung des § 39f oder § 39e Absatz 1la des Einkommensteuergeset-
zes ist beim Steuerabzug vom laufenden Arbeitslohn die Lohnsteuer mal3ge-
bend, die sich bei Anwendung des nach § 39f Absatz 2 oder § 39e Absatz 1b
des Einkommensteuergesetzes ermittelten Faktors auf den nach den Sat-
zen 1 und 2 ermittelten Betrag ergibt.”

In Absatz 4 werden die Nummern 1 bis 3 wie folgt gefasst:

1.

bei monatlicher Lohnzahlung in den Steuerklassen I, II, IV und VI mehr als
1/12 des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 angegebenen Betrages,

bei wochentlicher Lohnzahlung in den Steuerklassen |, II, IV und VI mehr als
71360 des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 angegebenen Betrages,

bei taglicher Lohnzahlung in den Steuerklassen |, Il, IV und VI mehr als 1/360
des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 angegebenen Betrages betragt.”

Absatz 4a wird wie folgt gefasst:

»(4a)Beim Abzug von einem sonstigen Bezug ist der Solidaritatszuschlag nur

zu erheben, wenn die Jahreslohnsteuer im Sinne des § 39b Absatz 3 Satz 5 des
Einkommensteuergesetzes unter Berlcksichtigung des Kinderfreibetrags und des
Freibetrags fur den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf fur jedes
Kind entsprechend den Vorgaben in Absatz 2a den Betrag nach Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 Ubersteigt. Die weiteren Berechnungsvorgaben in 8§ 39b Absatz 3 des
Einkommensteuergesetzes finden Anwendung.*

In Absatz 5 werden die Worter ,in Steuerklasse Il mehr als den Betrag nach Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 1 und® gestrichen.

Dem § 6 wird folgender Absatz 28 angeflgt:

»(28) 8 3 Absatz 2a, 3, 4 und 4a in der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom

... (BGBI. ... I Nr. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des
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vorliegenden Anderungsgesetzes] ist erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzu-
wenden, der fur einen nach dem 31. Dezember 2029 endenden Lohnzahlungszeit-
raum gezahlt wird, und auf sonstige Beziige, die nach dem 31. Dezember 2029 zu-
flieRen. 8 3 Absatz 5 in der Fassung des Artikels 7 des Gesetzes vom ... (BGBI. ... |
Nr. ...) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Anderungs-
gesetzes] ist beim Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den Arbeitgeber (8 42b des
Einkommensteuergesetzes) erstmals flr das Ausgleichsjahr 2030 anzuwenden.”

Artikel 8

Anderung der Abgabenordnung [TnV]

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002

(BGBI. 1 S. 3866; 2003 | S. 61), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 411) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angaben zu den 88 138j und 138k werden wie folgt gefasst:
,8 138]  Auswertung der Mitteilungen uber Steuergestaltungen
§ 138k Angabe der Steuergestaltung in der Steuererklarung®.
b) Nach der Angabe zu § 138k werden die folgenden Angaben eingeflgt:
,8 138l  Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen
§ 138m Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete Personen
§138n Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen®.
§ 58 wird wie folgt geéndert:
a) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

b) Folgende Nummer 11 wird angeflgt:

,11. eine steuerbeglnstigte Koérperschaft auRerhalb ihrer Satzungszwecke gele-
gentlich zu tagespolitischen Themen Stellung nimmt.*

In 8§ 102 Absatz 4 Satz 3 werden nach den Wortern ,§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
und 4 bis 9“ die Worter ,und § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8* eingefugt.

§ 138i wird wie folgt geéndert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

,(2) Soweit von nach § 138n mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen
im Sinne des 8§ 138l Absatz 2 Steuern betroffen sind, die von Landesfinanzbehor-
den oder Gemeinden verwaltet werden, teilt das Bundeszentralamt fur Steuern den
fur die Nutzer zustdndigen Finanzbehdrden der Lander im automatisierten Verfah-
ren unter Angabe der DE-Registriernummer und der DE-Offenlegungsnummer mit,
dass ihm Angaben Uber mitgeteilte innerstaatliche Steuergestaltungen vorliegen.*
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§ 138j wird wie folgt geéndert:

a)

b)

f)

9)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

,§ 138]
Auswertung der Mitteilungen Uber Steuergestaltungen®.

In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe ,§§ 138f bis 138h“ die Angabe ,sowie
138m und 138n“ eingefugt.

In Absatz 2 werden nach der Angabe ,§§ 138f bis 138h* die Worter ,sowie 138m
und 138n“ eingefuigt und wird das Wort ,grenzuberschreitenden® gestrichen.

In Absatz 3 wird die Angabe ,§ 138i“ durch die Angabe ,§ 138i Absatz 1“ ersetzt.
Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingeflgt:

»(3a) Soweit von nach den 88 138m und 138n mitgeteilten innerstaatlichen
Steuergestaltungen Steuern betroffen sind, die von Finanzbehorden der Lander
oder von Gemeinden verwaltet werden, stellt das Bundeszentralamt fir Steuern
den fir die Nutzer zustandigen Finanzbehdrden der Lander ergéanzend zu den An-
gaben nach § 138i Absatz 2 auch die Angaben nach 8 138n Absatz 2 sowie eigene
Ermittlungsergebnisse und die Ergebnisse der Auswertung zum Abruf bereit.”

In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort ,grenziiberschreitenden® gestrichen und wird
nach der Angabe ,§§ 138f bis 138h" die Angabe ,und § 138n“ eingeflgt.

In Absatz 5 wird das Wort ,grenziberschreitenden” gestrichen.

§ 138k wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»,§ 138k
Angabe der Steuergestaltung in der Steuererklarung®.
Der Wortlaut wird Absatz 1.
Folgender Absatz 2 wird angefugt:
,(2) Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l
Absatz 2 verwirklicht, gilt Absatz 1 entsprechend mit der MaRgabe, dass die vom

Bundeszentralamt fir Steuern zugeteilte DE-Registriernummer und DE-Offenle-
gungsnummer anzugeben sind.*

Nach § 138k werden die folgenden 88 138l bis 138n eingeflgt:
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,g 138l
Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen

(1) Innerstaatliche Steuergestaltungen im Sinne des Absatzes 2 sind dem Bun-
deszentralamt fur Steuern nach MaRRgabe der 88 138m und 138n mitzuteilen.

(2) Eine innerstaatliche Steuergestaltung ist jede Gestaltung,

1. die keine grenziiberschreitende Steuergestaltung im Sinne des § 138d Absatz 2 in
Verbindung mit § 138e ist,

2. die eine Steuer vom Einkommen oder Vermogen, die Gewerbesteuer, die Erb-
schaft- oder Schenkungsteuer oder die Grunderwerbsteuer zum Gegenstand hat,

die mindestens ein Kennzeichen im Sinne des Absatzes 3 aufweist und

von der ein verstandiger Dritter unter Berticksichtigung aller wesentlichen Fakten
und Umstande verninftigerweise erwarten kann, dass der Hauptvorteil oder einer
der Hauptvorteile die Erlangung eines steuerlichen Vorteils im Sinne des § 138d
Absatz 3 Satz 1 ist, der im Geltungsbereich dieses Gesetzes entsteht.

Besteht eine innerstaatliche Steuergestaltung aus einer Reihe von Gestaltungen, hat
die Mitteilung nach Absatz 1 die gesamte innerstaatliche Steuergestaltung zu umfas-
sen. Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit den obersten
Finanzbehorden der Lander in einem im Bundessteuerblatt zu veroffentlichenden
Schreiben flr bestimmte Fallgruppen bestimmen, dass kein steuerlicher Vorteil im
Sinne des Satzes 1 Nummer 4 anzunehmen ist, weil der steuerliche Vorteil unter Be-
riicksichtigung aller Umstéande der Steuergestaltung gesetzlich vorgesehen ist.

(3) Kennzeichen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 sind:
1. die Vereinbarung

a) einer Vertraulichkeitsklausel, die dem Nutzer oder einem anderen an der Steu-
ergestaltung Beteiligten eine Offenlegung, auf welche Weise aufgrund der Ge-
staltung ein steuerlicher Vorteil erlangt wird, gegeniiber anderen Intermedia-
ren oder den Finanzbehdrden verbietet, oder

b) einer Vergltung, die in Bezug auf den steuerlichen Vorteil der Steuergestal-
tung festgesetzt wird; dies gilt, wenn die Vergltung von der Hohe des steuer-
lichen Vorteils abhéngt oder wenn die Vereinbarung die Abrede enthdlt, die
Vergitung ganz oder teilweise zurtickzuerstatten, falls der mit der Gestaltung
zu erwartende steuerliche Vorteil ganz oder teilweise nicht erzielt wird;

2. eine standardisierte Dokumentation oder Struktur der Gestaltung, die fir mehr als
einen Nutzer verfliigbar ist, ohne dass sie fur die Nutzung wesentlich individuell
angepasst werden muss;

3. Gestaltungen, die zum Gegenstand haben, dass

a) ein an der Gestaltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte unter-
nimmt, um ein verlustbringendes Unternehmen unmittelbar oder mittelbar zu
erwerben, die Haupttatigkeit dieses Unternehmens zu beenden und dessen
Verluste daflr zu nutzen, seine Steuerbelastung zu verringern, einschlief3lich
der zeitlich naheren Nutzung dieser Verluste,

b) Einkinfte in Vermégen, Schenkungen oder andere nicht oder niedriger be-
steuerte Einnahmen oder nicht steuerbare Einkiinfte umgewandelt werden,

c) Transaktionen durch die Einbeziehung zwischengeschalteter Unternehmen,
die keine wesentliche wirtschaftliche Tatigkeit austben, oder Transaktionen,
die sich gegenseitig aufheben oder ausgleichen, fur zirkulare Vermoégensver-
schiebungen genutzt werden,



d)

e)

f)
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derselbe steuererhebliche Sachverhalt mehreren Nutzern oder anderen Steu-
erpflichtigen oder einem Nutzer oder Steuerpflichtigen mehrfach zugeordnet
werden soll,

durch aufeinander abgestimmte Rechtsgeschéfte zweckgerichtet steuerwirk-
same Verluste und ganz oder teilweise steuerfreie Einkinfte erzeugt werden
oder

ein an der Gestaltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte unter-
nimmt, um fur sich oder einen Dritten einen steuerlichen Vorteil im Bereich des
Steuerabzugs vom Kapitalertrag zu erzeugen.

Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b gilt fir einen steuerpflichtigen Gewerbeertrag entspre-

chend.

1.
2.
3.

1.

(4) Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne des Absatzes 2 ist
jede naturliche oder juristische Person, Personenvereinigung oder Vermdgensmasse,

der die innerstaatliche Steuergestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird,

die bereit ist, die innerstaatliche Steuergestaltung umzusetzen, oder

die den ersten Schritt zur Umsetzung der innerstaatlichen Steuergestaltung ge-
macht hat.

(5) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung im
Sinne des Absatzes 2 besteht nur, wenn

ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung in einem der in § 138n Absatz 1
Satz 2 genannten Zeitpunkte

a)

b)

in mindestens zwei der drei Kalender- oder Wirtschaftsjahre, die dem Kalen-
derjahr vorausgehen, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 ein-
getreten ist, umsatzsteuerbare Umsatze im Sinne des § 1 Absatz 1 des Um-
satzsteuergesetzes in Hohe von mehr als 50 000 000 Euro pro Wirtschaftsjahr
oder Kalenderjahr erzielt hat (Umsatzschwelle),

in mindestens zwei der drei letzten Veranlagungszeitrdume, flr die vor dem
Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 Einkommen- oder Kérperschaftsteuer
festgesetzt worden ist,

aa) eine Summe der positiven Einkinfte nach § 2 Absatz 1 des Einkommen-
steuergesetzes einschlie3lich der nach § 32d des Einkommensteuerge-
setzes dem gesonderten Steuertarif unterliegenden Einkinfte aus Kapi-
talvermdgen von mehr als 2 000 000 Euro im Kalenderjahr (Einkinfte-
schwelle) erzielt hat, wobei im Falle der Zusammenveranlagung nach
§ 26b des Einkommensteuergesetzes fiir die Feststellung des Uber-
schreitens der Einklnfteschwelle auf jeden Ehegatten oder Lebens-
partner abzustellen ist, oder

bb) ein Einkommen nach § 8 Absatz 1 des Kdrperschaftsteuergesetzes er-
zielt und dieses erhdht um die nach § 8b des Kdrperschaftsteuergesetzes
aulRer Ansatz bleibenden Bezlige und Gewinne und vermindert um die
nach § 8b Absatz 3 und 5 des Koérperschaftsteuergesetzes nicht abzieh-
baren Betriebsausgaben mehr als 2 000 000 Euro im Wirtschaftsjahr (Ein-
kommensschwelle) betréagt,

zu einem Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes gehort, bei dem die
Summe der Umsatze, Einkinfte oder Einkommen der Konzerngesellschaften
einen der in Buchstabe a oder b genannten Schwellenwerte Uberschreitet, wo-
bei nur positive Betrage der einzelnen Konzerngesellschaften bericksichtigt
werden,
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d) zusammen mit anderen inlandischen Unternehmen von einer ausl&ndischen
naturlichen oder juristischen Person, einer Mehrheit von Personen, einer Stif-
tung oder einem anderen Zweckvermogen beherrscht oder einheitlich geleitet
wird oder mit einem auslandischen Unternehmen wirtschaftlich verbunden im
Sinne des § 138e Absatz 3 ist,

e) ein Investmentfonds oder ein Spezial-Investmentfonds im Sinne des Invest-
mentsteuergesetzes ist, oder

f)  Anleger

aa) eines Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes ist, sofern
nicht mehr als 100 Anleger an dem Investmentfonds beteiligt sind und die
Anschaffungskosten der Investmentanteile des Anlegers mindestens
100 000 Euro betragen haben oder

bb) eines Spezial-Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes
ist; oder

2. die Gestaltung zum Gegenstand hat, dass

a) durch Erwerb von Todes wegen oder durch Schenkung Vermégen tbertragen
wird, dessen Wert nach § 12 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge-
setzes nach Abzug von Nachlassverbindlichkeiten im Sinne des 8§ 10 Absatz 5
Nummer 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes oder nach
Abzug der mit einer Schenkung in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen-
den Schulden und Lasten voraussichtlich mindestens 4 000 000 Euro betra-
gen wird, oder

b) unmittelbar oder mittelbar Anteile an einer Gesellschaft erworben werden oder
Ubergehen und der durch die Anteile vermittelte Grundbesitzwert nach 8§ 8 Ab-
satz 2 des Grunderwerbsteuergesetzes mindestens 5 000 000 Euro betrégt.

Ist die Steuerpflicht des Nutzers erst in den letzten drei Kalenderjahren oder Wirt-
schaftsjahren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis nach
8 138n Absatz 1 Satz 2 eingetreten ist, entstanden, besteht eine Verpflichtung zur Mit-
teilung

1. nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a auch dann, wenn die Umsatzschwelle in dem
Kalenderjahr, in dem das Ereignis nach 8§ 138n Absatz 1 Satz 2 eintritt, voraus-
sichtlich tberschritten wird;

2. nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b auch dann, wenn die Einkinfteschwelle oder
die Einkommensschwelle in nur einem Veranlagungszeitraum, fiir den eine Ein-
kommen- oder Korperschaftsteuer oder mindestens eine Vorauszahlung auf eine
solche Steuer festgesetzt worden ist, Uberschritten wurde;

Rumpfwirtschaftsjahre sind auf volle Wirtschaftsjahre hochzurechnen. Wird ein Nutzer
nicht zur Einkommensteuer veranlagt, sind bei Anwendung von Satz 1 Nummer 1
Buchstabe b Doppelbuchstabe aa die Einklnfte in mindestens zwei der drei letzten
Kalenderjahre maf3gebend, die dem Kalenderjahr vorausgehen, in dem das Ereignis
nach 8 138n Absatz 1 Satz 2 eingetreten ist. Die Verpflichtung zur Mitteilung nach
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f besteht nur, sofern die Steuergestaltung im Zusammen-
hang mit der Beteiligung an dem Investmentfonds oder dem Spezial-Investmentfonds
steht. Bei Anwendung von Satz 1 Nummer 2 sind die Verhaltnisse in einem der in
§ 138n Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkte malRgebend. Werden die Grenzen nach
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder b nicht Uberschritten, besteht eine Verpflichtung
zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung, die ausschlieflich die in Satz 1
Nummer 2 genannten Steuern zum Gegenstand hat, auch dann nicht, wenn auch ein
Kriterium nach Satz 1 Nummer 1 erfullt ist. Der Nutzer hat dem Intermediar die fur die
Anwendung von Satz 1 erforderlichen Daten mitzuteilen.
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(6) Ubt ein Intermediar im Zusammenhang mit der innerstaatlichen Steuergestal-
tung ausschlief3lich die in § 138m Absatz 1 Satz 1 aufgeflhrten Tatigkeiten aus, so gilt
er nicht als an der Gestaltung Beteiligter.

§ 138m
Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete Personen

(1) Intermediar ist, wer eine der in 8 138d Absatz 1 genannten Tatigkeiten im Hin-
blick auf eine innerstaatliche Steuergestaltung ausubt. Zur Mitteilung einer innerstaat-
lichen Steuergestaltung im Sinne des 8 138l Absatz 2 ist der Intermediar verpflichtet,
wenn er im Geltungsbereich dieses Gesetzes

1. seinen Wohnsitz, seinen gewohnlichen Aufenthalt, seine Geschéftsleitung oder
seinen Sitz hat,

2. eine Betriebstatte hat, durch die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der in-
nerstaatlichen Steuergestaltung erbracht werden,

3. indas Handelsregister oder in ein offentliches berufsrechtliches Register eingetra-
gen ist oder

4. bei einem Berufsverband fir juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistun-
gen registriert ist.

(2) Erfullt kein Intermediar die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 oder hat
ein Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne
des § 138l Absatz 2 fir sich selbst konzipiert, obliegt die Pflicht zur Mitteilung der in-
nerstaatlichen Steuergestaltung dem Nutzer. In den Fallen des § 138l Absatz 5 Satz 1
Nummer 1 sind nach Satz 1 nur die Nutzer zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuer-
gestaltung verpflichtet, die die Voraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1
erflllen; weitere Nutzer, die die Voraussetzungen nach 8 138l Absatz 5 Satz 1 Num-
mer 1 nicht erflllen, gelten als andere an der Gestaltung beteiligte Personen.

(3) Unterliegt ein Intermediar einer gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit und
hat der Nutzer ihn von dieser Pflicht nicht entbunden, so geht die Pflicht zur Ubermitt-
lung der Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 auf den Nutzer
Uber, sobald der Intermediar

1. den Nutzer tber die Mitteilungspflicht, die Mdglichkeit der Entbindung von der Ver-
schwiegenheitspflicht und den anderenfalls erfolgenden Ubergang der Mitteilungs-
pflicht informiert hat und

2. dem Nutzer die nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 erforderlichen
Angaben, soweit sie dem Nutzer nicht bereits bekannt sind, sowie die DE-Regist-
riernummer und die DE-Offenlegungsnummer zur Verfiigung gestellt hat.

Ist die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9
bezeichneten Angaben auf den Nutzer Gibergegangen, so hat dieser in seiner Mitteilung
die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer anzugeben; § 138n Ab-
satz 1 gilt in diesem Fall entsprechend. Die Information des Nutzers nach Satz 1 Num-
mer 2 ist vom Intermediar nach Zugang der Mitteilung der DE-Offenlegungsnummer
unverzuglich zu veranlassen und auf Verlangen dem Bundeszentralamt fir Steuern
nachzuweisen. Erlangt der Nutzer die in Satz 1 Nummer 2 bezeichneten Informationen
erst nach Eintritt des nach § 138n Absatz 1 Satz 2 malRgebenden Ereignisses, so be-
ginnt die Frist zur Ubermittlung der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 be-
zeichneten Angaben abweichend von 8§ 138n Absatz 1 Satz 2 erst mit Ablauf des Ta-
ges, an dem der Nutzer die Informationen erlangt hat. Hat der Nutzer einer innerstaat-
lichen Steuergestaltung einen Intermediar, der einer gesetzlichen Pflicht zur



-23- Bearbeitungsstand: 10.07.2024 10:56

Verschwiegenheit unterliegt, nicht von seiner Verschwiegenheitspflicht entbunden,
kann die Pflicht des Intermediars zur Mitteilung der Angaben nach 8§ 138n Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 dadurch erfullt werden, dass der Nutzer diese Angaben
im Auftrag des Intermediars Ubermittelt.

(4) Mehrere Intermediare oder Nutzer derselben innerstaatlichen Steuergestal-
tung sind nebeneinander zur Mitteilung verpflichtet. Ein Intermediar oder Nutzer ist in
diesem Fall von der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 oder 2 befreit, soweit er nachwei-
sen kann, dass die in § 138n Absatz 2 bezeichneten Informationen zu derselben inner-
staatlichen Steuergestaltung bereits durch einen anderen Intermediar oder einen an-
deren Nutzer dem Bundeszentralamt fir Steuern mitgeteilt wurden.

§138n
Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen

(1) Die innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne von § 138l Absatz 2 ist dem
Bundeszentralamt fir Steuern nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz tber die amt-
lich bestimmte Schnittstelle elektronisch mitzuteilen. Die Ubermittlung der Angaben
nach Absatz 2 hat innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des Tages zu erfolgen, an
dem das erste der nachfolgenden Ereignisse eintritt:

1. die innerstaatliche Steuergestaltung wird zur Umsetzung bereitgestellt,

2. der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung ist zu deren Umsetzung bereit
oder

3. mindestens ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung hat den ersten Schritt
der Umsetzung dieser Steuergestaltung gemacht.

(2) Der Datensatz muss folgende Angaben enthalten:
1. zum Intermediar:

a) den Familiennamen und den Vornamen sowie den Tag und Ort der Geburt,
wenn der Intermediar eine natirliche Person ist,

b) die Firma oder den Namen, wenn der Intermediar keine natirliche Person ist,
und

c) die Anschrift,
2. zum Nutzer:

a) den Familiennamen und den Vornamen sowie den Tag und Ort der Geburt,
wenn der Nutzer eine naturliche Person ist,

b) die Firma oder den Namen, wenn der Nutzer keine natiirliche Person ist,
c) die Anschrift,
d) den Staat, in dem der Nutzer ansassig ist, und

e) das Steueridentifikationsmerkmal nach 88 139b und 139c oder die Steuer-
nummer, soweit dem Nutzer zugeteilt,

3. wenn an der innerstaatlichen Steuergestaltung Personen beteiligt sind, die im
Sinne des § 138e Absatz 3 als verbundene Unternehmen des Nutzers gelten, zu
dem verbundenen Unternehmen:

a) die Firma oder den Namen,
b) die Anschrift,

c) den Staat, in dem das Unternehmen ansassig ist, und
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d) das Steueridentifikationsmerkmal nach 88 139b und 139c oder die Steuer-
nummer, soweit der mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1 oder
2 bekannt,

4. Einzelheiten zu den nach § 138l Absatz 3 zur Mitteilung verpflichtenden Kennzei-
chen,

5. eine Zusammenfassung des Inhalts der innerstaatlichen Steuergestaltung ein-
schlieBlich

a) soweit vorhanden, der Bezeichnung, unter der die Steuergestaltung allgemein
bekannt ist, und

b) einer abstrakt gehaltenen Beschreibung der relevanten Geschéftstatigkeit o-
der Gestaltung des Nutzers, soweit dies nicht zur Offenlegung eines Handels-
, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses oder eines Geschaftsverfahrens oder
von Informationen fuhrt, deren Offenlegung die 6ffentliche Ordnung verletzen
wirde,

6. das Datum des Tages, an dem der erste Schritt der Umsetzung der innerstaatli-
chen Steuergestaltung gemacht wurde oder voraussichtlich gemacht werden wird,

7. Einzelheiten zu den einschlagigen Rechtsvorschriften, die unmittelbar die Grund-
lage der innerstaatlichen Steuergestaltung bilden,

8. den tatsachlichen oder voraussichtlichen wirtschaftlichen Wert der innerstaatlichen
Steuergestaltung, und

9. Angaben zu allen im Geltungsbereich dieses Gesetzes ansassigen Personen, die
von der innerstaatlichen Steuergestaltung wahrscheinlich unmittelbar betroffen
sind sowie Personen nach § 138m Absatz 2 Satz 2 2. Alternative, soweit sie der
mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1 oder 2 bekannt sind.

Soweit dem Intermediar bekannt ist, dass neben ihm mindestens ein weiterer Interme-
diar im Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Mitteilung derselben innerstaatlichen
Steuergestaltung verpflichtet ist, so kann er im Datensatz nach Satz 1 mit deren Ein-
willigung die Angaben nach Satz 1 Nummer 1 auch hinsichtlich der anderen ihm be-
kannten Intermediare machen. Satz 2 gilt entsprechend, wenn dem Nutzer einer inner-
staatlichen Steuergestaltung bekannt ist, dass neben ihm mindestens ein weiterer Nut-
zer zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet ist.

(3) Der mitteilende Intermediar hat den Nutzer dartber zu informieren, welche
den Nutzer betreffenden Angaben er gemald Absatz 2 an das Bundeszentralamt fur
Steuern Ubermitteln wird. Im Fall des Absatzes 2 Satz 2 hat der mitteilende Intermediar
die anderen ihm bekannten Intermediare unverziglich dartiber zu informieren, dass die
Angaben gemal Absatz 2 an das Bundeszentralamt fur Steuern Gbermittelt wurden.

(4) Das Bundeszentralamt fur Steuern weist dem eingegangenen Datensatz im
Sinne des Absatzes 2

1. eine DE-Registriernummer fir die mitgeteilte innerstaatliche Steuergestaltung und

2. eine DE-Offenlegungsnummer fur die eingegangene Mitteilung

zu und teilt diese der mitteilenden Person im Sinne von § 138m Absatz 1 oder 2 mit.
Hat das Bundeszentralamt fur Steuern aufgrund der Mitteilung eines anderen Interme-
diars oder Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung bereits eine DE-Registrier-
nummer zugewiesen und ist diese der mitteilenden Person bekannt, so hat sie sie dem
Bundeszentralamt fur Steuern im Datensatz nach Absatz 2 Satz 1 mitzuteilen. Satz 1
Nummer 1 ist nicht anzuwenden, wenn die mitteilende Person nach Satz 2 im Daten-
satz eine DE-Registriernummer fir die innerstaatliche Steuergestaltung angegeben
hat. Der mitteilende Intermediar hat die DE-Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1
und die DE-Offenlegungsnummer nach Satz 1 Nummer 2 unverziglich dem Nutzer der
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innerstaatlichen Steuergestaltung mitzuteilen. Hat der Intermediar nach Absatz 2
Satz 2 auch andere Intermediare derselben innerstaatlichen Steuergestaltung be-
nannt, so hat er diesen die DE-Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 mitzuteilen.

(5) 8138h Absatz 1 gilt fur innerstaatliche Steuergestaltungen sinngeméafi. Bei
marktfahigen innerstaatlichen Steuergestaltungen sind Anderungen hinsichtlich der in
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3, 6 und 9 bezeichneten Angaben, die nach Ubermitt-
lung des Datensatzes nach Absatz 2 eingetreten sind, innerhalb von 30 Tagen nach
Ablauf des Kalendervierteljahres mitzuteilen, in dem die jeweils mitteilungspflichtigen
Umstande eingetreten sind. Dabei sind die DE-Registriernummer und die DE-Offenle-
gungsnummer anzugeben. Die Angaben sind dem Bundeszentralamt fir Steuern nach
MalRgabe des Absatzes 1 Satz 1 zu Ubermitteln.”

§ 379 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1g wird die Angabe ,§138k Satz 1“ durch die Angabe ,§ 138k Ab-
satz 1 Satz 1“ ersetzt.

bb) In der Nummer 1i wird am Ende das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.
cc) Nach Nummer l1i werden die folgende Nummern 1j und 1k eingefiigt:

,1j. entgegen § 138| Absatz 1 in Verbindung mit 8 138n Absatz 1, 2 Satz 1
Nummer 1 bis 7 und 9 oder Absatz 5 Satz 2 und 3, jeweils auch in Ver-
bindung mit § 138m Absatz 1, 2 oder 3 Satz 1 und 2 eine Mitteilung Uber
eine innerstaatliche Steuergestaltung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig macht,

1k. entgegen § 138k Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 in der Steuerer-
klarung die Angabe der von ihm verwirklichten innerstaatlichen Steuer-
gestaltung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
macht oder".

b) In Absatz 5 wird die Angabe ,Absatz 2 Nummer 1¢c“ durch die Worter ,Absatz 2
Nummer 1c, 1j und 1k" ersetzt.

Artikel 9

Weitere Anderung der Abgabenordnung [01.01.2025]

Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geandert worden ist,

wird wie folgt geéndert:

1.

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu 8§ 62 wie folgt gefasst:

.8 62 (weggefallen)*.
§ 55 Absatz 1 Nummer 5 wird aufgehoben.
In § 58 Nummer 3 wird der Satzteil vor Satz 2 wie folgt gefasst:

,eine Korperschaft inre Uberschiisse der Einnahmen Uber die Ausgaben aus der Ver-
maogensverwaltung, ihre Gewinne aus den wirtschaftlichen Geschaftsbetrieben ganz
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oder teilweise und dariiber hinaus hochstens 15 Prozent ihrer sonstigen Mittel einer
anderen steuerbeguinstigten Korperschaft oder einer juristischen Person des o6ffentli-
chen Rechts zur Vermdgensausstattung zuwendet.*

4. 8§62 wird aufgehoben.
5. § 63 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 4 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

Artikel 10

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung [TnV]

Dem Artikel 97 § 33 des Einfilhrungsgesetz3w zur Abgabenordnung vom 14. Dezem-
ber 1976 (BGBI. | S. 3341; 1977 | S. 667), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom
27. Marz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 108) geandert worden ist, wird folgender Absatz 7 ange-
fugt:

,(7) 8102 Absatz 4 Satz 3 und die 88 138i bis 138n der Abgabenordnung in der am ...
[einsetzen: Tag nach der Verkiindung] geltenden Fassung sind in allen Fallen anzuwenden,
in denen das mafigebende Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnung in
der am ... [einsetzen: Tag nach der Verkiindung] geltenden Fassung nach einem vom Bun-
desministerium der Finanzen mindestens ein Jahr zuvor zu bestimmenden und im Bundes-
gesetzblatt Teil | bekanntzumachenden Stichtag eingetreten ist. Unabhangig von der Be-
kanntgabe nach Satz 1 ist der spateste Stichtag der ... [einsetzen: 31. Dezember des vier-
ten Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr des Inkrafttretens des Artikels 8 dieses Ge-
setzes folgt].”

Artikel 11

Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes [TnV]

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006
(BGBI. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 27. Méarz 2024 (BGBI.
2024 | Nr. 108) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. 85 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geéndert:
a) In Nummer 44 wird die Angabe ,§ 138i“ durch die Angabe ,§138i Absatz 1“ ersetzt.

b) In Nummer 44a wird die Angabe ,§ 379 Absatz 2 Nummer 1e und 1f* durch die
Angabe ,§ 379 Absatz 2 Nummer 1e, 1f und 1j der Abgabenordnung® ersetzt.

c) Nach Nummer 44a wird die folgende Nummer 44b eingefiigt:
LA44b. die Sammlung, Sortierung, Zuordnung und Auswertung der ihm nach den

88 138l bis 138n der Abgabenordnung zugegangenen Mitteilungen tber in-
nerstaatliche Steuergestaltungen, die Information der Landesfinanzbehdrden
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nach 8 138i Absatz 2 und § 138j Absatz 3a der Abgabenordnung sowie die
Unterrichtung des Bundesministeriums der Finanzen Uber die Ergebnisse der
Auswertung nach § 138j Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung;*.

2. In 8 21a Absatz 5 wird das Wort ,grenziberschreitende” gestrichen.

Artikel 12

Anderung des Generationenkapitalgesetzes [TnV]

Dem § 6 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung ,,Generationenkapital“ (Generatio-
nenkapitalgesetz — GenKapG) vom ... (BGBI. 2024 | Nr. ), [einsetzen: Datum und Fund-
stelle des Gesetzes] wird folgender Absatz 4 angeflgt:

»(4) Die Stiftung unterliegt nicht der Koérperschaftsteuer oder der Gewerbesteuer. Die
Errichtung der Stiftung sowie Zuwendungen an die Stiftung unterliegen nicht der Erbschaft-
und Schenkungsteuer. Zahlungen und Leistungen der Stiftung unterliegen keinem Kapital-
ertragsteuerabzug. Fir Zwecke der Doppelbesteuerungsabkommen gilt die Stiftung als in
Deutschland anséassige Person, die der deutschen Besteuerung unterliegt.”

Artikel 13

Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes
[Schreiben BGBI.]

8 34 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Februar 1997 (BGBI. | S. 378), das zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes
vom 27. Marz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 108) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In Absatz 2 Nummer 2 werden die Worter ,Nachla3pflegschaften und NachlaRverwal-
tungen® durch die Worter ,Nachlasspflegschaften und Nachlassverwaltungen® ersetzt.

2. Folgender Absatz wird angeflgt:

,(3) Die Standesamter haben die von ihnen beurkundeten Sterbeféalle abweichend
von Absatz 1 dem Bundeszentralamt fir Steuern elektronisch nach Mafl3gabe des § 4
Absatz 1 der Erbschaftsteuer-Durchfiihrungsverordnung anzuzeigen. Die Anzeigen
enthalten die in § 4 Absatz 2 und 3 der Erbschaftsteuer-Durchfiihrungsverordnung be-
stimmten Daten. Die fur die Verwaltung der Erbschaftsteuer zustandigen Landesfinanz-
behdrden bedienen sich hierbei des Bundeszentralamts flir Steuern zur Ergénzung der
nach 8§ 4 Absatz 4 der Erbschaftsteuer-Durchfihrungsverordnung bestimmten Daten
und Ubermittlung an die zustandige Landesfinanzbehérde.
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Artikel 14

Anderung der Erbschaftsteuer- Durchfiihrungsverordnung [TnV]

In Muster 3 (8 4 ErbStDV) der Erbschaftsteuer-Durchfuhrungsverordnung vom 8. Sep-
tember 1998 (BGBI. | S. 2658), die zuletzt durch Artikel 6 der Verordnung vom 19. Dezem-
ber 2022 (BGBI. | S. 2432) geé&ndert worden ist, werden in Spalte 6 die Worter ,Worin be-
steht der Nachlaf3 und welchen Wert hat er? (kurze Angabe) a) Land- und forstw. Vermogen
(bitte Lage und GrolRe der bewirtschafteten Flachen angeben) b) Grundverméogen (bitte
Lage angeben) c) Betriebsvermogen (bitte die Firma und Art des Betriebs, z. B. Einzelhan-
delsgeschaft, GroRhandel, Handwerksbetrieb, Fabrik angeben) d) Ubriges Vermdgen*“ ge-
strichen.

Artikel 15

Weitere Anderung der Erbschaftsteuer- Durchfiihrungsverord-
nung [Schreiben BGBI.]

8 4 der Erbschaftsteuer-Durchfiihrungsverordnung, die zuletzt durch Artikel 14 dieses
Gesetzes geéandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

”§ 4
Anzeigepflicht der Standesamter

(1) Die Standesamter haben die Sterbefalle unmittelbar nach der Beurkundung dem
Bundeszentralamt fiir Steuern durch einen abgestimmten elektronischen Datensatz nach
MaRgabe der Absétze 2 und 3 anzuzeigen. Die Ubermittiung der Daten erfolgt jeweils zu-
sammen mit den Datentbermittiungen nach 8§ 60 der Personenstandsverordnung und § 9
der Zweiten Bundesmeldedatentbermittiungsverordnung. Das Bundeszentralamt fiir Steu-
ern erganzt die Gbermittelten Daten um die Angaben nach Absatz 4 und leitet diese in ei-
nem abgestimmten elektronischen Datensatz an die Landesfinanzbehdrden weiter.

(2) Der Datensatz nach Absatz 1 muss Name, Vornamen oder Bezeichnung des Aus-
kunftgebers sowie dessen Anschrift enthalten.

(3) Die in Absatz 1 genannten Anzeigen sind vom Standesamt um nachfolgende An-
gaben zu erganzen, soweit diese dem Standesamt bekannt sind oder von den nach den
88 29 und 30 des Personenstandsgesetzes zur Anzeige Verpflichteten mitgeteilt wurden:

1. Familienname, Vornamen und Anschrift von Kindern des Erblassers,

2. Familienname, Vornamen und Anschrift von Abkémmlingen von Kindern, der Eltern,
der Geschwister und von sonstigen Verwandten des Erblassers sowie das personliche
Verhéaltnis zum Erblasser,

(4) Die fur die Verwaltung der Erbschaftsteuer zustdndigen Landesfinanzbehérden
bedienen sich des Bundeszentralamts fir Steuern zur Erganzung des vom Standesamt
zum Sterbefall Ubermittelten Datensatzes um folgende Angaben:

1. Identifikationsnummer des Erblassers,
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2. Familienname und Vorname des Erblassers,
3. Tag und Ort der Geburt des Erblassers,
4. Geschlecht des Erblassers,
5. letzte bekannte melderechtliche Anschrift des Erblassers,
6. Familienstand des Erblassers,
7. Steuernummer des Erblassers,
8. Name des Standesamtes,
9. Nummer des Sterbefalls im Sterberegister,
10. Sterbetag des Erblassers,
11. Identifikationsnummer des Ehegatten oder Lebenspartners,
12. Identifikationsnummer von minderjahrigen Kindern.
Die fur die Verwaltung der Erbschaftsteuer zustandigen Landesfinanzbehdrden bedienen
sich des Bundeszentralamts flr Steuern zur Ubermittlung der Daten zum Sterbefall und der
erganzenden Daten nach Satz 1 Nummer 1 bis 12 in einem abgestimmten elektronischen
Datensatz an die zustéandige Landesfinanzbehdorde.

(5) Zur Erganzung des Datensatzes nach Absatz 4 kann das Bundeszentralamt fur
Steuern die nach § 9 der Zweiten Bundesmeldedatenibermittiungsverordnung Ubermittel-
ten Daten verwenden.

(6) In Fallen, in denen mangels inlandischen Wohnsitzes des Erblassers keine Daten-
Ubermittlung nach § 9 der Zweiten Bundesmeldedatentbermittiungsverordnung erfolgt, er-
stattet das Standesamt gemaR § 60 der Personenstandsverordnung die Anzeige schriftlich

nach Muster 3 an das fur die Verwaltung der Erbschaftsteuer zustédndige Finanzamt, in
dessen Bezirk sich der Sitz des Standesamtes befindet.”

Artikel 16

Anderung der Zweiten Bundesmeldedateniibermittlungsverord-
nung [TnV]

In 8 9 Absatz 1 Nummer 10 der Zweite Bundesmeldedatentbermittlungsverordnung
vom 1. Dezember 2014 (BGBI. | S. 1950), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 5 des Gesetzes
vom 22. Méarz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 104) geandert worden ist, wird nach der Angabe
,1901“ die Angabe ,,, 1902, 1903“ eingeflgt.
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Artikel 17

Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [01.01.2025]

In 8§ 6 Absatz 1 des Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
28. Januar 2009 (BGBI. | S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16.
Dezember 2022 (BGBI. | S. 2328) geandert worden ist, wird die Angabe ,250 Euro® durch
die Angabe ,255 Euro” ersetzt.

Artikel 18

Weitere Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [01.01.2026]

8 6 Absatz 2 des Bundeskindergeldgesetzes, das zuletzt durch Artikel 17 dieses Ge-
setzes gedandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

,(2) Werden die Freibetrage fir Kinder nach 8 31 Satz 1 in Verbindung mit § 32 Ab-

satz 6 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes angehoben, wird das Kindergeld entspre-
chend erhoht.”

Artikel 19

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 bis 6 am Tag nach der Verkiindung
in Kraft.

(2) Die Artikel 2, 5, 9 und 17 treten am 1. Januar 2025 in Kraft.

(3) Die Artikel 3, 6 und 18 treten am 1. Januar 2026 in Kraft.

(4) Artikel 4 tritt am 1. Januar 2029 in Kraft.

(5) Artikel 7 tritt am 1. Januar 2030 in Kraft.

(6) Die Artikel 13 und 15 treten an dem Tag in Kraft, den das Bundesministerium der
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und fur Heimat sowie

den obersten Finanzbehoérden der Lander als Beginn der Ubermittlung im Bundesgesetz-
blatt bekannt gibt.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Deutschland braucht ein Steuerrecht, dass Blrgerinnen und Birger nicht Gber Gebihr be-
lastet und ihnen den finanziellen Raum fir eigenstandige Entscheidungen lasst. Dabei gilt
es sicherzustellen, dass die Steuerlast nicht allein durch die Inflation ansteigt und damit zu
Belastungen fuhrt, ohne dass sich die Leistungsfahigkeit erhoht hat. Deshalb missen nicht
nur die Sozialausgaben, sondern auch deren staatliche Finanzierung angemessen an die
Preisentwicklung angepasst werden.

Dabei muss aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben das Existenzminimum jederzeit
steuerfrei gestellt werden. Dazu missen der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag ent-
sprechend angepasst werden. Dies unterstlitzt auch die Steuerzahler mit niedrigen Einkom-
men. Der Ausgleich der kalten Progression ist zwingend geboten, damit insbesondere auch
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Inflation nicht die Lohnzuwéchse auffrisst und
ihnen netto ein angemessener Teil des Lohns verbleibt.

Es mussen der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag fur den Veranlagungszeitraum
2025 und ab 2026 zur Freistellung des Existenzminimums angehoben werden. Die kalte
Progression wird Uber die Anpassung des Steuertarifs fir 2025 und 2026 ausgeglichen.
Der Anpassungsbedarf ergibt sich aus den zu erwartenden Werten der Herbstprojektion,
die Grundlage fur den im Herbst zu erstellenden 15. Existenzminimumbericht und den
ebenfalls im Herbst zu erstellenden 6. Steuerprogressionsbericht ist.

Das Kindergeld wird mit Wirkung zum 1. Januar 2025 um weitere 5 Euro auf 255 Euro pro
Kind im Monat angehoben. Ab 2026 wird im Einkommensteuergesetz verankert, dass Kin-
dergeld und Kinderfreibetrag weiter zeitgleich steigen.

Darlber hinaus sind die Herausforderungen an die gegenwartige Finanz- und Wirtschafts-
politik grof3. Hier besteht lber die Weichenstellungen des Wachstumschancengesetzes
hinaus Handlungsbedarf.

Auch die Auftrage aus dem Koalitionsvertrag zur Uberfiihrung der Steuerklassen 1l und V
in das Faktorverfahren und Klarstellungen zur Gemeinnitzigkeit sind umzusetzen. Durch
das Faktorverfahren wird zwischen den Ehegatten klarer herausgestellt, wer wieviel netto
zum Einkommen beitragt.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
Neben notwendigen Entlastungen bei der Einkommensteuer werden mit dem 2. Jahress-
teuergesetz 2024 eine Vielzahl an Einzelmalinahmen aufgegriffen, die thematisch nicht o-
der nur partiell miteinander verbunden sind.
Inhaltlich hervorzuheben sind folgende steuerliche Regelungen bzw. Regelungsbereiche:
— Anpassungen des Einkommensteuertarifs

— Anhebung des in den Einkommensteuertarifs integrierten Grundfreibetrags um

300 Euro auf 12 084 Euro im Jahr 2025 und ab 2026 Anhebung um 252 Euro auf
12 336 Euro und
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— Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrags fiir den Veranlagungszeitraum 2025
um 60 Euro auf 6 672 Euro und ab dem Veranlagungszeitraum 2026 Anhebung
um 156 Euro auf 6 828 Euro

— Anpassung der Ubrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs fir die Veranla-
gungszeitrdume 2025 und ab 2026 (mit Ausnahme des Eckwerts der sog. ,Rei-
chensteuer®)

— Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritatszuschlag fur die Veranlagungszeit-
rdume 2025 und ab 2026

— Auftrage aus dem Koalitionsvertrag
— Uberfulhrung der Steuerklassen Il und V in das Faktorverfahren
— Anpassungen bei den Regelungen zur Gemeinnitzigkeit
— Mitteilungspflicht Uber innerstaatliche Steuergestaltungen

—  Weitere Malshahmen

Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2025 von 250 Euro auf 255 Euro monatlich

Steuerbefreiung der Stiftung Generationenkapital

Digitalisierung der Sterbefallanzeigen

. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fiir die Anderung des Einkommen-
steuergesetzes (Artikel 1 bis 4) und des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995 (Artikel 5 bis 7)
sowie des Generationenkapitalgesetzes (Artikel 12) aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste
Alternative des Grundgesetzes (GG), da das Steueraufkommen diesbeziiglich dem Bund
ganz oder teilweise zusteht.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fur die Anderung der Abgabenord-
nung (Artikel 8 und 9) und des Einfihrungsgesetzes zur Abgabenordnung (Artikel 10) aus
Artikel 108 Absatz 5 GG.

Fur die Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes (Artikel 11) folgt die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes aus Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG. Es wird der Vollzug der Steu-
ergesetze erheblich verbessert bzw. erleichtert.

Der Bund ist im Bereich der Erbschaft- und Schenkungsteuer (Artikel 13) gemaf Artikel 105
Absatz 2 Satz 2 zweite Alternative in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG gesetzge-
bungsbefugt. Eine bundeseinheitliche Regelung ist zur Wahrung der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die Einheitlichkeit der rechtli-
chen Rahmenbedingungen ist bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer notwendig, um ei-
ner Rechtszersplitterung mit problematischen Folgen entgegenzuwirken. Insbesondere
wenn Erblasser, Schenker, Erbe oder Beschenkter, in verschiedenen Landern ansassig
sind, konnte es bei einer foderalen Ausrichtung der Erbschaft- und Schenkungsteuer zu
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mehreren konkurrierenden Steueransprichen kommen. Zur Vermeidung von Doppelbelas-
tungen bedirfte es Vereinbarungen zwischen den Landern, deren Koordinierung und Ad-
ministration erheblichen Mehraufwand verursachen wirde. Unterschiedliche Regelungen
in den einzelnen Landern wirden ferner zu erheblichen Abgrenzungsschwierigkeiten fih-
ren. Die Komplexitat des Erbschaft- und Schenkungsteuerrechts wirde massiv zunehmen.
Eine einheitliche Erbschaft- und Schenkungsteuer wahrt dartber hinaus die Funktionsfa-
higkeit des Wirtschaftsraums der Bundesrepublik Deutschland, da unterschiedliche Erb-
schaft- und Schenkungsteuerbelastungen mittelbar zu Wettbewerbsnachteilen fihren kén-
nen (vgl. zu allem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Dezember 2014 — 1 BvL
21/12 —, Rz. 107 ff.).

Fur die Anderung des Bundeskindergeldgesetzes (Artikel 17 und 18) ergibt sich die Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 2 GG und Artikel 74 Absatz 1
Nummer 7 GG. Fur die offentliche Flrsorge steht dem Bund das Gesetzgebungsrecht zu,
wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet oder
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bun-
desgesetzliche Regelung erforderlich machen. Die Regelungen dienen sowohl der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhaltnisse als auch der Wahrung der Rechtseinheit.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Unvereinbarkeiten mit héherrangigem Recht sind nicht zu erkennen.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Auf die entsprechenden Ausfiihrungen zum Erfiillungsaufwand wird verwiesen.
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Vorhaben steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhal-
tigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem es fachlich not-
wendigen Gesetzgebungsbedarf in verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts
umsetzt und damit auch das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. Es betrifft damit
die Indikatorenbereiche 8.2. Staatsverschuldung (Staatsfinanzen konsolidieren — Generati-
onengerechtigkeit schaffen), 8.3. (Wirtschaftliche Zukunftsvorsorge — Gute Investitionsbe-
dingungen schaffen, Wohlstand dauerhaft erhalten) sowie 8.4. (Wirtschaftliche Leistungs-
fahigkeit — Wirtschaftsleistung umwelt- und sozialvertraglich steigern).

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz beziiglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben.
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand
(Steuermehr- / -mindereinnahmen (=) in Mio. Euro)
Steu- Kassenjahr
erart /
Ge- Volle
l'I‘Orl: Mainahme b'i?’tﬁ JaVCirﬁs 2024 2025 2026 2027 2028
per- kungt
schaf
t
1 § 32 EStG (2025) Insg. -115 -5 -95 -120 -130
Aphebung der Kinderfreibe- ESt - 110 -90 -115 -125
g IZOMSE s s s s s
Bund -52 -5 -43 -54 -58
ESt - 47 -38 - 49 -53
Solz -5 -5 -5 -5 -5
Lan- 46 38 49 53
ESt - 46 -38 -49 -53
Gem. -17 -14 -17 -19
ESt -17 -14 -17 -19
2 § 66 EStG Insg. - 790 -1090 - 850 - 785 - 770
Anhebung des Kinderge]- ESt + 300 + 240 + 310 + 325
ﬂ?ﬁdafnﬁ'maif (lf,rgn5€ ¥ st -1000 -1090 -1090 -1095 -1095
3.000€ auf 3.060€ jahrlich) Bund -335 - 463 - 361 -333 - 327
ESt + 128 + 102 + 132 + 138
LSt - 463 - 463 - 463 - 465 - 465
LNt 336 463  -361  -335  -328
ESt + 127 + 102 + 131 + 138
LSt - 463 - 463 - 463 - 466 - 466
Gem. -119 - 164 -128 -117 -115
ESt +45 +36 +47 +49
LSt - 164 - 164 - 164 - 164 - 164
3 § 32a EStG GFB (2025) Insg.  -2645 -2385 -2685 -2710 -2740
Erh6éhung des Grundfreibe- ESt - 545 - 490 - 565 - 575 - 595
33381 ?%;422;%51 %8?;%% Lst  -2075 -1870 -2095 -2110 -2115
Solz -25 -25 -25 -25 -30
Bund -1139 -1028 -1155 -1166 -1182
ESt -232 - 208 - 240 - 244 - 253
LSt - 882 -795 - 890 - 897 - 899
Solz -25 -25 -25 -25 -30
'ai‘:" -1113 -1002 -1131 -1141 -1152
ESt -231 - 208 - 240 - 245 - 253
LSt - 882 -794 - 891 - 896 - 899
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Ifd.
Nr.

MaRnahme

§ 32a EStG (2025)

Verschiebung der tibrigen
Tarifeckwerte (aufRer Be-
ginn des Reichensteuersat-
zes) des Tarifs 2024 ab
1.1.2025 um 2,50 %

8§ 32 EStG (2026)

Anhebung der Kinderfreibe-
trage ab 1.1.2026 um 156€
von 9.600€ auf 9.756€

§ 32a EStG GFB (2026)

Erh6éhung des Grundfreibe-
trags ab 1.1.2026 um 252€
von 12.084€ auf 12.336€

Steu- Kassenjahr
erart /

Ge- Volle
biets- | Jahres-

kor- | wir- 2024 2025 2026 2027 2028

per- kungt
schaf

t

Gem. - 393 - 355 - 399 - 403 - 406
ESt -82 -74 -85 - 86 -89
LSt -311 -281 - 314 - 317 - 317
Insg. - 3400 -3060 -3535 -3680 -3835
ESt - 465 - 420 - 480 - 505 - 535
LSt -2850 -2565 -2965 -3080 -3195
Solz -85 -75 -90 - 95 - 105
Bund  -1494 -1344 -1554 -1619 -1690
ESt - 198 - 179 - 204 - 215 - 227
LSt -1211 -1090 -1260 -1309 -1358
Solz -85 -75 -90 - 95 - 105
Lant 1408 1268 -1464 -1523 -1586
ESt - 197 - 178 - 204 - 214 - 228
LSt -1211 -1090 -1260 -1309 -1358
Gem. - 498 - 448 - 517 - 538 - 559
ESt -70 -63 - 72 - 76 - 80
LSt - 428 - 385 - 445 - 462 - 479
Insg. - 295 - -10 - 240 - 310
ESt - 285 - - 230 - 300
Solz -10 - -10 -10 -10
Bund -131 - -10 - 108 - 138
ESt -121 - - 98 - 128
Solz -10 - - 10 - 10 - 10
'azp' -121 - 97 -127
ESt -121 - -97 - 127
Gem. -43 - -35 -45
ESt - 43 - -35 - 45
Insg. - 2240 - 2020 -2265 -2290
ESt - 460 - - 415 - 470 - 490
LSt -1760 - -1585 -1770 -1775
Solz -20 - -20 .25 .25
Bund - 964 - - 870 - 977 - 987
ESt - 196 - - 176 - 200 - 208
LSt - 748 - - 674 - 752 - 754
Solz -20 - - 20 - 25 - 25
Lan- - 943 . -850  -951  -963

der
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Steu- Kassenjahr
erart /
_Ge- Volle
l'Lcrl Mafnahme b'ice.’trs' JaVCirre'S 2024 2025 2026 2027 2028
per- kungt
schaf
t
ESt - 195 - - 177 - 199 - 208
LSt - 748 - -673 - 752 - 755
Gem. - 333 - - 300 - 337 - 340
ESt - 69 - - 62 -71 -74
LSt - 264 - -238 - 266 - 266
7 § 32a EStG (2026) Insg. -2820 - - 2545 -2930 - 3060
Ver;chiebung der Gbrigen ESt - 370 - -335 - 400 -430
gﬁ{:%‘;kswsgirfg‘rjlgguifsat_ Lst  -2375 - -2140 -2455 -2545
zes) des Tarifs 2025 ab Solz -75 - -70 -75 -85
11,2026 um 2,00 % Bund -1241 - -1122 -1288 -1350
ESt - 157 - - 142 - 170 - 183
LSt -1009 - - 910 -1043 -1082
Solz -75 - -70 -75 -85
:52?_ -1167 - -1052 -1214 -1263
ESt - 157 - - 143 -170 -182
LSt -1010 - - 909 -1044 -1081
Gem. -412 - -371 - 428 - 447
ESt - 56 - - 50 - 60 - 65
LSt - 356 - -321 - 368 - 382
8 8§ 3 SolzG 1995 Insg. - 525 - 475 - 655 -720 - 780
Anhebung der Freigrenze Solz - 525 - 475 - 655 -720 - 780
i don SO0 U SSS0EIM g s R
dem Jahr 2026. Solz - 525 - 475 - 655 - 720 - 780
Lan- ) ) ) ) )
der
Gem. - - - - -
9 Finanzielle Auswirkungen Insg. -12830 -7015 -12395 -13450 -13915
Insgesamt ESt -1935 -910 -1645 -1985 -2150
LSt - 10 150 -5525 -9875 -10510 -10725
Solz - 745 - 580 - 875 - 955 -1040
Bund -5881 -3315 -5770 -6 265 -6512
ESt - 823 - 387 - 698 - 844 -914
LSt -4 313 - 2348 -4197 -4 466 -4 558
Solz - 745 - 580 - 875 - 955 -1040
LN 5134 2733  -4896 -5310 -5472
ESt - 820 - 386 - 700 - 843 - 913
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Steu- Kassenjahr
erart /
Ge- Volle
||I1d. MaRnahme bﬁts' Jahres-
r or- | wir- 2024 2025 2026 2027 2028
per- kungt
schaf
t
LSt -4314 - -2347 -4196 -4467 -4559
Gem. -1815 - - 967 -1729 -1875 -1931
ESt - 292 - - 137 - 247 - 298 - 323
LSt -1523 - -830 -1482 -1577 -1608

Anmerkungen:

D Wirkung fur einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten

Bei der Einfuhrung des Faktorverfahrens ab 2029 werden sich — auf3erhalb des aktuellen
Finanzplanungszeitraums — in Abh&angigkeit vom dann geltenden Tarif und der konkreten
Umsetzung zur Bemessung des Faktors voraussichtlich Kassenverschiebungen ergeben,
indem zunachst Steuermehreinnahmen bei der Lohnsteuer im Erstjahr der Einflihrung ent-
stehen, die in den nachfolgenden Veranlagungen nahezu wieder ausgeglichen werden dirf-
ten.

Die Regelungen fihren beim Epl. 08 fur die Haushaltsjahre 2025 bis 2029 insgesamt zu
einem Mehrbedarf von 86 677 T€ sowie von insgesamt 80 Planstellen/Stellen.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenméaiig im Einzel-
plan 08 ausgeglichen werden.

Soweit der unter 4.3 dargestellte Erfullungsaufwand des Bundes haushaltswirksam wird,
soll er im jeweils betroffenen Einzelplan finanziell und stellenméRig gegenfinanziert werden.

Im Einzelnen fallen beim BZSt und ITZBund folgenden Mehrausgaben an:

— Uberfuhrung der Steuerklassen Ill und V in die Steuerklasse IV mit Faktor

. HH-Jahr 2025 ’ 2026 ’ 2027 ’ 2028 ‘ 2029
— Kapitel : -
Titel in TE€

0815 42201 90 180 2061 3943
427 09 1840 1840
51101 25 51 1380 2101
812 01 13 25 690 1051
532 01 4808 7 663 2930 3756 3756

Summe 4 808 7791 3186 9727| 12691

0816 422 01 364 727 727 727
511 01 Non -IT 101 203 203 203
812 01 51 101 101 101
511 01 400 1200 1200 1200 1200
532 01 1386 1386 1386 1386 1386
812 02 2 000 4 000

Summe 3786 7102 3617 3617 3617
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. HH-Jahr 2025 ‘ 2026 ‘ 2027 ‘ 2028 ‘ 2029
— Kapitel : -
Titel in TE€
0811 634 03 131 261 767 1272
BZSt 25 50 556 1061
ITZBund 106 211 211 211
Summe Epl. 08 / HH-Jahr 8594 | 15024 7064| 14111| 17580
anteiliger Umstellungsaufwand 8594 | 14249 2554
anteiliger laufender Aufwand 775 4510 14111| 17580
Gesamtsumme Epl. 08 62 373
Planstellen und Stellen
HH-Jahr
o PArT— 2025 2026 2027 2028 2029
hoherer Dienst i iﬁ 12 i iﬁ 12
0815 gehobener Dienst 2xA12 |2xA12 g iﬁ ﬁ g iﬁ ﬁ
mittlerer Dienst 6xA9m | 6xA9m
46 XA 8 |46XxXA8
einfacher Dienst
hoherer Dienst 1xA1l4 |1xAl14 |1xA14 [1xA14
1xA 1xA 1xA 1xA
0816 gehobener Dienst 3xA12 |3xA12 |3XA12 |aXAL2
3xA11 |3xA11 |3xA1ll |3xA1ll
mittlerer Dienst
einfacher Dienst
— Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen
HH-Jahr 2025 2026 2027 2028 2029
Kapitel
Titel in TE
Tit. 422 01 484 1067 1067 1067 1067
0815 Tit. 511 01 127 279 279 279 279
Tit. 812 01 63 139 139 139 139
Tit. 532 01 10 902 1235 950 950 950
Summe 11576 2720 2435 2435 2435
Tit. 422 01 86 173 173 173
LigrfllTl o1 25 51 51 51
0816 Tit. 812 01 13 25 25 25
Tit. 511 01 20 20 20 20 20
Tit. 532 01
Tit. 812 02 80 80
Summe 100 144 269 269 349
0811 Tit. 634 03 144 339 363 363 363
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mittlerer Dienst

Summe Epl. 08 / HH-Jahr 11 820 3203 3067 3067 3147
anteiliger Umstellungsaufwand 11 002 1235
anteiliger laufender Aufwand 818 1968 3067 3067 3147
Gesamtsumme Epl. 08 24 304
Planstellen und Stellen
HH-Jahr
2025 2026 2027 2028 2029
Kapitel Laufbahngruppe
hoherer Dienst 1xAl1l4 | 2xA14 | 2xA14 | 2xAl1l4 | 2xA14
2xA 5xA 5xA 5xA 5xA
gehobener Dienst 13g 13g 13g 139 139
3xA12 | 4xA12 | 4xA12 | 4xA12 | 4xA12
0815
mittlerer Dienst
einfacher Dienst
hoherer Dienst
ehobener Dienst 1xA12 | 1xA12 | 1xA12 | 1xA12
9 1xA11 | 1xA1l |1xA11 | 1xA1l
0816

einfacher Dienst

Fir die Umsetzung der Einflhrung einer Pflicht zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestal-
tungen sind im Haushalt 2025 zur Zeit noch keine Mittel vorgesehen.




4. Erfullungsaufwand

- 40 -
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Jahrlicher Aufwand
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Bezeichnung der Zeitaus\_/and_ Sachkostgn Jahrlicher Z_eit- Jéhrlicher_ Sach-
Ifd. Nr. Paragraph Wahlrecht Fallzahl pro Fall (in Mi- pro Fall (in aufwand (in aufwand (in Tsd.
Vorgabe
nuten) Euro) Stunden) Euro)
1 88 38b EStG, | Antrag zur Wahl der | ja 315 000 16 0,5 84 000,0 1575
39f EStG Steuerklasse ver-
heirateter oder ver-
partnerter Steuer-
pflichtiger
Gesamt 84 000,0 157,5
4.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft
Jahrlicher Aufwand
Jahrli- Jahrli- Jahrli-
) . Perso- . Lohnsatz | Zeitauf- Sach- | jer per- che cher Er-
Ifd. Para- Bezeich- wirt- nen- Qualifi- pro wand pro kosten sonal- Sach- | fillungs-
N raoh nung der schaf_ts- Fallzahl tage/ - ka_tlons- stund Eall in Mi- pro_FaII fwand kosten fwand IP
grap Vorgabe zwei mo- niveau stunde a in autwal (oste autwa
ga 9 (
nate (in Euro) nuten Euro) (in Tsd. (in Tsd. (in Tsd.
Euro) Euro) Euro)
1 § 55 Ab- Abschaffung | Q Gesund- 600 000 0 A 50,9 -185 -1 -94 165,0 -600,0 | -94765,0 | IP
satz 1 Pflicht zur heits- und
Num- zeitnahen Sozialwe-
mer 5 Mittelverwen- | sen
dung
2 8138l Ab- | Anwendung Gesamt- 20 000 A 53,2 43 159 762,5 3180,0 39425 | IP
satz 2 eines Rele- wirtschaft
Satz 1 vanztests (A-S ohne
Num- zum Vorlie- 0O)
mer 3 und | gen einer
4iV.m. mitteilungs-
8138l Ab- | pflichtigen in-
satz 3 AO | ner-
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Perso- _ Sach- Jahrli- Jahrli- Jahrli-
. . - Lohnsatz Zeitauf- cher Per- che cher Er-
Ifd. Para- Bezeich- Wirt- nen- Qualifi- r wand pr kosten sonal- Sach- fullungs-
pro pro g
Nr. raph nung der schafts- Fallzahl | tage/- | kations- Stunde | Fallin Mi- | P Fall aufwand kosten aufwand | '
grap
Vorgabe zweig mo- niveau . (in . . .
nate (in Euro) nuten Euro) (in Tsd. (in Tsd. (in Tsd.
Euro) Euro) Euro)
staatlichen
Steuergestal-
tung
3 §138m Mitteilungs- Gesamt- 5 000 durch- 36,3 105 71 317,6 355,0 672,6 | IP
Absatz 1 pflicht einer wirtschaft schnittlich
i.v.m. innerstaatli- (A-S ohne
§138n chen Steuer- | O)
Absatz 1 gestaltung
bis 3 inkl. Informa-
tion des Nut-
zers
4 §138n Mitteilungs- Gesamt- 1000 durch- 36,3 4 0,33 2,4 0,3 27 | IP
Absatz 4 pflicht der wirtschaft schnittlich
Satz 5 AO | Registernum- | (A-S ohne
mer an an- 0)
dere Interme-
diare
5 8§ 138k Angabe der L Grund- 5000 niedrig 28,8 3 0 7,2 0,0 72 | IP
Absatz 2 innerstaatli- stiicks- und
AO chen Steuer- | Wohnungs-
gestaltung in | wesen
der Steuerer-
klarung
Gesamt -93 075,3 29353 | -90140,0
davon aus Informationspflichten -93 075,3 2935,3 | -90 140,0

Einmaliger Aufwand




- 42 -

Bearbeitungsstand: 10.07.2024 10:56

Perso- Lohn- | Zeitauf- Einmali- Einmalige Einmali-
Ifd. Nr. | Paragraph Bezeichnung Fallgruppe s:k\{!ftt-s- Fallzahl t;eg/—_ l%tjizlig- Sparltoz Wpa:r;d Staé%hg?(;s- gse(;npa?'r- S?gr?lzicr’ls- gi:nEgr;L'“- P
T grapi | ger Vorgabe grupp swei n?o- niveau Stunde | Fallin Fall (in aufwand Tsd aufwand
9 e (in | Minu- | Euro) (nTsd. | gXo | (inTsd,
Euro) ten Euro) Euro)
1 § 32 Ab- Anpassung Anpassung | Gesamt-
satz 6, von Lohnsteu- | von Produk- | wirt-
§ 32a Ab- | erberech- ten, Ferti- schaft
satz 1 nungs-/Lohn- | gungspro- (A-S
EStG abrechnungs- | zessen und |ohne O) A 0,0 0,0 0,0
programmen | Beschaf-
mit Wirkung fungswesen
ab 1. Januar
2025
2 § 55 Ab- Abschaffung | Einmalige Q Ge-
satz 1 Pflicht zur Informati- sund-
NummerS ) zeitnahen Mit- | onspflicht | heits- 1 655 g9 | /| 5090 | -185 1 941650|  -600,0 | -94 765,0 | IP
telverwen- und So-
dung zialwe-
sen
3 § 53 Wohngemein- | Sonstiges
Satz 2 AO | nltzigkeit,
vergunstigte 1000 34,10 | 10 0 6,0 0,0 6,0
Vermietung
an hilfsbeddrf-
tige Personen
Gesamt -94 159,0 -600,0 | -94 759,0
davon aus Informationspflichten -94 165,0 -600,0 | -94 765,0
davon Einfiihrung oder Anpassung digitaler Prozessablaufe 0 0 0
davon Sonstiges 6,0 0,0 6,0

Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Kinderfreibetrags ab dem Jahr 2025 entsteht kein laufender Erfillungs-
aufwand fur die Wirtschaft. Ab dem Jahr 2025 entsteht fur die Wirtschaft geringfligiger, nicht bezifferbarer einmaliger Erflllungsaufwand infolge
der Anpassung von Lohnsteuerberechnungs-/ Lohnabrechnungsprogrammen. Korrespondierend entsteht ein entsprechender Erfillungsauf-
wand ab dem Jahr 2025 fur die Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritatszuschlag.

4.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung
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(bei Gestaltungen, hinsicht-
lich derer in der Steuerer-
klarung noch keine DE-Re-
gistriernummer und DE-

Zeit- | sach- | Jahrli- | Janni- | J&hr-
Lohn- cher
auf- kos- cher che N
satz Erful-
Verwal- Personen- wand ten Perso- | Sach-
Ifd. Para- . Vollzugs- pro lungs-
Bezeichnung der Vorgabe tungs- Fallzahl tage/ -mo- pro pro nal-auf- | kosten
Nr. graph ebene Stunde . - auf-
ebene nate . Fall in Fall wand (in
(in . . . wand
Minu- (in (in Tsd. Tsd. .
Euro) ten Euro) Euro) Euro) (in Tsd.
Euro)
1 § 39f Anpassungsantrage auf- Durch-
EStG, grund von Anderungen der N schnitt
§ 392 Steuerklassen Lander 250 000 (90% mD, 43,74 7,5 1366,9 1366,9
EStG 10% gD)
2 § 39f antragsgebundene (erstma- Durch-
EStG, lige Bildung des Faktors, . schnitt
§ 39a ggf. mit Freibetrag Lander 57 000 (90% mD, 43,74 3,75 155,8 155,8
EStG 10% gD)
3 § 46 Ab- Pflichtveranlagung (wie bis-
satz 2 her bei lll/V und Faktorver- Lander 12 000 000 N
Nummer 3 | fahren)
EStG
4 § 55 Ab- Keine Prifung der zeitna-
satz 1 hen Mittelverwendung Lander | 600000 mD 3778 | -4 15112 15112
Nummer 5
AO
5 § 138i Ab- | veranlagungsunterstit-
satz 2, zende Auswertung der mit-
§ 138j Ab- | geteilten mnerstaatllchen_ Lander 5 000 geh_obener 43.90 24 161,0 161,0
satz 3a, Steuergestaltung durch die Dienst
§ 138k Finanzamter
AO
6 § 138k Uberpriifung, ob eine DE-
AO Registriernummer und DE-
Offenlegungsnummer ver-
geben wurden; ggf. Kontakt-
aufnahme mit dem BZSt Lander | 500 gchomener | 4390 | 9 33 33
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Zeit- | Sach- | Jahrli- | Janrii- | Janl-
Lohn- cher
auf- kos- cher che N
satz Erful-
Verwal- Personen- wand ten Perso- | Sach-
Ifd. Para- . Vollzugs- pro lungs-
Bezeichnung der Vorgabe tungs- Fallzahl tage/ -mo- pro pro nal-auf- | kosten
Nr. graph ebene Stunde . - auf-
ebene nate ) Fall in Fall wand (in
(in . ; . wand
Minu- (in (in Tsd. Tsd. .
Euro) ten Euro) Euro) Euro) (in Tsd.
Euro)
Offenlegungsnummer ange-
geben werden kann)
7 88 138j Mitwirkung von Vertretern
Absatz 1 der Finanzbehdrden der
Satz 1 Lander bei der rechtspoliti- i 1080 Perso- | gehobener
AO, § 21a | schen Auswertung inner- Lander nentage Dienst 43,90 379.3 3793
Absatz 5 staatlicher Steuergestaltun-
FVG gen
8 88§ 138j Mitwirkung von Vertretern
Absatz 1 der Finanzbehdérden der
Satz 1 Lander bei der rechtspoliti- " 144 Perso- héherer
AO, § 21a | schen Auswertung inner- Lander 5000 nentage Dienst 65,15 751 75,1
Absatz 5 staatlicher Steuergestaltun-
FVG gen
9 §§ 138l zusétzlicher Personalbedarf
bis 138n Bundesministerium der Fi- Bund 200 Perso- geh_obener 46,50 74,4 74,4
nentage Dienst
AO nanzen
10 | 8§ 138l zusétzlicher Personalbedarf .
bis 138n Bundesministerium der Fi- Bund 200 Perso- ho_herer 70,50 112,8 112,8
nentage Dienst
AO nanzen
12 | 8§ 138j Ab- | Sammlung, Sortierung, Zu-
satz 1 AO; | ordnung und Auswertung
L2 gehobener
85 Ab- von Mitteilungen Bund 5000 ) 46,50 200 - 775,0 775,0
Dienst
satz 1
FVG
11 | 8§ 138j Ab- | Sammlung, Sortierung, Zu-
satz 1 AO; | ordnung und Auswertung héherer
8§85 Ab- von Mitteilungen Bund 5000 Di 70,50 70 - 411,3 411,3
ienst
satz 1
FVG
13 | 88138, Pflege und Wartung des IT- 400 Perso- gehobener ) )
138j Verfahrens (BZSt) Bund nentage Dienst 46,50 148,8 9700 | 11188
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Ifd.
Nr.

Para-
graph

Bezeichnung der Vorgabe

Verwal-
tungs-
ebene

Fallzahl

Personen-
tage/ -mo-
nate

Vollzugs-
ebene

Lohn-
satz
pro
Stunde
(in
Euro)

Zeit-
auf-
wand
pro
Fall in
Minu-
ten

Sach-
kos-
ten
pro
Fall
(in
Euro)

Jahrli-
cher
Perso-
nal-auf-
wand
(in Tsd.
Euro)

Jahrli-
che
Sach-
kosten
(in
Tsd.
Euro)

Jahrli-
cher
Erfal-
lungs-
auf-
wand
(in Tsd.
Euro)

Ab-

satz 3a,

§ 138l Ab-
satz 1,
§138n
Absatz 1
und 4 AO

14

88 138i,
138j Ab-
satz 3a,

§ 138l Ab-
satz 1,
§138n
Absatz 1
und 4 AO

Pflege und Wartung des IT-
Verfahrens (ITZ-Bund)

Bund

400 Perso-
nentage

gehobener
Dienst

46,50

148,8

148,8

15

§34
ErbStG,
§4
ErbStDV,
8§ 39%e
EStG

Bearbeitung und Ubermitt-
lung der Sterbefallanzeige
durch die Standesamter

Kommunen

772 000

39,00

-2 509,0

-2 509,0

16

§34
ErbStG,
§4
ErbStDV,
§ 39%e
EStG

Bearbeitung und Ubermitt-
lung der Sterbefallanzeige
durch die Standeséamter

Kommunen

45 800

0,0

-91,6

-91,6

17

8§34
ErbStG,
84
ErbStDV,
§ 39%e
EStG

Wegfall der personellen Er-
fassung der papiergebunde-
nen Sterbefallanzeigen und
Aufruf der elektronisch
Ubermittelten Daten

Lander

772 000

Durch-
schnitt
(70% mD
und 30%

gDb)

36,76

-2837,9

-2837,9
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Zeit- | Sach- | Jahrli- | Jahrii- | Janrl-
Lohn- cher
satz auf- kos- cher che Erfiil-
Ifd Para- Verwal- Personen- Vollzugs- o wand ten Perso- | Sach- lungs-
’ Bezeichnung der Vorgabe tungs- Fallzahl tage/ -mo- 9 P pro pro nal-auf- | kosten g
Nr. graph ebene Stunde . - auf-
ebene nate . Fall in Fall wand (in
(in . ; . wand
Minu- (in (in Tsd. Tsd. .
Euro) ten Euro) Euro) Euro) (in Tsd.
Euro)
18 | §34 Wegfall der manuellen Id- Durch-
ErbStG, Nr. Recherche .
§ 4 schnitt
ErbStDV Lander 1 000 000 (70% mD 36,76 -4 -2 450,7 -2 450,7
§3% und 30%
ESIG ab)
19 | 8§34 Entgegennahme, maschi-
ErbStG, nelle Verarbeitung und Wei-
Ei)StDV terleitung der Datensétze Bund 1 N 684.0 684.0
§ 3%
EStG
Gesamt -5496,3 | 1562,4 | -3933,9
Bund 1671,1 | 16540 | 33251
Lander -4 658,4 0,0 | -4658,4
Kommunen -2509,0 -91,6 | -2 600,6
Einmaliger Aufwand
Lohn- Einmali- Einma- Einmali-
Verwal- Personen- satz Zeitauf- Sachkos- | ger Per- lige ger Er-
Ifd. Nr Para- Bezeichnung tunas- Fall- tage/ -mo- Vollzugs- pro wand pro ten pro sonal- Sachkos- | fullungs-
o graph der Vorgabe ebegne zahl gnate ebene Stunde | Fall in Mi- Fall (in aufwand ten (in aufwand
(in nuten Euro) (in Tsd. Tsd. (in Tsd.
Euro) Euro) Euro) Euro)
1 Verfahren Laven- | / 3930 BT /
del erforderlich
600 BT fa-
kultativ
2 §§ 138i, einmaliger IT-An- | Lander Durch- 290,0 290,0
138j, passungsbedarf schnitt
138l bis zur Ausweitung
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Lohn- Einmali- Einma- Einmali-
satz Zeitauf- Sachkos- | ger Per- lige ger Er-
1fd. Nr Para- Bezeichnung \{S:lvézl Fall- faeng/o-nn?cr;: Vollzugs- pro wand pro ten pro sonal- Sachkos- | fullungs-
o graph der Vorgabe ebene zahl nate ebene Stunde | Fall in Mi- Fall (in aufwand ten (in aufwand
(in nuten Euro) (in Tsd. Tsd. (in Tsd.
Euro) Euro) Euro) Euro)
138m der bereits fur (Vollzugs-
AO grenzuberschrei- ebene un-
tende Steuerge- bekannt)
staltungen imple-
mentierten Ver-
waltungsstruktu-
ren auch fur mit-
geteilte inner-
staatliche Steuer-
gestaltungen
3 88 138i, | Anpassung des Bund Durch- 11827,0 | 11827,0
138j Ab- | bestehenden IT- schnitt (Voll-
satz 3a, Verfahrens zugsebene
§ 138l unbekannt)
Absatz 1,
§138n
Absatz 1
und 4
AO
4 8§34 Schaffung der Bund / 3622,0 3622,0
ErbStG, technischen Vo-
§4 raussetzungen fur
ErbStDV, | die Datenuber-
§ 3% mittlung
EStG
5 8§34 Schaffung der Lander / 241,0 241,0
ErbStG, technischen Vo-
§4 raussetzungen fur
ErbStDV, | die Datenuber-
§ 3% mittlung
EStG
Gesamt 0,0 15980,0 | 15980,0
Bund 0,0 15449,0 | 15449,0
Lander 0,0 531,0 531,0
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Lohn- Einmali- Einma- Einmali-

_ Verwal- Personen- satz Zeitauf- Sachkos- | ger Per- lige ger Er-
Ifd. Nr Para- Bezeichnung tungs- Fall- tage/ -mo- Vollzugs- pro wand pro ten pro sonal- Sachkos- | fullungs-
o graph der Vorgabe ebene zahl nate ebene Stunde | Fall in Mi- Fall (in aufwand ten (in aufwand
(in nuten Euro) (in Tsd. Tsd. (in Tsd.

Euro) Euro) Euro) Euro)
0,0 0,0 0,0

Kommunen
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Erlauterungen zu den Einschétzungen zum Erfillungsaufwand:
— Anhebung Grundfreibetrag und Kinderfreibetrag:

Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Kinderfreibe-
trags ab dem Jahr 2025 entsteht durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der
IT-Verfahren der Finanzverwaltung durch eigenes IT-Fachpersonal einmaliger geringer
automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Hohe des Aufwands ist nicht quan-
tifizierbar. Der personelle Erfullungsaufwand der Finanzamter veréndert sich nicht.

— Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritatszuschlag.

Durch die Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritdtszuschlag ab dem Jahr 2025 ent-
steht durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der IT-Verfahren der Finanzver-
waltung durch eigenes IT-Fachpersonal einmaliger geringer automationstechnischer
Umstellungsaufwand. Die Hohe des Aufwands ist nicht quantifizierbar. Der personelle
Erfullungsaufwand der Finanzamter verandert sich nicht.

— Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen

Mit den neuen 88 138l bis 138n AO wird eine Pflicht zur Mitteilung bestimmter inner-
staatlicher Steuergestaltungen eingefihrt, die sich — soweit mdglich — eng an den ge-
setzlichen Bestimmungen zur Mitteilungspflicht Gber grenziiberschreitende Steuerge-
staltungen nach den 88 138d bis 138h AO orientiert. Folglich ist der zu schéatzende
Erfullungsaufwand aufgrund der vorliegenden gesetzlichen Anpassung eng an jenen
in Zusammenhang mit grenzuberschreitenden Steuergestaltungen angelehnt.

Das Bundesministerium der Finanzen schéatzt die Anzahl der jahrlich eingehenden Mit-
teilungen Uber innerstaatliche Steuergestaltungen auf rund 5 000. Diese Zahl wurde
u.a. anhand einer vom Statistischen Bundesamt bereitgestellten Schatzung zur GréRRe
eines von der Mitteilungspflicht Uber innerstaatliche Steuergestaltungen betroffenen
Personenkreises abgeleitet.

— Burgerinnen und Birger:

Wie bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen trifft die Mitteilungspflicht Gber
innerstaatliche Steuergestaltungen in erster Linie den Intermediar der Steuerge-
staltung, also die Person, die eine innerstaatliche Steuergestaltung vermarktet, fur
Dritte konzipiert, organisiert, zur Nutzung bereitstellt oder ihre Umsetzung durch
Dritte verwaltet.

Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung trifft die Mitteilungspflicht nur dann
vollumfanglich, wenn kein Intermediar existiert, es sich also um eine ,Inhouse-Ge-
staltung” handelt, die der Nutzer fir sich selbst konzipiert hat, oder wenn ein Inter-
mediar keinen Inlandsbezog im Sinne des § 138m Absatz 1 Satz 1 AO hat. Dane-
ben kommt eine partielle Mitteilungspflicht des Nutzers im Hinblick auf die Nutzer-
bezogenen Angaben zur innerstaatlichen Steuergestaltung in Betracht, wenn der
Intermediar einer Verschwiegenheitspflicht unterliegt, von der der Nutzer den In-
termediar nicht entbunden hat (vgl. 8 138m Absatz 2 AO).

Ferner wird der Kreis der der Mitteilungspflicht unterfallenden Nutzer durch § 138l
Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO weiter eingeschrankt. Besteht eine Mitteilungs-
pflicht Gber eine innerstaatliche Steuergestaltung, weil ein nutzerbezogenes Krite-
rium erfillt ist, so ist nur der Nutzer zur Mitteilung verpflichtet, der das nutzerbezo-
gene Kriterium des 8 138l Absatz 5 Satz1 Nummer 1 AO erfllt. Die Ubrigen
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Nutzer dieser innerstaatlichen Steuergestaltung gelten als andere an der Gestal-
tung beteiligte Personen und unterliegen selbst nicht der Mitteilungspflicht.

Aus vorstehenden Grinden und weil die Mitteilungspflicht durch die in § 138l Ab-
satz 5 AO geregelten Schwellenwerte und Einschrankungen bereits auf einen re-
lativ kleinen Personenkreis beschrankt wird, kann davon ausgegangen werden,
dass Burgerinnen und Burger von dieser Mitteilungspflicht nur in sehr wenigen Fal-
len betroffen sein werden.

Wirtschaft:

Wie bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen obliegt die Mitteilungspflicht
Uber innerstaatliche Steuergestaltungen in erster Linie dem Intermediar der Steu-
ergestaltung, also die Person, die eine innerstaatliche Steuergestaltung vermark-
tet, fur Dritte konzipiert, organisiert, zur Nutzung bereitstellt oder ihre Umsetzung
durch Dritte verwaltet. Daneben kommt ein partieller Ubergang der Mitteilungs-
pflicht auf den Nutzer (nur im Hinblick auf die nutzerbezogenen Angaben zur in-
nerstaatlichen Steuergestaltung) in Betracht, wenn der Intermediar einer Ver-
schwiegenheitspflicht unterliegt, von der der Nutzer den Intermediar nicht entbun-
den hat (vgl. § 138m Absatz 2 AO); die Mitteilungspflicht Gber die gestaltungsbe-
zogenen Informationen verbleibt in diesem Fall hingegen beim Intermedi&r. Denk-
bar ist ferner, dass Unternehmen, die innerstaatliche Steuergestaltungen fur sich
selbst konzipieren (Inhouse-Gestaltung), selbst zur Mitteilung gegentber dem
Bundeszentralamt flr Steuern verpflichtet sind. Daraus ergibt sich, dass die Mittei-
lungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen hauptséachlich durch die Wirt-
schaft zu erfullen sein wird.

Der Kreis der der Mitteilungspflicht unterfallenden innerstaatlichen Steuergestal-
tungen wird durch die in § 138l Absatz 5 AO definierten nutzerbezogenen und ge-
staltungsbezogenen Kriterien stark eingeschrankt, weshalb der Schatzung des Er-
fillungsaufwands eine mittlere vierstellige Fallzahl zu Grunde gelegt wird.

§ 138l Absatz 2 Satz 1 AO definiert die mitteilungspflichtige innerstaatliche Steu-
ergestaltung. Eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138I Absatz 2
Satz 1 AO ist danach jede Gestaltung, die die in den Nummern 1 bis 4 genannten
Voraussetzungen kumulativ erfillt. § 1381 Absatz 3 AO enthalt eine abschlieRende
Aufzdhlung der Kennzeichen, die bei Vorliegen der Ubrigen Tatbestandsvoraus-
setzungen des § 138l Absatz 2 AO eine Mitteilungspflicht der innerstaatlichen
Steuergestaltung auslosen kénnen. Die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen
und Kennzeichen orientieren sich dabei (soweit mdglich) an den Merkmalen der
grenziberschreitenden Steuergestaltung nach § 138d Absatz 2 Satz 1 und § 138e
AO. Soweit die in § 138e AO flur grenziberschreitende Steuergestaltungen ge-
nannten Kennzeichen keinen grenziberschreitenden Bezug voraussetzen, wur-
den diese in den 8§ 138l Absatz 2 AO ubernommen und um weitere Kennzeichen,
mit ausschlief3lich innerstaatlichem Bezug, erganzt. Wahrend bei der Mitteilungs-
pflicht Gber grenziiberschreitende Steuergestaltung nur bei bestimmten Kennzei-
chen zusatzlich der sog. Relevanztest erfillt sein musste (bei Kennzeichen i.S.d.
§ 138e Absatz 1 AO), muss der Intermedidr diese Prifung bei innerstaatlichen
Steuergestaltungen immer durchfihren. Erst wenn dieser Test positiv ausfallt, er-
folgt die weitere Bearbeitung der Informationspflicht. Es wird daher angenommen,
dass Intermediare in deutlich mehr Fallen einen Relevanztest durchfiihren werden,
als sie tatsachlich einen Datensatz Uber eine innerstaatliche Steuergestaltung an
das Bundeszentralamt fiir Steuern tbermitteln werden. Da rein innerstaatliche
Steuergestaltungen zu prifen sind, wird angenommen, dass der Zeitaufwand ftr
die Durchfihrung des Relevanztests hier gegenuliber grenziiberschreitenden Steu-
ergestaltungen deutlich geringer ausfallen wird. Der insoweit anfallende
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Erfullungsaufwand aus Personal- und Sachkosten wird auf jahrlich ca. 3,9 Mio.
Euro geschatzt.

§ 138n AO regelt das Verfahren zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestal-
tung: hierdurch werden die Bestimmungen bei grenziiberschreitenden Steuerge-
staltungen (vgl. 88 138f, 138h AO) weitgehend auf innerstaatliche Steuergestal-
tungen uUbertragen, weshalb davon ausgegangen wird, dass insoweit auf Seiten
der Intermediare kaum nennenswerter Umstellungsaufwand anfallen wird und die
bereits fur die Mitteilungspflicht implementierten Strukturen weitgehend auch fir
innerstaatliche Steuergestaltungen nutzbar gemacht werden kénnen.

Wie beim Verfahren zur Mitteilung grenziiberschreitender Steuergestaltungen ist
auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen vorgesehen, dass sie ausschlieflich
elektronisch nach amtlich bestimmtem Datensatz (ber die amtlich bestimmte
Schnittstelle gegentiber dem Bundeszentralamt flr Steuern mitzuteilen sind. Den
Inhalt dieses Datensatzes bestimmt § 138n Absatz 2 AO. Die Schatzung des Zeit-
aufwands fir die Erstellung und Ubermittlung des Datensatzes uiber eine mitzutei-
lende innerstaatliche Steuergestaltung werden Daten aus der ex-post-Schatzung
des Erfullungsaufwands der Wirtschaft bei grenziberschreitenden Steuergestal-
tungen zu Grunde gelegt. Dabei wird angenommen, dass der Zeitaufwand zur Er-
stellung und Ubermittlung einer Mitteilung tber eine innerstaatliche Steuergestal-
tung etwa 50% des Zeitaufwands flr eine vergleichbare Mitteilung einer grenz-
Uberschreitenden Steuergestaltung betragt. Darlber hinaus hat der mitteilende In-
termediar nach 8§ 138n Absatz 3 AO den Nutzer dariber zu informieren, welche
ihn betreffenden Angaben der Intermediar an das Bundeszentralamt fur Steuern
Ubermitteln wird. Fir die Mitteilung einschlie3lich der Information des Nutzers wer-
den voraussichtlich zusétzliche Personal- und Sachkosten in Hohe von 673.000
Euro anfallen.

Hat der Intermediar in dem von ihm an das Bundeszentralamt fir Steuern Ubermit-
telten Datensatz (freiwillig) auch andere Intermediare derselben innerstaatlichen
Steuergestaltung benannt (vgl. 8 138n Absatz 2 Satz 2 AO), so hat er diesen nach
§ 138n Absatz 4 Satz 5 AO die DE-Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 mit-
zuteilen. Bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen sind laut Expertenschat-
zung lediglich in 20 Prozent der Verfahren mehrere Intermediéare zur Mitteilung
derselben Steuergestaltung verpflichtet. Es ist anzunehmen, dass fir innerstaatli-
che Steuergestaltungen die gleiche Quote anwendbar ist, weshalb hier von einer
Fallzahl von 1 000 ausgegangen wird.

Durch § 138k Absatz 2 AO wird die Verpflichtung zur Angabe einer Steuergestal-
tung in der Steuererklarung auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen ausge-
weitet. Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung verwirklicht, muss er
dies in der Steuererklarung fir die Steuerart und den Besteuerungszeitraum oder
Besteuerungszeitpunkt angeben, in der sich der steuerliche Vorteil der innerstaat-
lichen Steuergestaltung auswirken soll. Hierbei geniigt es, in der Steuererklarung
die vom BZSt zugeteilte DE-Registriernummer und DE-Offenlegungsnummer an-
zugeben.

Verwaltung:

Die bereits bestehenden IT-Verfahren zur Aufbereitung, Weiterleitung und Aus-
wertung der beim Bundeszentralamt fir Steuern eingehenden Mitteilungen tber
grenziberschreitende Steuergestaltungen sollen auch fir die der neuen Mittei-
lungspflicht unterfallenden innerstaatlichen Steuergestaltungen nutzbar gemacht
werden. Durch die Neuentwicklung, die laufende Pflege und die Wartung sowie
den Betrieb des IT-Verfahrens entsteht auf Seiten des Bundes und in geringerem
Umfang auch auf Seiten der Lander einmaliger und laufender Erfillungsaufwand.
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Ferner ergeben sich auf Grund der rechtspolitischen und veranlagungsunterstut-
zenden Auswertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen dauer-
hafte Sach- und Personalkosten beim Bundeszentralamt fir Steuern, beim Infor-
mationstechnikzentrum Bund, beim Bundesministerium der Finanzen und bei den
Landesfinanzbehdrden. Da soweit moglich auf bestehende Strukturen zurtickge-
griffen werden soll und die mitteilungspflichtigen Tatbestande (insbesondere die
erfassten Steuerarten und die die Mitteilungspflicht ausldsenden Kennzeichen) so-
wie der der Mitteilungspflicht unterfallende Personenkreis deutlich enger gefasst
sind als bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen, wird davon ausgegangen,
dass die Gesamtkosten deutlich hinter den Kosten bei der Einflhrung einer Pflicht
zur Mitteilung grenziiberschreitender Steuergestaltungen zurtickbleiben werden.

Die zur technischen Umsetzung der neuen Mitteilungspflicht erforderliche Erweite-
rung des bereits bestehenden IT-Fachverfahrens, das zum Austausch und zu Aus-
wertung grenziuberschreitender Steuergestaltungen eingerichtet wurde, 16st beim
Bundeszentralamt fir Steuern zusatzliche Kosten aus. Zwar orientieren sich die
malfgeblichen Bestimmungen fir innerstaatliche Steuergestaltungen soweit mog-
lich an den verfahrenstechnischen Regelungen bei grenziiberschreitenden Steu-
ergestaltungen. Anpassungen sind jedoch insbesondere erforderlich bei der Aus-
gestaltung des dem Bundeszentralamt flir Steuern zu Gbermittelnden Datensatzes
(8 138n Absatz 2 AO). Ferner sind die dem Bundeszentralamt flr Steuern mitge-
teilten Daten Uber innerstaatlichen Steuergestaltungen ausschlie3lich den Lan-
dern zuganglich zu machen und nicht — wie Informationen Uber grenziberschrei-
tende Steuergestaltungen fir Zwecke des internationalen Informationsaustau-
sches —in englischer Sprache in ein sicheres Zentralverzeichnis der Européischen
Union einzustellen. Zu diesem Zweck erhalten Daten Uber innerstaatliche Steuer-
gestaltungen eigene Ordnungsmerkmale, die DE-Registriernummer und die DE-
Offenlegungsnummer (8 138n Absatz 4 AO). Hierdurch wird ferner — wie bei grenz-
Uiberschreitenden Steuergestaltungen — ein zielgerichteter Abruf der Daten Uber
bestimmte innerstaatliche Steuergestaltungen durch die zustandigen Landesfi-
nanzbehorden (§ 138j Absatz 4 AO) sichergestellt. Die beim Bundeszentralamt fur
Steuern eingehenden Mitteilungen sind automationsgesttitzt aufzubereiten, zu ak-
tualisieren und zur Auswertung in eine durch das Bundeszentralamt flir Steuern
verwaltete Datenbank einzustellen.

Durch die Konzeption und die Entwicklung des erweiterten IT-Verfahrens und den
Aufbau einer eigenen Datenbank entsteht beim Bundeszentralamt fur Steuern er-
hohter einmaliger IT-Umstellungsaufwand in Hohe von etwa 11,3 Mio. Euro. Der
voraussichtlich anfallende laufende IT-Erfiillungsaufwand belauft sich auf 970 Tsd.
Euro jahrlich.

Aus der Ausweitung der Mitteilungspflicht auf innerstaatliche Steuergestaltungen
ergibt sich auch einmaliger IT-Anpassungsbedarf auf Seiten der Lander. Da die
bereits fir grenziberschreitende Steuergestaltungen implementierten Verwal-
tungsstrukturen auch fur mitgeteilte innerstaatliche Steuergestaltungen genutzt
werden sollen, besteht lediglich geringflgiger Anpassungsbedarf, der auf voraus-
sichtlich rund 290 Tsd. Euro geschatzt wird.

Neben den Mehrbedarfen auf Grund der Ausweitung des IT-Verfahrens entsteht
sowohl auf Seiten des Bundes als auch auf Seiten der Lander erhdhter Personal-
mehrbedarf auf Grund der Auswertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuerge-
staltungen. Wie bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen erfolgt die Aus-
wertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen durch das Bundes-
zentralamt fir Steuern, das die Ergebnisse dieser Auswertung dem Bundesminis-
terium der Finanzen mitteilt (vgl. 8 138j Absatz 1 AO) und zusammen mit weiteren
Angaben den Finanzbehoérden der Lander zum Abruf bereitstellt (vgl. 88 138i Ab-
satz 2 und 138j Absatz 2 und 3 AO). Soweit von den mitgeteilten innerstaatlichen
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Steuergestaltungen Steuern betroffen sind, die von den Finanzbehdrden der Lan-
der oder von den Gemeinden verwaltet werden, wirken die L&nder bei der Auswer-
tung mit (8 21a Absatz 5 FVG).

Da die Mitteilungspflicht Uber innerstaatliche Steuergestaltungen — anders als bei
der Mitteilungspflicht Uber grenzuberschreitende Steuergestaltungen - eine sach-
liche Einschrankung auf solche Falle vorsieht, in denen bestimmte nutzerbezo-
gene oder gestaltungsbezogene Kriterien erfillt sind (vgl. 8§ 138l Absatz 5 AO), ist
eine verlassliche Schatzung, wie viele Mitteilungen auszuwerten sein werden,
nicht moglich. Auf Grund der sachlichen Einschrénkung der Mitteilungspflicht in
§ 138l Absatz 5 AO und des hierdurch verkleinerten betroffenen Personenkreises
wird eine GréRenordnung an Mitteilungen im mittleren vierstelligen Bereich erwar-
tet.

Erfahrungen im Zusammenhang mit der Mitteilungspflicht Gber grenziberschrei-
tende Steuergestaltungen haben gezeigt, dass die Auswertung von Steuergestal-
tungskonzepten insbesondere personellen Aufwand ausldst. Die steuerfachliche
Auswertung der Mitteilungen erfordert dabei sowohl auf Seiten des Bundes als
auch auf Seiten der bei der Auswertung mitwirkenden Lander spezialisiertes Fach-
personal mit fundierten Kenntnissen im Bereich des Steuerrechts und der Unter-
nehmenspolitik. Uber die steuerfachliche Auswertung hinaus sind zudem statis-
tisch-mathematische sowie volkswirtschaftliche Auswertungen vorzunehmen, wel-
che sich unter anderem auf die Ermittlung des Steuerausfallrisikos oder die unter-
nehmens- bzw. branchenspezifischen Effekte beziehen. Diese Kenntnisse sind zu-
dem Grundlage zum Prifungsaufgriff und dienen der Priorisierung der zu prifen-
den Steuergestaltungen.

Aufgrund der Ausweitung der Mitteilungspflicht auf innerstaatliche Steuergestal-
tungen ergibt sich daher auf Seiten des Bundes zusatzlicher laufender Personal-
und Sachaufwand, der nicht nur auf die Auswertung der eingehenden Meldungen,
sondern auch auf die Wartung und Pflege des IT-Verfahrens, statistische Auswer-
tungen und die Qualitatssicherung sowie die Ahndung von Verstof3en gegen die
Mitteilungspflichten entfallt.

Auch auf Seiten des Bundesministeriums der Finanzen wird mit zuséatzlichem Per-
sonalbedarf gerechnet, da die im Rahmen der Einfihrung einer Pflicht zur Mittei-
lung grenziiberschreitender Steuergestaltungen geschaffenen Ressourcen die mit
der Mitteilungspflicht tber innerstaatliche Steuergestaltung entstehenden Aufga-
ben nicht vollstandig mit tbernehmen kénnen.

Insbesondere im Hinblick auf die Auswertung der eingegangenen Mitteilungen, die
durch das Bundeszentralamt flr Steuern in Zusammenarbeit mit den Landern er-
folgt, ist auch fur die LAnder mit spirbaren, zusatzlichen Personalkosten zu rech-
nen. Da die Sicherung des Steueraufkommens ein gemeinsames Ziel von Bund,
Landern und Gemeinden ist, wird davon ausgegangen, dass sich die Finanzbe-
horden der Lander — wie auch bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen —
entsprechend der féderalen Grundordnung in vergleichbarem personellen Umfang
in die Auswertung innerstaatlicher Steuergestaltungen einbringen werden. Insbe-
sondere durch die spezielle, in den Landern vorliegende Fachexpertise wird ge-
wahrleistet, dass der Gesetzgeber zuverlassig Uber relevante Steuergestaltungs-
konzepte informiert wird.

Ferner entsteht auf Seiten der Lander Personalmehraufwand aus der veranla-
gungsunterstitzenden Auswertung von Informationen tber innerstaatliche Steuer-
gestaltungen sowie aus der Ahndung von mdglichen VerstoRen gegen die Ver-
pflichtung zur Angabe der innerstaatlichen Steuergestaltung in der Steuererkla-
rung (vgl. 8 138k Absatz 2 AO). Der hieraus resultierende jahrlich wiederkehrende
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personelle Mehraufwand auf Seiten der Finanzamter wird auf insgesamt ca. 164,3
Tsd. Euro geschatzt.

— Digitalisierung der Sterbefallanzeigen

Der durch die Anpassung, die laufende Pflege und die Wartung des IT-Verfahrens
auf Seiten des Bundes entstehende einmalige und laufende Erfillungsaufwand
wird von den Landern aufgrund einer Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund
und Landern getragen.

5. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschliel3lich mittelstandischer Unternehmen, entstehen keine direkten
sonstigen Kosten.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Unter Bertcksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Mannern
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemafl § 2 der
Gemeinsamen Geschéaftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung oder eine Evaluierung der Regelungen zur Anhebung des Anhebung
Grundfreibetrags und der Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrags sind nicht vorgese-
hen.

Mit der Uberfuihrung der Steuerklassen Il und V in das Faktorverfahren fur Ehegatten, Le-
benspartnerinnen und Lebenspartnern soll der Lohnsteuerabzug zum 1. Januar 2030 ins-
gesamt vereinfacht werden. Mit dem Faktorverfahren kann die steuermindernde Wirkung
des Splitting-Verfahrens bereits beim monatlichen Lohnsteuerabzug fir den eigenen Ar-
beitslohn bertcksichtigt werden und damit eine gerechtere Verteilung der Lohnsteuerbelas-
tung anhand der in der Ehe oder Lebenspartnerschaft gemeinsam bezogenen Arbeitsléhne
erreicht werden.

Das Bundesministerium der Finanzen wird das Verfahren bis zum 31. Dezember 2035 eva-
luieren und dabei folgende Gesichtspunkte berlcksichtigen:

— positive oder negative Nebenfolgen der Uberfiihrung der Steuerklassen Ill und V in das
Faktorverfahren,

—  Akzeptanz bzw. Inanspruchnahme des reformierten Faktorverfahrens sowie

— Praktikabilitat der Regelung im Lohnsteuerabzugsverfahren unter Berlcksichtigung der
Aufgaben der Landesfinanzbehérden und des Bundeszentralamts fir Steuern.

Nach Ablauf von sechs Jahren nach dem erstmaligen Anwendungszeitpunkt der neuen Mit-
teilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen soll evaluiert werden, ob durch die
Mitteilungspflicht zu mehr Steuergerechtigkeit beigetragen werden konnte, d. h. ob uner-
winschte Licken in den Steuergesetzen durch die Mitteilungspflicht geschlossen werden
konnten und ob die zuséatzlichen Erkenntnisse auf Grund der Mitteilungen auch im Einzelfall
(veranlagungsunterstiitzend) genutzt werden konnten. Dazu werden die Aufzeichnungen
tiber durch die Mitteilungspflicht aufgedeckte und geschlossene Regelungsliicken in den
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Steuergesetzen sowie Riuckmeldungen aus den fir die Steuerfestsetzung jeweils zustandi-
gen Finanzamtern Gber die Verwertung von Informationen aus Mitteilungen tber innerstaat-
liche Steuergestaltungen bendétigt.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Einkommensteuergesetzes [TnV])

8 39e Absatz 10 Satz 2 — neu —

Die Vorschrift regelt bislang die Zweckbindung der beim Bundeszentralamt fir Steuern fur
Zwecke des elektronischen Lohnsteuerabzugs gespeicherten Daten. Diese Zweckbindung
wird auf den Zweck der Erganzung und Ubermittlung der Daten fir Zwecke der Erbschafts-
teuer erweitert.

Zu Artikel 2 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2025])
Zu Nummer 1 (8§ 32 Absatz 6 Satz 1)

Der im Herbst 2024 zu erwartende 15. Existenzminimumbericht wird den fur die Freistellung
des Existenzminimums verfassungsrechtlich notwendigen Erhéhungsbedarf fir das Jahr
2025 beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Hohe der voraussichtlichen Vorgaben dieses Be-
richts wird der Freibetrag fiir das sachliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag)
fur jeden Elternteil von 3 306 Euro um 30 Euro auf 3 336 Euro erh6ht. Der ab dem Veran-
lagungszeitraum 2025 fir ein Kind insgesamt zu beriicksichtigende Kinderfreibetrag wird
somit von 6 612 Euro um 60 Euro auf 6 672 Euro erhdht. Zusammen mit dem Freibetrag
fur den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (2 928 Euro) ergibt sich eine
Anhebung des zur steuerlichen Freistellung des Kinderexistenzminimums dienenden Be-
trags von insgesamt 9 540 Euro um 60 Euro auf insgesamt 9 600 Euro.

Zu Nummer 2 (8 32a Absatz 1)

Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG wird der fir den Veranlagungszeitraum 2025
geltende Einkommensteuertarif normiert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag Uber
die voraussichtlichen Ergebnisse des im Herbst 2024 zu erwartenden 15. Existenzmini-
mumberichts hinaus erhoht, indem er zum Ausgleich der kalten Progression um die voraus-
sichtliche Inflationsrate des Jahres 2024 (It. Frihjahrsprojektion der Bundesregierung 2,5
Prozent) erhéht wird. Auch die Ubrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs - mit Aus-
nahme des Eckwerts der sog. ,Reichensteuer” - werden 2025 entsprechend den voraus-
sichtlichen Ergebnissen des 6. Steuerprogressionsberichts nach rechts verschoben.
Dadurch wird die Freistellung des Existenzminimums sichergestellt und insbesondere fir
kleinere und mittlere Einkommen trotz steigender Inflation eine lediglich progressionsbe-
dingt héhere Einkommensbesteuerung verhindert.

Zu Nummer 3 (8 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz)
Durch die Regelung in 8§ 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine

zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt.

Die Zahlenwerte hangen mit den Tarifeckwerten in 8§ 32a EStG unmittelbar zusammen und
werden fur den Lohnsteuerabzug in 2025 angepasst (Folgednderung zur Tarifanderung).
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Zu Nummer 4 (8 52 Absatz 1)
Zu Buchstabe a und Buchstabe b (§ 52 Absatz 1 Satz 1 bis 3)

Die Anderungen durch Artikel 2 sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52
Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2025 geltenden Fassung erstmals fur den Veranla-
gungszeitraum 2025 und den Lohnsteuerabzug 2025 anzuwenden. 8§ 52 Absatz 1 EStG
wird entsprechend fortgeschrieben.

Zu Nummer 5 (8 66 Absatz 1)

Mit dem Inflationsausgleichsgesetz vom 8. Dezember 2022 (BGBI | S. 2230-2233) wurde
das Kindergeld ab dem 1. Januar 2023 fur alle Kinder auf einheitlich 250 Euro pro Monat
angehoben. Mit der Erhéhung war die vollstandige betragsméaRige Angleichung der Kinder-
geldhoéhe fir alle Kinder und die Abschaffung der bisherigen Kindergeldstaffelung verbun-
den. Das Kindergeld wird nun mit Wirkung zum 1. Januar 2025 um weitere 5 Euro auf ins-
gesamt 255 Euro angehoben.

Zu Artikel 3 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2026])
Zu Nummer 1 (8 32 Absatz 6 Satz 1)

Der im Herbst 2024 zu erwartende 15. Existenzminimumbericht wird den fur die Freistellung
des Existenzminimums verfassungsrechtlich notwendigen Erhéhungsbedarf fur das Jahr
2026 beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Hohe der voraussichtlichen Vorgaben dieses Be-
richts wird der Freibetrag fiir das sachliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag)
fur jeden Elternteil von 3 336 Euro um 78 Euro auf 3 414 Euro erhdht Der ab dem Veranla-
gungszeitraum 2026 fir ein Kind insgesamt zu berticksichtigende Kinderfreibetrag wird so-
mit von 6 672 Euro um 156 Euro auf 6 828 Euro erhdht. Zusammen mit dem Freibetrag fur
den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (2 928 Euro) ergibt sich eine
Anhebung des zur steuerlichen Freistellung des Kinderexistenzminimums dienenden Be-
trags von insgesamt 9 600 Euro um 156 Euro auf insgesamt 9 756 Euro.

Zu Nummer 2 (8 32a Absatz 1)

Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG wird der ab dem Veranlagungszeitraum 2026
geltende Einkommensteuertarif normiert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag Uber
die voraussichtlichen Ergebnisse des im Herbst 2024 zu erwartenden 15. Existenzmini-
mumberichts hinaus erhoht, indem er zum Ausgleich der kalten Progression um die voraus-
sichtliche Inflationsrate des Jahres 2025 (It. Frihjahrsprojektion der Bundesregierung 2,0
Prozent) erhoht wird. Zudem werden die Ubrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs
2026 — mit Ausnahme des Eckwerts der sog. ,Reichensteuer — entsprechend den voraus-
sichtlichen Ergebnissen des 6. Steuerprogressionsberichts nach rechts verschoben.
Dadurch wird die Freistellung des Existenzminimums sichergestellt und insbesondere fur
kleinere und mittlere Einkommen trotz steigender Inflation eine lediglich progressionsbe-
dingt héhere Einkommensbesteuerung verhindert.

Zu Nummer 3 (8 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz)

Durch die Regelung in 8§ 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine
zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt.

Die Zahlenwerte hdngen mit den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammen und
werden fUr den Lohnsteuerabzug ab 2026 angepasst (Folgednderung zur Tarifanderung).



-57 - Bearbeitungsstand: 10.07.2024 10:56

Zu Nummer 4 (8 52 Absatz 1)
Zu Buchstabe a und Buchstabe b (§ 52 Absatz 1 Satz 1 bis 3)

Die Anderungen durch Artikel 2 sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52
Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2026 geltenden Fassung erstmals fur den Veranla-
gungszeitraum 2026 und den Lohnsteuerabzug 2026 anzuwenden. 8 52 Absatz 1 EStG
wird entsprechend fortgeschrieben.

Zu Nummer 5 (8 66 Absatz 3 - neu -)

Nach 8§ 31 EStG ist das Einkommen der Eltern in Hohe des Existenzminimums ihres Kindes
durch die Gewéahrung der Freibetrage fur Kinder oder des Kindergeldes von der Besteue-
rung freizustellen. Entsprechend dem Beschluss des Deutschen Bundestages vom 2. Juni
1995 legt die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht Gber die Hohe des von der
Einkommensteuer freizustellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern vor.
Eine gleichzeitige Erhéhung des Kindergeldes nach Anpassung der Freibetrage fur Kinder
ist verfassungsrechtlich zwar nicht erforderlich, jedoch ist sie Gegenstand einer Entschlie-
Bung des Bundestages (Bundestagsdrucksache 13/1558 vom 31. Mai 1995 und Plenarpro-
tokoll 13/42 vom 2. Juni 1995). Dieser Zusammenhang wird nun gesetzlich verankert: Das
Kindergeld wird regelmafiig entsprechend der prozentualen Entwicklung der Freibetrage flr
Kinder nach § 31 Satz 1 in Verbindung mit § 32 Absatz 6 Satz 1 EStG angepasst. Die kon-
krete Hohe des monatlichen Kindergeldes wird weiterhin in 8 66 Absatz 1 EStG betragsma-
Big ausgewiesen. Anlass fur die Anpassung des Kindergeldbetrages besteht jeweils bei
einer Veranderung des steuerfrei zu stellenden Existenzminimums von Kindern.

Allgemein tragt die Regelung zur besseren Planbarkeit der Hohe des Kindergeldes bei.
Zu Artikel 4 (Weitere Anderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2029])

Artikel 4 beinhaltet die Regelungen zum neuen Faktorverfahren. Das neue Faktorverfahren
ist einfach und unburokratisch anwendbar und schafft mehr Fairness. Insbesondere wird
fir jeden Ehegatten, jede Lebenspartnerin oder jeden Lebenspartner die steuermindernde
Wirkung des Splitting-Verfahrens bereits beim monatlichen Lohnsteuerabzug fiir den eige-
nen Arbeitslohn berlicksichtigt, die hbhere Besteuerung in der Steuerklasse V vermieden
sowie eine gerechtere Verteilung der Lohnsteuerbelastung anhand der in der Ehe/ Leben-
spartnerschaft gemeinsam bezogenen Arbeitsléhne erreicht.

Durch die weitgehende Digitalisierung und Automatisierung wird das bisherige Verfahren
deutlich vereinfacht. Die zusatzliche Erweiterung des neuen Faktorverfahrens um die sog.
Alleinverdiener-Ehen/-Lebenspartnerschaften macht es zudem maglich, kinftig alle famili-
aren Konstellationen im Lohnsteuerabzugsverfahren hinreichend abzubilden.

Das starkt insbesondere die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Teilzeitarbeitsver-
haltnisse austiben. Durch die Anwendung des Faktors kann eine Ubermafig hohe Belas-
tung des (Teilzeit-)Arbeitslohns mit Lohnsteuer vermieden werden, wie es oftmals bei der
Besteuerung in der Steuerklasse V der Fall war. Die Summe der monatlich zu zahlenden
Lohnsteuerbetrage beider Ehegatten/ Lebenspartner durch Anwendung des Faktors ent-
spricht dann in etwa der nach Veranlagung zu zahlenden Einkommensteuer, wenn die der
Bildung des Faktors zugrundeliegenden Arbeitslohnverhéltnisse nicht wesentlich vom tat-
sachlich bezogenen Arbeitslohn abweichen.

Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Die Inhaltsuibersicht wird redaktionell an die Anderung des § 39f EStG sowie den neu ein-
gefuigten 8§ 39g EStG angepasst.
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Zu Nummer 2 (8 38b)
Zu Buchstabe a (8§ 38b Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (8 38b Absatz 1 Satz 2)

Zu Dreifachbuchstabe aaa (8 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a
Doppelbuchstabe bb)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklassen IIl und
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Dreifachbuchstabe bbb (8 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5)

Durch die Uberfiihrung der Steuerklassen Ill und V in das neue Faktorverfahren (Steuer-
klasse IV mit Faktor), bleibt die Nummer 3 unbesetzt und die bisherigen Regelungen wer-
den in die neugefasste Nummer 5 Uberfihrt.

Nummer 4 bestimmt, dass die Steuerklasse IV — wie bisher — der Grundfall fur den Lohn-
steuerabzug bei unbeschrankt einkommensteuerpflichtigen Ehegatten/ Lebenspartnerin-
nen und -partnern bleibt, die nicht dauernd getrennt leben. Durch die Anderungen in § 38b
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 5 EStG infolge der Uberfuihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) ergeben sich redaktionelle und in-
haltliche Folgeanderungen.

In Nummer 5 wird das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) als Wahlmdglichkeit fur
den Lohnsteuerabzug neben dem Grundfall der Steuerklasse IV mit in § 38b Absatz 1
Satz 2 Nummer 5 EStG aufgenommen. Zusatzlich werden auch die in der bisherigen Num-
mer 3 Buchstabe b und ¢ sowie § 38b Absatz 1 Satz 2 EStG enthaltenen Falle der Steuer-
klasse Il mit aufgenommen. In die Steuerklasse IV mit Faktor gehéren danach:

1. Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner, die das Faktorverfahren beantragt haben
und fur die vom Finanzamt ein Faktor gebildet wurde, oder bei denen vom Bundeszent-
ralamt fir Steuern automatisiert ein Faktor gebildet wurde,

2. auch verwitwete Arbeithnehmerinnen und Arbeitnehmer, wenn beide Ehegatten/ Leben-
spartnerinnen und -partner im Zeitpunkt des Todes des einen Ehegatten, der einen
Lebenspartnerin oder des einen Lebenspartners unbeschrankt einkommensteuer-
pflichtig waren und in diesem Zeitpunkt auch nicht dauernd getrennt gelebt haben. Der
Faktor gilt entsprechend der Regelung des § 32a Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 EStG ab
dem 1. des auf den Todestag folgenden Monats sowie fir das darauffolgende Kalen-
derjahr,

3. auf Antrag auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren Ehe/ Lebenspartner-
schaft aufgeldst worden ist, wenn im Kalenderjahr der Aufldsung beide Ehegatten/ Le-
benspartnerinnen und -partner unbeschrankt einkommensteuerpflichtig waren und
nicht dauernd getrennt gelebt haben und der andere Ehegatte, die andere Lebenspart-
nerin oder der andere Lebenspartner wieder geheiratet hat, von seinem neuen Ehegat-
ten, seiner Lebenspartnerin oder seinem Lebenspartner nicht dauernd getrennt lebt
und er und sein neuer Ehegatte, seine oder ihre Lebenspartnerin oder sein oder ihr
neuer Lebenspartner unbeschrankt einkommensteuerpflichtig sind. Der Faktor wird
entsprechend zeitlich befristet.
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Zu Doppelbuchstabe bb (8§ 38b Absatz 1 Satz 3)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklassen IIl und
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Buchstabe b (8 38b Absatz 2)
Zu Doppelbuchstabe aa (8 38b Absatz 2 Satz 1)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklasse Ill in das
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Doppelbuchstabe bb (8 38b Absatz 2 Satz 4)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Doppelbuchstabe cc (8§ 38b Absatz 2 Satz 5 und 6 — neu -)

Mit dem neuen Satz 5 wird fur die Falle des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe a
EStG, in denen nur einer der Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner Arbeitslohn be-
zieht, festgelegt, dass der Zahler fur Kinderfreibetrage fir den Ehegatten, die Lebenspart-
nerin oder den Lebenspartner zu verdoppeln ist, der den Arbeitslohn bezieht. Fir den an-
deren Ehegatten, die andere Lebenspartnerin oder den anderen Lebenspartner, der/die
keinen Arbeitslohn bezieht, ist der Zahler fur Kinderfreibetrage mit 0 anzusetzen. Damit wird
eine sachgerechte Berlcksichtigung des Kinderfreibetrags erreicht. Entsprechendes gilt fir
den Fall der Steuerklasse IV mit Faktor nach § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe
b EStG bei verwitweten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Im neuen Satz 6 wird die
Zustandigkeit fir die Berlcksichtigung der Zahl der Kinderfreibetrage nach Satz 5 (neu)
anknupfend an die Zustandigkeit fir die Bildung des Faktors zugewiesen; dies ist im Fall
der Faktorbildung nach § 39e Absatz 1la EStG das Bundeszentralamt fur Steuern und im
Fall der Faktorbildung nach 8§ 39f Absatz 1, Absatz 1a Satz 2 EStG das Wohnsitzfinanzamt.

Zu Buchstabe c (8§ 38b Absatz 3 Satz 2)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklassen IIl und
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Nummer 3 (8 39 Absatz 4)

Zu Buchstabe a (8 39 Absatz 4 Nummer 1)

Es handelt sich um redaktionelle Folgednderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG und § 39f EStG.

Zu Buchstabe b (8 39 Absatz 4 Nummer 2)
Es handelt sich um redaktionelle Folgednderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-

satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklasse Il in das
Faktorverfahren (Steuerklasse 1V mit Faktor).
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Zu Nummer 4 (8 39a Absatz 1 Satz 1)
Zu Buchstabe a (8§ 39a Absatz 1 Satz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (8 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, da sich die Uberschrift des § 33b EStG
geandert hat.

Zu Doppelbuchstabe bb (8§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Satzteil vor Satz 2)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfuihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Buchstabe b (§ 39a Absatz 1 Satz 3)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Neuregelung in § 39f Absatz 1 Satz 3 EStG,
mit der die antragsgebundene Berlicksichtigung von Frei- oder Hinzurechnungsbetragen
im Faktorverfahren bis zum 31. Marz des zweiten Kalenderjahres, welches auf das Jahr der
erstmaligen Anwendung folgt, verlangert wird. Hierdurch wird sichergestellt, dass sich die
automatisierte Bildung des Faktors grundséatzlich nahtlos an die antragsgebundene Bildung
des Faktors anschlie3en kann. So kann das Faktorverfahren auf méglichst einfache Art und
Weise in Fallen ohne erneute Berlicksichtigung eines Frei- oder Hinzurechnungsbetrags
bei der Faktorbildung lickenlos weitergefiihrt werden.

Zu Nummer 5 (8 39b Absatz 2)
Zu Buchstabe a (8 39b Absatz 2 Satz 5)

Zu Doppelbuchstabe aa (8 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 1, 2 und 3 Buchstabe d und
e)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklassen IIl und
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Doppelbuchstabe bb (8 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a, b und c)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Buchstabe b (8 39b Absatz 2 Satz 6)

Es handelt sich um redaktionelle Folgednderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren.

Zu Buchstabe c (8 39b Absatz 2 Satz 7)
Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-

satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfuihrung der Steuerklasse V in das
Faktorverfahren.
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Zu Nummer 6 (8 39e)
Zu Buchstabe a (8§ 39e Absatz 1 Satz 1)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklasse 11l in das
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Buchstabe b (8§ 39e Absatz 1a und 1b — neu -)

Der neu eingefiigte Absatz 1a ist die zentrale Vorschrift fiir die — im Zuge der Uberfiihrung
der Steuerklassen Il und V ebenfalls vorgesehene — weitgehende Digitalisierung und Au-
tomatisierung des Faktorverfahrens.

Er regelt zum einen, dass dem Bundeszentralamt flir Steuern die vollstandig automatisierte
Bildung des Faktors zugewiesen wird. Insoweit wird auf die bereits bestehende Regelung
aufgesetzt, dass das Bundeszentralamt fur Steuern fur die Bildung automatisiert erstellter
Lohnsteuerabzugsmerkmale zustandig ist.

Der neue automatisierte Faktor wird zuklnftig jeweils zum 1. April eines Kalenderjahres
anhand der Daten gebildet, die dem Bundeszentralamt fir Steuern von den Landesfinanz-
behdrden aus den fur das vorangegangene Kalenderjahr Gbermittelten Lohnsteuerbeschei-
nigungen (8 41b Absatz 1 EStG) mitgeteilt werden (zum Beispiel: der Jahresarbeitslohn,
die Sozialversicherungsbeitréage). Dabei sind im Jahr der EheschlieRung auch Datensatze
der Steuerklassen | oder Il mit in die Ermittlung des Faktors einzubeziehen. Pauschbetrage
fir Menschen mit Behinderung, Hinterbliebene und Pflegepersonen (§ 39a Absatz 1 Satz 1
Nummer 4 EStG), die als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal vom Wohnsitzfinanz-
amt gebildet wurden, sind fur die jeweilige Geltungsdauer des Pauschbetrags bei der Bil-
dung des Faktors ebenfalls mit zu berlicksichtigen. Der automatisiert gebildete Faktor wird
vom Bundeszentralamt fur Steuern als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal zum Ab-
ruf durch den Arbeitgeber bereitgestellt. In den Fallen, in denen ein Faktor ausgehend da-
von ermittelt wurde, dass nur ein Ehe-/Lebenspartnerin oder -partner Arbeitslohn bezieht,
wird ab dem folgenden 1. des Monats, an dem der Arbeitgeber flr den zweiten Ehegat-
ten/Lebenspartnerin oder -partner ein erstes Dienstverhéaltnis im Verfahren ELStAM ange-
meldet hat, ein Steuerklassenwechsel zur Steuerklasse IV fur jeden Ehegatten, Lebens-
partnerin oder -partner automatisiert durch das Bundeszentralamt flr Steuern vorgenom-
men. Der automatisierte Steuerklassenwechsel zu IV/IV unterbleibt, wenn die Ehegat-
ten/Lebenspartnerinnen oder -partner beim Wohnsitzfinanzamt den Faktor entsprechend
der kunftigen Arbeitslohne angepasst haben. Durch diese Regelung soll eine unverhaltnis-
mafig hohe Nachzahlung in der Einkommensteuerveranlagung vermieden werden.

Der neu eingefligte Absatz 1b beschreibt die Art und Weise, wie der automatisiert zu bil-
dende Faktor (Absatz 1a— neu —) durch das Bundeszentralamt fiir Steuern zu bilden ist und
verweist dazu auf die Grundvorschrift des 8§ 39f Absatz 2 EStG sowie auf die Daten aus
den elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen des Vorjahres, fir das der Faktor erstmals
gelten soll. Pauschbetrage fur Menschen mit Behinderungen, Hinterbliebene und Pflege-
personen (8 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG) werden auch bei der automatisierten
Bildung des Faktors mitbericksichtigt.

Zu Buchstabe c (8 39e Absatz 10 Satz 2 und 3 - neu -)

In dem neuen Satz 2 des Absatzes 10 wird festgelegt, dass die Daten der elektronischen
Lohnsteuerbescheinigung, die dem Bundeszentralamt fir Steuern von den Landesfinanz-
behoérden fur die automatisierte Bildung des Faktors zur Verfligung gestellt werden, vom
Bundeszentralamt fir Steuern ausschlief3lich fur diese Zwecke verarbeitet und gespeichert
werden dirfen.
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In dem neuen Satz 3 wird bestimmt, dass flr Anderungen eines nach § 39e Absatz 1a oder
1b EStG automatisiert gebildeten Faktors das Finanzamt zustandig ist.

Zu Nummer 7 (8§ 39f)
Zu Buchstabe a (8§ 39f — Uberschrift)

Die Uberschrift des § 39f EStG wird redaktionell an die Anderungen in § 38b Absatz 1
Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklasse Il in das Fak-
torverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) angepasst.

Zu Buchstabe b (8§ 39f Absatz 1, 1a—neu —, 2 und 3)
Zu Absatz 1

Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner, die anstelle der Steuerklasse IV das Faktor-
verfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) fir den Lohnsteuerabzug nutzen mdchten, kbnnen
nach Satz 1 — wie bisher -- dazu einen gemeinsamen Antrag zur Bildung eines Faktors bei
dem Finanzamt stellen, das fur die Besteuerung des Einkommens (Wohnsitzfinanzamt) zu-
standig ist.

Neu ist, dass nun auch alleinverdienende Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner das
Faktorverfahren (Steuerklasse 1V mit Faktor) nutzen kdnnen und die Parameter der bishe-
rigen Steuerklasse Il im Faktorverfahren abgebildet werden (Satz 5).

Unverandert werden Frei- und Hinzurechnungsbetrdge (z. B. erhéhte Werbungskosten)
auch dann im Lohnsteuerabzugsverfahren bertcksichtigt, wenn die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer die Steuerklasse IV mit Faktor gewahlt haben. § 39a Absatz 1 Satz 3 EStG
bestimmt allerdings, dass derartige Freibetrage grundsatzlich héchstens fir zwei Kalender-
jahre einschlieBlich des Jahres des Antrages gelten. Die automatisierte Bildung eines
neuen Faktors nach § 39e Absatz 1la EStG erfolgt aber immer erst zum 1. April eines Ka-
lenderjahres. Um hier einen nahtlosen Anschluss vom antragsgebundenen zum automati-
siert gebildeten Faktor zu ermdglichen, wird in Satz 3 die antragsgebundene Beriicksichti-
gung von Frei- oder Hinzurechnungsbetrdgen im Faktorverfahren bis zum 31. Méarz des
zweiten Kalenderjahres, welches auf das Jahr der erstmaligen Anwendung folgt, verlangert.
So kann das Faktorverfahren auf mdglichst einfache Art und Weise - in Féllen ohne erneute
Bertcksichtigung eines Frei- oder Hinzurechnungsbetrages bei der Faktorbildung - Ilicken-
los weitergeflihrt werden.

Da die Finanzverwaltung im laufenden Kalenderjahr ohne Hinweis der Ehegatten/Lebens-
partnerinnen und -partner keine Kenntnisse tiber mogliche Anderungen der Jahresarbeits-
I6hne erhélt, erfolgt ein Ausgleich von zu viel oder zu wenig erhobener Lohnsteuer mangels
Anderung des Faktors regelmaRig erst im Rahmen der verpflichtenden Einkommensteuer-
veranlagung.

Wurde fur die Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner aber ein Faktor auf Basis der
Angabe/Daten gebildet, dass nur ein Ehegatte, eine Lebenspartnerin oder ein Lebens-
partner Arbeitslohn bezieht (Alleinverdienerin oder -verdiener), und wird dann im laufenden
Kalenderjahr fir den anderen Ehegatten, die andere Lebenspartnerin oder den anderen
Lebenspartner ein erstes Dienstverhaltnis angemeldet, ohne dass eine Anderung des Fak-
tors durch die Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner beantragt wurde, ist in Satz 6
geregelt, dass in diesem Fall fir beide Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner ab dem
Folgemonat der Arbeitsaufnahme automatisch wieder jeweils die Steuerklasse IV (Grund-
fall) hinterlegt wird. Durch diesen gesetzlich vorgesehenen Wechsel zuriick in die Steuer-
klasse IV wird verhindert, dass beide Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner unge-
rechtfertigterweise jeweils den doppelten Splittingvorteil infolge eines unverandert weiter
gefuhrten ,Alleinverdienerin und -verdiener‘-Faktors erhalten wirden und extrem hohe
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Steuer-Nachzahlungen im Rahmen der Veranlagung festgesetzt wiirden. Ein neuer Antrag
fur das Faktorverfahren unter Beriicksichtigung der voraussichtlichen Arbeitsléhne beider
Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner ist auch schon vor Arbeitsaufnahme maglich.
In diesem Fall erfolgt keine Einordnung in die Steuerklasse 1V, sondern der Faktor wird
entsprechend an die neuen Verhaltnisse gedndert/angepasst.

Zu Absatz 1a — neu —

Absatz la regelt in den Fallen, in denen eine Person verwitwet ist (§ 38b Absatz 1 Satz 2
Nummer 5 Buchstabe b EStG), dass das Bundeszentralamt fur Steuern automatisiert den
Faktor bildet. Dieser automatisiert gebildete Faktor gilt mit Wirkung ab dem 1. des auf den
Todestag des anderen Ehegatten, der anderen Lebenspartnerin oder des anderen Leben-
spartners folgenden Monats sowie flr das darauffolgende Kalenderjahr, entsprechend der
Regelung des § 32a Absatz 6 EStG (so lange, wie das Splitting-Verfahren noch anzuwen-
den ist). Zur Bildung des Faktors werden flr den Verstorbenen oder die Verstorbene der
Arbeitslohn und die weiteren maf3geblichen Werte mit O Euro angesetzt.

Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Sinne des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5
Buchstabe ¢ EStG bildet das Finanzamt auf Antrag der nicht wiederverheirateten Person
fir das Kalenderjahr einen Faktor als Lohnsteuerabzugsmerkmal, in dem die Ehe/ Leben-
spartnerschaft aufgelést worden ist. Der Arbeitslohn fur den friiheren Ehegatten, die friihere
Lebenspartnerin oder den friiheren Lebenspartner und die weiteren zur Ermittlung des Fak-
tors mafdgeblichen Werte werden zur Ermittlung des Faktors mit O Euro angesetzt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 beschreibt die Ermittlung des Faktors. Der Faktor wird anhand der aktuell bei Bil-
dung des Faktors geltenden Steuerbetrage berechnet, die sich auf Grundlage der Besteu-
erung in der Steuerklasse 1V ergeben wirden. Dabei sind bei der antragsgebundenen Bil-
dung des Faktors die voraussichtlichen Jahresarbeitslohne der Ehegatten/ Lebenspartne-
rinnen und -partner des Jahres maf3geblich, fur die das Faktorverfahren erstmalig gelten
soll. Freibetrage werden nicht neben dem Faktor als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildet,
sondern bei der Ermittlung des Faktors gemaR § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6, 8
und 9 EStG mitbertcksichtigt. Haben Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner bei ih-
rem Wohnsitzfinanzamt einen Antrag auf Lohnsteuerermafigung zur Berlicksichtigung von
persdnlichen Freibetragen im Faktorverfahren gestellt, gilt dieser Faktor solange, wie sich
die Gultigkeit anhand von § 39a Absatz 1 Satz 3 EStG bestimmt, langstens jedoch bis zum
31. Méarz des zweiten auf die Antragstellung folgenden Kalenderjahres (vgl. Absatz 1
Satz 3). Arbeitslohne aus zweiten und weiteren Dienstverhéaltnissen, die nach der Steuer-
klasse VI besteuert wurden, sind wie bisher nicht bei der Ermittlung des Faktors mit zu
berlcksichtigen.

Zu Absatz 3

Andern sich fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die steuerlichen Verhaltnisse zu
ihren Ungunsten und haben sie hierflr einen Freibetrag beantragt (z. B. geringere Wer-
bungskosten), sind sie verpflichtet, diese Anderungen dem Finanzamt anzuzeigen (§ 39a
Absatz 1 Satz 5 EStG). Andern sich die Verhéltnisse zu ihren oder seinen Gunsten, kann
durch Mitteilung eine Anderung beantragt werden.

Absatz 3 bestimmt, dass mit dieser Anzeige oder diesem Antrag gleichzeitig ein Antrag auf
Anderung des Faktors ab dem Monat des auf die Antragstellung folgenden Monats fiir den
Lohnsteuerabzug gestellt wird und der geanderte Faktor entsprechend anzuwenden ist
(8 39 Absatz 6 Satz 5 EStG). Nach § 39 Absatz 6 Satz 6 EStG muss ein Antrag auf Ande-
rung zu Gunsten spatestens bis zum 30. November gestellt werden, wenn er noch fur das
laufende Kalenderjahr gelten soll. Ansonsten gilt der geénderte Faktor erst ab dem folgen-
den Kalenderjahr.
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Zu Nummer 8 (8 399 — neu -)

Zu 8 39g (Verfahren zur Uberfihrung der Steuerklassen Ill und V in die Steuerklasse
IV mit Faktor)

§ 39g — neu — EStG enthdlt die einzelnen Regelungen des automatisierten Verfahrens zur
Uberfuihrung der bestehenden Falle, mit Steuerklasse Il und V in das Faktorverfahren
(Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Absatz 1

Absatz 1 legt fest, dass die Uberfiihrung der Steuerklassen 1l und V in das Faktorverfahren
(Steuerklassen IV mit Faktor) zu dem gesetzlichen Stichtag 1. Januar 2030 erfolgt.

Dazu wird das Bundeszentralamt fir Steuern in allen Féllen, in denen zum 30. September
2029 bei Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern die Steuerklassenkombina-
tion III/V fur den Lohnsteuerabzug angewendet wird, automatisiert zum 1. Oktober 2029
einen Faktor bilden, der sich anhand der Daten ergibt, die spatestens zum 28. Februar 2029
vom jeweiligen Arbeitgeber mit den elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen (8§ 41b
EStG) fir das erste Dienstverhaltnis an die Finanzverwaltung Ubermittelt worden sind. Liegt
fur einen Ehegatten, eine Lebenspartnerin oder einen Lebenspartner kein Datensatz vor,
wird unterstellt, dass diese Person im vorangegangenen Kalenderjahr keinen Arbeitslohn
bezogen hat. Der ab dem Umstellungsstichtag 1. Januar 2030 geltende Faktor wird den
Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partnern durch das Bundeszentralamt fir Steuern o-
der den Finanzbehoérden der Lander einmalig elektronisch mitgeteilt. Dieser Faktor in Ver-
bindung mit der Steuerklasse IV wird dann zum 1. Januar 2030 anstelle der Steuerklasse
[Il oder V zum Abruf fir den jeweiligen Arbeitgeber als elektronisches Lohnsteuerabzugs-
merkmal bereitgestellt. Haben die Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner einen An-
trag auf Anderung des Faktors bis zum 31. Dezember 2029 gestellt, wird der gednderte
Faktor entsprechend fir den Lohnsteuerabzug bereitgestellt. Die Steuerklassen Il und V
werden ab dem 1. Januar 2030 fur den Lohnsteuerabzug nicht mehr angewendet.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt, dass Freibetrdge im Sinne des § 39a EStG, die auf Antrag vom Finanz-
amt gebildet werden, fur die Uberfiihrung der Steuerklassen Il und V in das Faktorverfahren
abweichend von der allgemeinen zweijahrigen Geltungsdauer des Freibetrags (8 39a Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 EStG) langstens bis zum 31. Dezember 2029 als elektronisches Lohn-
steuerabzugsmerkmal gelten, da diese bei der automatischen Bildung des Faktors durch
das Bundeszentralamt fur Steuern, bis auf die Pauschbetréage fir Menschen mit Behinde-
rungen, Hinterbliebene und Pflegepersonen (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG), nicht
bertcksichtigt werden kdnnen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die automatisierte Bildung der Kinderfreibetrage durch das Bundeszentral-
amt fur Steuern bei Uberfiihrung der Steuerklassen 1l und V in das Faktorverfahren, da
diese bei beiden Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern fur die Ermittlung der
Zuschlagsteuern berticksichtigt werden sollen. Maf3geblich fur die Bildung der Kinderfrei-
betréage als Lohnsteuerabzugsmerkmal ist 8 39 Absatz 4 Nummer 2 EStG in Verbindung
mit § 38b Absatz 2 Satz 1 EStG.

Zu Absatz 4
Fur verwitwete Steuerpflichtige, die zum 31. Oktober 2029 in die Steuerklasse Il eingereiht

sind und flr die auch noch im Folgejahr das Splitting-Verfahren anzuwenden ist (entspre-
chend 8§ 32a Absatz 6 EStG), wird nach Absatz 3 automatisiert ein Faktor gebildet. Dabei
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werden fur die Ermittlung des Faktors der Arbeitslohn fiir die Verstorbene oder den Verstor-
benen sowie die weiteren mafigeblichen Werte mit O Euro angesetzt. Der Faktor gilt dann
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben bis zu dem Kalenderjahr, das auf das Versterben
folgt. Damit bedarf es fur diese Personen keiner gesonderten Antragsstellung, um in die
— gegenuber der Steuerklasse | oder Il — giinstigere Regelung zur Anwendung des Faktor-
verfahrens zu gelangen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 bestimmt, dass fir Anderungen eines nach § 39g EStG automatisiert gebildeten
Faktors das Finanzamt zustandig ist.

Zu Nummer 9 (8 41a Absatz 4 Satz 6)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklasse V in das
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Nummer 10 (§ 42b Absatz 1 Satz 3)
Zu Buchstabe a (8 42b Absatz 1 Satz 3 Nummer 2)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklasse V in das
Faktorverfahren.

Zu Buchstabe b (8 42b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklasse Ill in das
Faktorverfahren.

Zu Buchstabe c (8§ 42b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3b)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklasse Ill in das
Faktorverfahren.

Zu Nummer 11 (8§ 46 Absatz 2 Nummer 3a)

Zum einen handelt es sich um eine redaktionelle Folgeanderung infolge der Anderungen in
§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklassen
[l und V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zum anderen wird mit der Anderung klargestellt, dass eine Pflichtveranlagung nur durch-
gefuhrt werden muss, wenn beide Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner Arbeitslohn
bezogen haben und dieser wahrend des gesamten oder eines Teils des Kalenderjahres
unter Anwendung der Steuerklasse IV mit Faktor besteuert worden ist.

In den Fallen, in denen im Kalenderjahr nur einer der Ehegatten, eine Lebenspartnerin oder
ein Lebenspartner Arbeitslohn bezogen hat, fuhrt allein die Anwendung des Faktorverfah-
rens — wie bisher bei einer Alleinverdienerin oder einem Alleinverdiener mit Steuerklasse
Il = nicht zur Pflicht eine Einkommensteuerveranlagung durchzufiihren.
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Zu Nummer 12 (8§ 51a Absatz 2a)
Zu Buchstabe a (8§ 51a Absatz 2a Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklasse Il in das
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).

Zu Buchstabe b (§ 51a Absatz 2a Satz 3)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der Neuregelung des Fak-
torverfahrens in § 39f EStG.

Zu Nummer 13 (8§ 52)
Zu Buchstabe a (8§ 52 Absatz 1)

Mit der Neufassung wird die allgemeine Anwendungsregelung in § 52 Absatz 1 EStG mit
Inkrafttreten 1. Januar 2029 auf den Veranlagungszeitraum 2029 bzw. auf den Lohnsteu-
erabzug 2029 fortgeschrieben. Die ab dem 1. Januar 2029 in Kraft tretenden Anderungen
des Einkommensteuergesetzes sind damit grundsatzlich erstmals ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2029 bzw. fir den Lohnsteuerabzug 2029 anzuwenden.

Zu Buchstabe b (8 52 Absatz 35e — neu -)

Der neue Absatz 35e bestimmt, dass die Bestimmungen zur Neuregelung des Faktorver-
fahrens in Artikel 4 dieses Gesetzes grundsatzlich erstmals ab dem 1. Januar 2030 anzu-
wenden sind. Damit gilt der 1. Januar 2030 als Stichtag fiir die Uberfiihrung der Steuerklas-
sen lll und V in das Faktorverfahren. Lediglich 8§ 39g EStG, der regelt, dass das BZSt zum
1. Oktober 2029 erstmalig automatisiert einen Faktor bildet, ist ab dem 1. Januar 2029 an-
zuwenden.

Zu Artikel 5 (Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2025])

Zu Nummer 1 (8§ 3 Absatz 3 Nummer 1, Absatz 4, Absatz 4a Nummer 1 und 2 und
Absatz 5)

Mit dem Gesetz zur Ruckfihrung des Solidaritdtszuschlags 1995 vom 10. Dezember 2019
(BGBI. I S. 2115) wurden ab dem Jahr 2021 ca. 90 Prozent der zuvor mit Solidaritatszu-
schlag belasteten Steuerpflichtigen bei der Lohnsteuer und der veranlagten Einkommens-
teuer durch eine deutliche Anhebung der bestehenden Freigrenze vollstandig von der Er-
ganzungsabgabe entlastet.

Zur Vermeidung zusétzlicher Belastungen der Einkommensteuerpflichtigen wird die Frei-
grenze fur das Jahr 2025 angehoben. Die fur die Veranlagung und den Lohnsteuerabzug
im Einzelnen geregelten Betrage in 8 3 Absatz 3 SolzG 1995 werden entsprechend fortge-
schrieben. Die Absatze 4, 4a und 5 wurden auf dynamische Verweise umgestellt.

Zu Nummer 2 (8§ 6 Absatz 26 — neu -)

8 6 Absatz 26 — neu — SolzG 1995 regelt die Anwendung der ab 2025 angehobenen Frei-
grenzen.
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Zu Artikel 6 (Weitere Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2026])

Zu Nummer 1 (8 3 Absatz 3 Nummer 1 und 2)

Zur Vermeidung zuséatzlicher Belastungen der Einkommensteuerpflichtigen wird die Frei-
grenze ab dem Jahr 2026 angehoben. Die fur die Veranlagung und den Lohnsteuerabzug
im Einzelnen geregelten Betrage in 8 3 Absatz 3 SolzG 1995 werden entsprechend fortge-
schrieben.

Zu Nummer 2 (8 6 Absatz 27 — neu -)

8 6 Absatz 27 — neu — SolzG 1995 regelt die Anwendung der ab 2026 angehobenen Frei-
grenzen.

Zu Artikel 7 (Weitere Anderung des Solidaritatszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2030])
Zu Nummer 1 (§ 3)

Zu Buchstabe a (8 3 Absatz 2a Satz 1 und 3)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfiihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren (8 39f EStG und § 39e Absatz 1b EStG).

Zu Buchstabe b (8 3 Absatz 4 Nummer 1 bis 3)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren.

Zu Buchstabe c (8 3 Absatz 4a)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren.

Zu Buchstabe d (§ 3 Absatz 5)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung infolge der Anderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Uberfihrung der Steuerklassen Il und
V in das Faktorverfahren.

Zu Nummer 2 (8 6 Absatz 28 — neu -)

Mit der Anderung wird die Anwendung der redaktionellen Folgeanderungen im SolzG 1995
(siehe Begrindung zu Nummer 1) ab 2030 geregelt.

Zu Artikel 8 (Anderung der Abgabenordnung [TnV])
Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Die Inhaltsuibersicht wird redaktionell an die geanderten Bezeichnungen der 88 138j und
138k AO sowie an die Einfigung der neuen 8§ 138l bis 138n AO angepasst.
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Zu Nummer 2 (8 58)

Zu Buchstabe a (8 58 Nummer 10)

§ 58 Nummer 10 AO wird wegen der neu angefiigten Nummer 11 redaktionell angepasst.
Zu Buchstabe b (8 58 Nummer 11 — neu -)

Mit der gesetzlichen Regelung wird klargestellt, dass steuerbegtinstigte Korperschaften
auch zu tagespolitischen Themen Stellung beziehen dirfen, ohne dass sie ihre Gemein-
nitzigkeit gefahrden. Hierdurch wird wichtiges demokratisches Engagement von gemein-
nutzigen Korperschaften unterstutzt und gefordert. Eine gesetzliche Kodifizierung ist fir den
Anwender sichtbarer und verlasslicher als die bisherige Verwaltungsregelung.

Vereinzelte AuBerungen zu tagespolitischen Themen auRerhalb des Satzungszweckes ver-
stolRen zwar grundsatzlich gegen das Ausschliel3lichkeitsgebot, § 56 AO, wonach eine
steuerbegunstigte Korperschaft nur ihre satzungsméRigen Zwecke verfolgen darf. Aller-
dings rechtfertigen geringflgige Verstdf3e unter Berlcksichtigung des VerhaltnismaRig-
keitsprinzips und dem ihm innewohnenden Bagatellvorbehalt nicht die Aberkennung der
Gemeinndtzigkeit.

,Gelegentlich® bedeutet jedoch nicht, sich bei jeder sich bietenden Gelegenheit zu politi-
schen Themen zu &duRern. Die AuRerungen missen aufgrund eines besonderen Anlasses
erfolgen und der steuerbegiinstigten Zweckverfolgung untergeordnet sein. Dabei ist eine
Gesamtbetrachtung zugrunde zu legen. Unter diesen Voraussetzungen kann es auch noch
unschadlich sein, wenn es aufgrund eines besonderen Anlasses zu wiederholten AuRerun-
gen Uber einen Zeitraum von mehreren Wochen kommt.

Aus § 55 Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 AO folgt, dass das Betreiben oder Unterstiitzen von
Parteipolitik immer gemeinniitzigkeitsschadlich ist, auch wenn es nur gelegentlich erfolgt.

Die Regelung findet beispielsweise Anwendung auf den Aufruf eines Sportvereins gegen
.,Rassismus” anlasslich von aktuellen Vorkommnissen z. B. bei einem FulR3ballspiel. Sie fin-
det auch beispielsweise Anwendung, wenn Karnevals- oder Sportvereine sich vereinzelt fir
Frieden oder gegen Rassismus engagieren und zu Friedens- oder Antirassismus-Demonst-
rationen aufrufen.

Zu Nummer 3 (8 102 Absatz 4 Satz 3)

Intermediare im Sinne des § 138d Absatz 1 AO sind unter den weiteren Voraussetzungen
des 8§ 138m Absatz 1 AO dazu verpflichtet, der Finanzverwaltung innerstaatliche Steuerge-
staltungen mitzuteilen. Intermediére kénnen aber auch solche Personen sein, die einer ge-
setzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen. Die in § 102 Absatz 1 Nummer 3 Buch-
stabe b AO bezeichneten Personen kénnen Auskunft Uber das verweigern, was ihnen in
ihrer Eigenschaft als Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Steuerberater, Wirtschaftspruifer,
Steuerbevollmachtigter oder vereidigter Buchprifer (Berufsgeheimnistrager) anvertraut
worden oder bekannt geworden ist, also mandatsbezogene Geheimnisse (vgl. BFH v.
27.9.2017 - XI R 15/15, BStBI. 1l 2018, 155). Die Verletzung der Verschwiegenheitspflicht
ist nach 8§ 203 StGB strafbewehrt. Soweit die vorgenannten Berufsgeheimnistrager vom
Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung — allgemein oder nach entsprechendem Hin-
weis — von ihrer Verschwiegenheitspflicht entbunden wurden (vgl. 8 138m Absatz 3 AO),
gilt das Auskunftsverweigerungsrecht und damit die Strafbewehrung nach § 203 StGB be-
reits nach geltendem Recht nicht (§ 102 Absatz 3 AO). In diesem Fall muss der Intermediar
dem Bundeszentralamt fir Steuern alle in 8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 9 AO be-
zeichneten Angaben mitteilen, also auch Angaben, die personenbezogen sind.
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In Féllen, in denen die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2, 3 und 9 AO bezeichneten Angaben mangels Entbindung des Berufsgeheimnistra-
gers von der Verschwiegenheitspflicht auf den Nutzer Ubergegangen ist, wird durch die
Ergénzung in 8 102 Absatz 4 Satz 3 AO klargestellt, dass die Mitteilungspflichten der Be-
rufsgeheimnistrager hinsichtlich der in 8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO
bezeichneten Angaben auch dann bestehen, wenn mit diesen Angaben betroffene Nutzer
der innerstaatlichen Steuergestaltung identifizierbar sein sollten. Die Offenbarung solcher
Daten ist damit nicht unbefugt im Sinne des § 203 StGB.

Zu Nummer 4 (8§ 138i)
Zu Buchstabe a (8 138i Absatz 1)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung aus der Anfiigung eines neuen
Absatzes 2. Die bisher in § 138i AO enthaltene Regelung wird ohne inhaltliche Anderungen
in § 138i Absatz 1 AO Uberfihrt.

Zu Buchstabe b (§ 138i Absatz 2 —neu -)

Soweit innerstaatliche Steuergestaltungen (auch) Steuern betreffen, die von den Landern
oder den Gemeinden verwaltet werden, hat das Bundeszentralamt flr Steuern den fir die
Nutzer zustandigen Landesfinanzbehdrden im automatisierten Verfahren mitzuteilen, dass
Angaben zu den nach den 88 138l bis 138n AO mitgeteilten innerstaatliche Steuergestal-
tungen vorliegen. Dabei sind die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer
anzugeben.

Die Regelung ist identisch zu der fiir grenziiberschreitende Steuergestaltung getroffenen
Regelung in § 138i Absatz 1 AO (bisher § 138i AO), da die bereits fur grenziiberschreitende
Steuergestaltungen implementierten Verwaltungsstrukturen auch fiir mitgeteilte innerstaat-
liche Steuergestaltungen genutzt werden sollen.

Eine Information Uber die Auswertung der Mitteilung erfolgt daher auch hier noch nicht (vgl.
§ 138j Absatz 4 AO). Durch die Mitteilung, dass Informationen Uber eine innerstaatliche
Steuergestaltung vorliegen, und die Ubersendung der DE-Registriernummer und die DE-
Offenlegungsnummer soll es den Landesfinanzbehdrden auch bei innerstaatlichen Steuer-
gestaltungen ermdglicht werden (automationsgestitzt oder personell) zu prifen, ob ein Nut-
zer die von ihm verwirklichte Steuergestaltung auch in seiner Steuererklarung (vgl. 8 138k
Absatz 2 AO) angegeben hat.

Zu Nummer 5 (8§ 138))
Zu Buchstabe a (§ 138j — Uberschrift)

Die Neufassung der Uberschrift erfolgt auf Grund der Aufnahme von Bestimmungen zum
Umgang mit Mitteilungen Uber innerstaatliche Steuergestaltungen in der zuvor nur far
grenziberschreitende Steuergestaltungen getroffenen gesetzlichen Regelung.

Zu Buchstabe b (§ 138j Absatz 1 Satz 1)

Das Bundeszentralamt fir Steuern ist schon bisher nach § 138j Absatz 1 Satz 1 AO dazu
verpflichtet, die ihm nach §§ 138f bis 138h AO zugegangenen Mitteilungen Uber grenziber-
schreitende Steuergestaltungen auszuwerten.

Mit der Anderung des Satzes 1 wird dem Bundeszentralamt fiir Steuern zusétzlich die Aus-
wertung der nach den 88 138m bis 138n AO zugegangenen Mitteilungen Uber innerstaatli-
che Steuergestaltungen aufgetragen.
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Die Ergebnisse der Auswertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen teilt
das Bundeszentralamt fir Steuern — wie bei grenzuberschreitenden Steuergestaltungen —
dem Bundesministerium der Finanzen mit (8 138j Absatz 1 Satz 4 AO). Dabei sind perso-
nenbezogene Daten der Intermediare, der Nutzer und ggf. anderer an der Steuergestaltung
beteiligter Personen nur mitzuteilen, soweit dies zur Erfillung der in 8 3 FVG geregelten
Aufgaben des Bundesministeriums der Finanzen und ggf. der obersten Finanzbehotrden
der Lander erforderlich ist. Das Bundesministerium der Finanzen prift dann, ob eine inner-
staatliche Steuergestaltung zum Anlass genommen werden sollte, gesetzgeberische Mal3-
nahmen zu ergreifen oder Verwaltungsvorschriften zum Umgang mit der Steuergestaltung
zu erlassen oder zu &ndern.

Zu Buchstabe c (8 138j Absatz 2)

Soweit Steuergestaltungen Steuern betreffen, die ganz oder teilweise den Landern oder
Gemeinden zustehen, informiert das Bundesministerium der Finanzen nach § 138j Ab-
satz 2 AO seinerseits die obersten Finanzbehorden der Lander. Diese kdnnen dann —
ebenso wie das Bundesministerium der Finanzen — priifen, ob die Steuergestaltung Anlass
dafir bietet, gesetzgeberische MaRnahmen vorzuschlagen, oder ob eine Verwaltungsvor-
schrift zum Umgang mit der Steuergestaltung erlassen werden soll.

Mit der Aufnahme des Verweises auf die 88 138m und 138n AO und die Streichung der
Angabe ,grenziiberschreitenden® wird die bisher nur fir grenziiberschreitende Steuerge-
staltungen geltende Bestimmung auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen ausgeweitet.

Zu Buchstabe d (§ 138j Absatz 3)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgeanderung aus der Anfligung eines neuen
Absatzes 2 in § 138i AO. Die bisherige Regelung des § 138i AO ist ohne Anderungen in
§ 138i Absatz 1 AO Ubernommen worden.

Zu Buchstabe e (8 138j Absatz 3a—neu -)

Die Regelung in § 138j Absatz 3a AO entspricht der diesbeztiglich fur grenzuberschreitende
Steuergestaltungen bereits in § 138j Absatz 3 AO enthaltenen Bestimmung.

Soweit die nach 88 138m und 138n AO mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen
Steuern betreffen, die von den Landesfinanzbehdrden oder von den Gemeinden verwaltet
werden, stellt das Bundeszentralamt flr Steuern den fiir die Nutzer zustandigen Finanzbe-
hdrden der Lander Angaben zu den mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen sowie
eigene Ermittlungsergebnisse und die Ergebnisse der Auswertung zum Abruf bereit.

Zu Buchstabe f (8§ 138j Absatz 4)

Mit der Aufnahme des Verweises auf die 88 138m und 138n AO und die Streichung der
Angabe ,grenziiberschreitenden® wird die bisher nur fir grenziiberschreitende Steuerge-
staltungen geltende Bestimmung des § 138j Absatz 4 AO auch auf innerstaatliche Steuer-
gestaltungen ausgeweitet.

Die Regelung stellt nun auch im Hinblick auf innerstaatliche Steuergestaltungen klar, dass
das Unterbleiben einer Reaktion des Bundeszentralamts fur Steuern, des Bundesministeri-
ums der Finanzen oder des Gesetzgebers auf die Mitteilung einer Steuergestaltung keine
Schlisse auf die steuerrechtliche Zulassigkeit dieser Steuergestaltung zuléasst. Die Mittei-
lung einer Steuergestaltung kann au3erdem auch im Hinblick auf den Gesetzgeber kein
schitzenswertes Vertrauen des Nutzers oder Intermediars in die Zulassigkeit seiner Ge-
staltung begriinden. Sie kann im Verhaltnis zum Gesetzgeber insbesondere nicht dazu fih-
ren, dass Intermedidre oder Nutzer sich nachtraglich auf die Zulassigkeit ihrer Gestaltung
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berufen (vgl. insoweit auch BVerfGE 97, 67 [83 f.], zum Schutz der Gewaltenteilung: der
Gesetzgeber kann durch die Verwaltung nicht gebunden werden).

Zu Buchstabe g (8 138j Absatz 5)

Durch 8§ 138j Absatz 5 AO wird schon bisher bestimmt, dass die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten aus Mitteilungen Uber grenziiberschreitende Steuergestaltungen durch Fi-
nanzbehdrden einheitlich ein Verwaltungsverfahren in Steuersachen im Sinne der AO ist,
also insbesondere im Sinne des § 29¢ Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und des § 30 Absatz 2
Nummer 1 Buchstabe a AO.

Diese Regelung wird durch die Anderung von Absatz 5 auch auf Mitteilungen tber inner-
staatliche Steuergestaltungen ausgedehnt. Denn wie auch bei grenziberschreitenden
Steuergestaltungen werden Mitteilungen Uber innerstaatliche Steuergestaltungen nicht nur
zur unmittelbaren Unterstitzung der Veranlagungstatigkeit verwendet, d.h. zur Festsetzung
und Erhebung von Steuern beim jeweiligen Nutzer, sondern auch zur rechtspolitischen Be-
wertung von Konzepten Uber innerstaatliche Steuergestaltungen sowie zur Steuerung der
Tatigkeit der Finanzbehorden, insbesondere durch Erlass von BMF-Schreiben. Die rechts-
politische Bewertung ist ein Verarbeitungszweck im Sinne von 8 29¢ Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5 AO (Gesetzesfolgenabschatzung), die Steuerung der Tatigkeit der Finanzbehdérden
ist ein Verarbeitungszweck im Sinne von § 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 AO. Fr die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten fir diese drei unterschiedlichen Zwecke gelten in
§ 29c Absatz 1 Satz 1 AO unterschiedliche Bedingungen. Durch die Regelung in § 138j
Absatz 5 AO wird damit zugleich Rechtsklarheit hinsichtlich der Befugnis zur Offenbarung
oder Verwertung entsprechender Daten (8 30 Absatz 4 AO) geschaffen.

Zu Nummer 6 (8§ 138k)
Zu Buchstabe a (§ 138k — Uberschrift)

Die Neufassung der Uberschrift erfolgt auf Grund der Aufnahme von Bestimmungen tber
innerstaatliche Steuergestaltungen in eine gesetzliche Regelung, die bisher nur Bestim-
mungen fiir grenziberschreitende Steuergestaltungen enthielt.

Zu Buchstabe b (8§ 138k Absatz 1)

Bei der Anderung handelt es sich um eine Folgednderung aus der Anfiigung eines neuen
Absatzes 2. Die bisher in § 138k AO enthaltene Regelung wird ohne inhaltliche Anderungen
in § 138k Absatz 1 AO Uberfihrt.

Zu Buchstabe c (8 138k Absatz 2 —neu -)

Durch die Einfigung des Absatzes 2 wird die bereits fir grenziberschreitende Steuerge-
staltungen geltende Bestimmung in 8 138k Absatz 1 AO auch auf innerstaatliche Steuerge-
staltungen ausgeweitet.

Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung verwirklicht, muss er dies in der Steu-
ererklarung fur die Steuerart und den Besteuerungszeitraum oder Besteuerungszeitpunkt
angeben, in der sich der steuerliche Vorteil der innerstaatlichen Steuergestaltung auswirken
soll. Hierbei genigt es, in der Steuererklarung die vom Bundeszentralamt fur Steuern zu-
geteilte DE-Registriernummer und DE-Offenlegungsnummer anzugeben. Die auf die Nen-
nung der DE-Registriernummer und DE-Offenlegungsnummer beschrankte Deklarations-
pflicht entlastet die Steuerpflichtigen, weil sie die verwirklichte Steuergestaltung anderen-
falls in ihrer Steuererklarung oder auf entsprechendes Ersuchen des zusténdigen Finanz-
amts ausfuhrlich darlegen mussten. Ferner wird durch diese Regelung sichergestellt, dass
die veranlagungsunterstiitzende Auswertung der innerstaatlichen Steuergestaltung auch in
den Fallen mdglich ist, in denen den Finanzamtern keine Informationen tber das Vorliegen
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einer innerstaatlichen Steuergestaltung durch das Bundeszentralamt fir Steuern Gbermit-
telt werden konnten (vgl. § 138i Absatz 2 AO). In diesen Féllen ist ein Datenabruf nach
§ 138j Absatz 3a AO nur moglich, wenn die Steuerpflichtigen ihre DE-Registriernummer
und DE-Offenlegungsnummer in der Steuererklarung angeben.

Zu Nummer 7 (88 138l — neu — bis 138n — neu -)

Mit den neuen 88 138l bis 138n AO wird eine Pflicht zur Mitteilung bestimmter innerstaatli-
cher Steuergestaltungen eingefihrt, die sich — soweit méglich — eng an den gesetzlichen
Bestimmungen zur Mitteilungspflicht tGber grenziberschreitende Steuergestaltungen nach
88 138d bis 138h AO orientiert.

Fur das in den neuen 88 138l bis 138n AO geregelte Verfahren ist die Abgabenordnung,
insbesondere die §8 2a, 29b, 29c¢, 30, 87b, 93 und 97 AO, unmittelbar anwendbar. Die
Aufgaben der Bundes- und Landesfinanzbehdrden im Zusammenhang mit den neuen Mit-
teilungspflichten sind unter den Begriff der Steuerverwaltung im Sinne des § 1 AO zu sub-
sumieren. Zum einen werden sie mit der Eingliederung in die Abgabenordnung und der
Aufgabenzuweisung zu den Finanzbehorden kraft Gesetzes zu einer Aufgabe der Steuer-
verwaltung und damit zu einer Steuerverwaltungssache. Des Weiteren ist der Begriff der
Verwaltung ein Oberbegriff, der alle méglichen Aufgaben und Tatigkeiten der Finanzbehor-
den in ihrem Aufgabenbereich einschliet. Darunter fallt auch die Uberwachung von Ne-
benpflichten wie Mitteilungspflichten zur Erfassung grenziiberschreitender Steuergestaltun-
gen, die letztlich auch der Erfiillung von Hauptpflichten, hier der Steuerfestsetzung und -
erhebung, dienen. Die Erfassung und rechtspolitische wie auch veranlagungsunterstut-
zende Auswertung innerstaatlicher Steuergestaltungen durch die Auferlegung von Mittei-
lungspflichten weist zudem eine derart groRe Sachndhe zum eigentlichen Besteuerungs-
verfahren auf, dass die hier in Rede stehenden Mitteilungspflichten nicht losgel6st hiervon
beurteilt und damit unter den Oberbegriff der Steuerverwaltung nach 8 1 AO subsumiert
werden missen.

Die Regelungen zur Einfuhrung der Mitteilungspflicht innerstaatlicher Steuergestaltungen
sind mit Artikel 12 des Grundgesetzes (GG) vereinbar. Bei den Mitteilungspflichten handelt
es sich um Berufsaustibungsregelungen, die verhaltnismafig sind. Sie verfolgen einerseits
das legitime rechtspolitische Ziel, ungewollte oder behauptete Gesetzeslicken friher als
bisher aufspiren und darauf reagieren zu kénnen und andererseits die 6rtlich zustandigen
Finanzbehorden in die Lage zu versetzen, die aus den Mitteilungen gewonnenen Informa-
tionen veranlagungsunterstitzend auszuwerten. Damit wird auch die Gleichmafigkeit der
Besteuerung geférdert.

Hinzu kommt, dass die durch § 138l AO den Intermediaren neu auferlegten Mitwirkungs-
pflichten durch die Begrenzung der relevanten Gestaltungen und die Beschrénkung des
Kreises potenziell betroffener Nutzer durch § 138l Absatz 5 AO in deutlich weniger Fallen
als bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen zur Anwendung kommen. Vor diesem
Hintergrund und im Hinblick auf die verfassungsrechtlich vor allem gebotene Gleichheit der
Lastenzuteilung (vgl. BVerfGE 84, 239 [268 ff.]) ist die Belastung der Intermedidre durch
die Mitteilungspflicht nach § 138l AO zumutbar und verhéltnismafig.

Zu 8 138l (Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen)

Durch diese Regelung wird die innerstaatliche Steuergestaltung definiert. Die durch die Vor-
schrift zudem eingefuhrte Mitteilungspflicht wird auf solche innerstaatliche Steuergestaltun-
gen beschrankt, die bestimmte zusatzliche gestaltungsbezogene oder nutzerbezogene Kiri-
terien erfullen.



-73 - Bearbeitungsstand: 10.07.2024 10:56

Zu Absatz 1

§ 138l Absatz 1 AO bestimmt, dass innerstaatliche Steuergestaltungen, die in Absatz 2 de-
finiert werden, dem Bundeszentralamt flr Steuern mitzuteilen sind. Der zur Mitteilung ver-
pflichtete Personenkreis und die fir das Mitteilungsverfahren geltenden Bestimmungen,
insbesondere die bei der Mitteilung zu beachtende Form und Frist ergeben sich aus den
88§ 138m und 138n AO.

Zu Absatz 2
Satz 1

§ 138l Absatz 2 Satz 1 AO definiert die mitteilungspflichtige innerstaatliche Steuergestal-
tung. Die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen orientieren sich dabei soweit mdglich an
den Merkmalen der grenziberschreitenden Steuergestaltung nach § 138d Absatz 2 Satz 1
AO.

Eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des 8§ 138l Absatz 2 Satz 1 AO ist danach
jede Gestaltung, die die in den Nummern 1 bis 4 genannten Voraussetzungen kumulativ
erfullt.

Bei einer Steuergestaltung im Sinne des 8§ 138| AO handelt es sich — wie bei der Steuerge-
staltung im Sinne der 88 138d ff. AO - um einen bewussten, das reale und/oder rechtliche
Geschehen mit steuerlicher Bedeutung verdndernden Schaffensprozess, bei dem durch
den Nutzer oder fir den Nutzer der Steuergestaltung eine bestimmte Struktur, ein bestimm-
ter Prozess oder eine bestimmte Situation bewusst und aktiv herbeigefiihrt oder verandert
wird (z. B. durch Transaktionen, Handlungen, Vereinbarungen). Diese Struktur, dieser Pro-
zess oder diese Situation bekommt dadurch eine steuerrechtliche Bedeutung, die ansons-
ten nicht eintreten wirde. Eine Steuergestaltung liegt nicht vor, wenn ein Steuerpflichtiger
lediglich den Ablauf einer gesetzlichen Frist oder eines gesetzlichen Zeitraums abwartet,
nach welchem er eine Transaktion steuerfrei oder nicht steuerbar realisieren kann. Ferner
liegt eine Steuergestaltung nicht allein dadurch vor, dass ohne Hinzutreten von weiteren
Umstanden die Voraussetzungen der Steuerbefreiungsvorschriften des Erbschaftsteuer-
und Schenkungsteuergesetzes erfiillt sind. Unerheblich ist, ob die Gestaltung modellhaft
angelegt ist.

Nach 8§ 138l Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO darf die Gestaltung keine grenziiberschreitende
Steuergestaltung im Sinne des § 138d Absatz 2 in Verbindung mit § 138e AO sein. Hier-
durch wird deutlich, dass 8 1381 AO auf rein innerstaatliche Steuergestaltungen abzielt und
als Ergénzung der Regelungen des 88 138d bis 138k AO anzusehen ist. Doppelmeldungen
sollen hierdurch vermieden werden.

Die innerstaatliche Steuergestaltung muss zudem eine der in § 138I Absatz 2 Nummer 2
AO abschliel3end aufgezahlten Steuern zum Gegenstand haben. In Betracht kommen da-
her nur solche Steuergestaltungen, die sich auf Steuern vom Einkommen oder Vermogen
(z. B. Einkommensteuer oder Korperschaftsteuer), die Gewerbesteuer, die Erbschaft- oder
Schenkungsteuer oder die Grunderwerbsteuer auswirken sollen.

AulRerdem muss nach Nummer 3 mindestens ein Kennzeichen im Sinne des § 138l Ab-
satz 3 AO vorliegen.

Nach der Nummer 4 muss zudem aus Sicht eines verstandigen, unvoreingenommenen
Dritten der zu erwartende Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile der innerstaatlichen
Steuergestaltung die Erlangung eines steuerlichen Vorteils ist. Bei der Steuergestaltung
muss demnach die giinstige Auswirkung des steuerlichen Vorteils im Vordergrund stehen.
Der Intermediar oder der Nutzer der Gestaltung kann das Gegenteil hachweisen, indem er
z. B. zwingende aul3ersteuerliche (insbesondere wirtschaftliche) Grinde fur die konkrete
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Strukturierung einer Transaktion darlegt, die deren steuerlichen Vorteil in den Hintergrund
treten lassen. Ein relevanter steuerlicher Vorteil liegt vor, wenn ein steuerlicher Vorteil im
Sinne des § 138d Absatz 3 Satz 1 AO im Geltungsbereich der Abgabenordnung entstehen
soll. Durch den Verweis auf die Definition des steuerlichen Vorteils in § 138d Absatz 3
Satz 1 AO wird klargestellt, dass der bei grenztiberschreitenden und innerstaatliche Steu-
ergestaltungen zu prifende Steuervorteil identisch ist. Ein steuerlicher Vorteil liegt daher
vor, wenn durch die Steuergestaltung Steuern erstattet werden sollen, Steuervergitungen
gewahrt oder erhoht werden sollen, Steueranspriiche entfallen oder verringert werden sol-
len, die Entstehung von Steueranspriichen verhindert werden soll, oder die Entstehung von
Steueranspriichen in andere Besteuerungszeitraume oder auf andere Besteuerungszeit-
punkte verschoben werden soll. Der steuerliche Vorteil ist weder deckungsgleich mit dem
gesetzlich nicht vorgesehenen Steuervorteil nach § 42 Absatz 2 Satz 1 AO noch mit dem
nicht gerechtfertigten Steuervorteil gemaR § 370 Absatz 1 AO. Es genugt, dass die Erlan-
gung eines steuerlichen Vorteils beabsichtigt ist, auf dessen tatsachlichen Eintritt kommt es
nicht an.

Satz 2

§ 138l Absatz 2 Satz 2 AO stellt klar, dass eine innerstaatliche Steuergestaltung auch dann
vorliegt, wenn sie aus einer Reihe von Gestaltungen besteht. Ferner wird bestimmt, dass
der Mitteilungspflichtige in diesem Fall sdmtliche ihm bekannte Informationen zur Steuer-
gestaltung mitzuteilen hat und nicht nur die aus seiner Sicht maf3geblichen Teile.

Satz 3

Entsprechend der fur grenziiberschreitende Steuergestaltungen in § 138d Absatz 3 Satz 3
AO enthaltenen Bestimmung kann das Bundesministerium der Finanzen nach § 138l Ab-
satz 2 Satz 3 AO auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen fir bestimmte Fallgruppen,
die den Tatbestand des § 138l Absatz 2 Satz 1 AO grundsatzlich erfullen, im Einvernehmen
mit den obersten Finanzbehoérden der Lander in einem im Bundessteuerblatt zu veroffentli-
chenden Schreiben bestimmen, dass kein steuerlicher Vorteil im Sinne des Satzes 1 Num-
mer 4 anzunehmen ist, weil der steuerliche Vorteil unter Berlicksichtigung aller Umstande
der Steuergestaltung gesetzlich vorgesehen ist. Hierdurch wird das Bundesministerium der
Finanzen dazu ermachtigt, durch Verwaltungserlass auf der Grundlage allgemeiner Erfah-
rungswerte oder auf Grund der Ergebnisse der rechtspolitischen Auswertung bestimmte
Fallgruppen von der Mitteilungspflicht nach 8§ 138l Absatz 1 AO auszunehmen, die als sol-
ches zwar den Tatbestand des 8§ 138I Absatz 2 AO erfillen, hinsichtlich derer aber kein
rechtspolitischer oder steuerfachlicher Handlungsbedarf gesehen wird.

Zu Absatz 3

§ 138l Absatz 3 AO enthalt eine abschlieRende Aufzéhlung der Kennzeichen, die bei Vor-
liegen der Ubrigen Tatbestandsvoraussetzungen des 8§ 138| Absatz 2 AO eine Mitteilungs-
pflicht der innerstaatlichen Steuergestaltung auslosen, wobei das Vorliegen eines dieser
Kennzeichen ausreicht.

Satz 1

§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO bestimmt - ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 1 Buchstabe a AO - eine vertragliche Vertraulichkeitsklausel als Kennzeichen ei-
ner potenziell mitzuteilenden innerstaatlichen Steuergestaltung. Gesetzliche und standes-
rechtliche Verschwiegenheitspflichten fallen nicht in den Anwendungsbereich dieses Kenn-
zeichens. Erfasst werden dagegen solche Vereinbarungen, die dem Nutzer oder anderen
an Steuergestaltung Beteiligten eine Offenlegung gegeniber anderen Intermediaren oder
der Finanzverwaltung verbieten. Hingegen erfiillen Vertraulichkeitsklauseln, die die Offen-
legung gegeniiber weiteren Intermedidren verbieten, die von der potenziellen Mitteilungs-
pflicht der konkreten innerstaatlichen Steuergestaltung nicht erfasst sind, nicht den
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Tatbestand des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO. Insoweit sollen — wie
auch bei der Mitteilungspflicht Gber grenziiberschreitende Steuergestaltungen - die Ge-
schéaftsgeheimnisse der Intermedidre gegeniber konkurrierenden Intermediaren gewahrt
bleiben, was Sinn und Zweck dieses Kennzeichens, eine effektive Mitteilung des steuerli-
chen Vorteils an die Finanzverwaltung sicherzustellen, entspricht. Vereinbaren zwei Par-
teien eine Klausel, wonach die Gestaltung nicht ohne Zustimmung des Erstellers an Dritte
weitergeleitet werden darf, erflllt dies auch die Anforderungen des Kennzeichens, denn
Dritte sind in diesem Fall auch andere Intermedidre oder die Finanzverwaltung. Sind um-
gekehrt die Finanzverwaltung und andere Intermediare bezuglich der Einzelheiten des steu-
erlichen Vorteils in der Klausel ausdricklich ausgenommen, fihrt die Vertraulichkeitsklau-
sel nicht zu einer Mitteilungspflicht. Ein Intermediéar, dessen Tatigkeit im Zusammenhang
mit der innerstaatlichen Steuergestaltung auf Tatigkeiten im Sinne des § 138d Absatz 1 AO
beschrankt ist, gilt nach § 1381 Absatz 6 AO nicht als an der Gestaltung Beteiligter im Sinne
des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO.

In § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b AO wird — ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 1 Buchstabe b AO — die Vereinbarung einer Vergitung des Intermediérs als Kenn-
zeichen definiert, sofern diese von der Hohe des steuerlichen Vorteils abhéngt. Dies kann
ein Indiz fir das Vorliegen rein steuerlich motivierter Gestaltungen sein. Erfasst werden
Erfolgshonorare, die ohne Verletzung der Bundesrechtsanwaltsordnung vereinbart werden
kénnen und deren Inhalt es gerade ist, eine (zusatzliche) Vergitung bei Eintritt einer Be-
dingung (& 158 BGB) auszultsen, sofern sich die Bedingung auf den erwarteten steuerli-
chen Vorteil bezieht. Auf die zivilrechtliche Wirksamkeit der Vergltungsvereinbarung
kommt es nicht an. Die Bestimmungen in § 4a des Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes
(RVG), 8§ 9a StBerG und § 55a der Wirtschaftspriiferordnung (WPO), nach denen unter be-
stimmten Bedingungen Rechtsanwaélte, Steuerberater und Wirtschaftsprifer Erfolgshono-
rare vereinbaren dirfen, bleiben von dem Kennzeichen unberthrt. Die Vergltung dieser
Berufsgruppen wird nicht im Sinne der Vorschrift ,in Bezug auf den steuerlichen Vorteil der
Steuergestaltung festgesetzt‘, wenn sich der Gegenstandswert im Sinne des Rechtsan-
waltsvergitungsgesetzes allein infolge der Berlcksichtigung des erwarteten steuerlichen
Vorteils erhéht, denn in diesem Fall wére jede steuerliche Beratung unabhéngig von ihrem
konkreten Inhalt mitteilungspflichtig.

Die in § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO definierten Kennzeichen sollen — wie auch
§ 138e Absatz 1 Nummer 2 AO - Gestaltungen erfassen, die in einer Vielzahl weiterer Falle
in im Wesentlichen gleicher Weise eingesetzt werden kdénnen (Standardisierung). Die Stan-
dardisierung kann sich sowohl auf die (au3ere) Dokumentation als auch die (innere) Struk-
tur der Gestaltung beziehen. Kleinere Anpassungen an die individuellen Bedirfnisse der
verschiedenen Steuerpflichtigen sind fiir die Beurteilung der Standardisierung unbeachtlich.

Wie auch nach 8 138e Absatz 1 Nummer 2 AO sind unter dem Merkmal der ,standardisier-
ten Dokumentation® im Sinne des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO Vertragswerke o-
der sonstige mandatsbezogene Dokumente zu verstehen, welche ohne wesentliche Anpas-
sungen an den Einzelfall fir die Nutzer musterartig vorbereitet sind. Wesentlich sind An-
passungen in der Form oder der Darstellung, die in der Gesamtbetrachtung die Dokumen-
tation inhaltlich, d. h. die Gestaltung, nicht mehr als gleichartig erscheinen lassen. Das
Merkmal ,standardisierte Dokumentation“ gemaR § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO er-
fasst nur standardisierte Dokumentationen mit Bezug zu einer innerstaatlichen Steuerge-
staltung, standardisierte Dokumentationen zu ausschliel3lich auRersteuerlichen Zwecken
erfullen das Kennzeichen hingegen nicht.

Das Merkmal der ,standardisierten Struktur® bezieht sich dagegen — wie bei § 138e Ab-
satz 1 Nummer 2 AO - nur auf den materiellen Gehalt der Gestaltung, d.h. auf die Idee der
Gestaltung. Auf das Vorliegen formaler Vertragsmuster fur diese Struktur kommt es nicht
an. Eine ,Struktur” in diesem Sinn liegt vor, wenn mehrere rechtliche oder tatsachliche (Teil-
)Schritte in einer bestimmten (geplanten) Abfolge bewusst getétigt werden, um eine be-
stimmte steuerliche Rechtsfolge zu bewirken. Eine ,Struktur® kann auch dann vorliegen,
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wenn kein eigenstandiger wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird, sondern allein der Steuer-
vorteil im Vordergrund steht. Eine ,Struktur” ist standardisiert, wenn die Gestaltung inhaltlich
oder konzeptionell so aufgebaut ist, dass sie in einer Vielzahl weiterer Falle in im Wesent-
lichen gleicher Weise eingesetzt werden kann. Sie ist nicht bereits deshalb zu verneinen,
weil der Intermediar die Gestaltung z. B. betragsmafiig an die Bedurfnisse des Einzelfalls
anpasst. Wesentlich sind vielmehr solche Anpassungen der Struktur, die die betreffende
Steuergestaltung inhaltlich oder konzeptionell &ndern. Ein Indiz hierfur kann sein, dass sich
die auf die Steuergestaltung anzuwendenden gesetzlichen Regelungen in Folge der An-
passung verandern.

§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a AO erfasst — ebenso wie 8§ 138e Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe a AO — Félle des Verlusterwerbs, in denen von einem Beteiligten un-
angemessene rechtliche Schritte planmaRig unternommen werden, um ein laufendes ver-
lustbringendes Unternehmen (auch mittelbar) zu erwerben, die Haupttatigkeit dieses Un-
ternehmens zu beenden und dessen Verluste daflir zu nutzen, die eigene Steuerbelastung
zu verringern einschlief3lich der zeitlich ndheren Nutzung dieser Verluste. Der Erwerb von
Unternehmen, deren Betrieb im Zeitpunkt des Erwerbs bereits eingestellt war oder die in-
zwischen Gewinne erwirtschaften, wird von dem Kennzeichen nicht erfasst. Auf die Rechts-
form des zu erwerbenden Unternehmens kommt es nicht an. Der Begriff des verlustbrin-
genden Unternehmens ist weit auszulegen; er erfasst sowohl Unternehmen mit Verlustvor-
tragen oder laufenden Verlusten, als auch mit Verlusten, die zwar bereits angelegt sind, die
sich allerdings erst zuklnftig steuerlich realisieren lassen (stille Lasten).Um die Verluste
eines erworbenen Unternehmens dafir zu nutzen, die eigene Steuerbelastung zu verrin-
gern, muss der Erwerb des Verlustunternehmens in einem solchen Umfang erfolgen, dass
der Erwerber allein oder zusammen mit nahestehenden Personen die weiteren Schritte ver-
anlassen oder durchsetzen kann. Dies richtet sich nach den jeweiligen einschlagigen (ge-
sellschaftsrechtlichen) Regelungen. Soweit die Verluste aufgrund von Verlustabzugsbe-
schrankungen nach den 88 8c und 8d des Koérperschaftsteuergesetzes (KStG) nicht genutzt
werden kdnnen, ist das Kennzeichen des § 138| Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a
AO nicht erflillt. Liegen keine wirtschaftlichen Griinde fiir die jeweiligen Schritte vor, ist da-
von auszugehen, dass die Gestaltung gezielt dafir genutzt werden soll, Steuern zu vermei-
den oder zu umgehen.

§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b AO umfasst — ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe b AO — als Kennzeichen solche Félle, bei denen steuerpflichtige Ein-
kunfte in Vermdgen, Schenkungen oder andere nicht oder niedriger besteuerte Einnahmen
oder nicht steuerbare Einkiinfte umgewandelt werden und damit eine héhere Besteuerung
vermieden wird. An der Umwandlung kénnen ein Steuerpflichtiger oder mehrere Steuer-
pflichtige sowie verbundene Unternehmen beteiligt sein. Neben den unmittelbaren sind
auch Umwandlungen Uber mehrere Stufen erfasst. Unter dem Begriff der ,Umwandlung® ist
die Umqualifizierung von Einkunften zu verstehen.

§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ AO umfasst — ebenso wie § 138e Absatz 1
Nummer 3 Buchstabe c AO - die zirkulare Vermogensverschiebung durch die Einbeziehung
zwischengeschalteter Unternehmen ohne priméare wirtschaftliche Funktion oder durch an-
dere neutrale Transaktionen. Unter einer Transaktion ist eine gegenseitige - ggf. mehrteilige
- Ubertragung von Giitern oder Rechten zwischen mindestens zwei juristischen oder natiir-
lichen Personen, Rechtstragern oder Vermdgensmassen zu verstehen. Eine relevante
Transaktion im Sinne des Kennzeichens liegt vor, wenn zwischen der Transaktion und der
,Gestaltung” der Zweckzusammenhang besteht, die Transaktion - jedenfalls zu einem spéa-
teren Zeitpunkt - fur die Gestaltung zu nutzen. Bei zirkularen Transaktionen ist grundsatzlich
davon auszugehen, dass es sich um mindestens zwei Transaktionen handeln muss und
dass das betroffene Vermogen nach einer Reihe von Transaktionen wieder zum urspriing-
lichen Nutzer bzw. Steuerpflichtigen zuriick gelangt. Fir eine solche Transaktion geniigt
bereits der Ubergang der wirtschaftlichen Zuordnung fiir eine juristische Sekunde. Wesent-
lich ist auch, dass die Transaktionen einem Gesamtplan folgen.
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Nach § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe d AO ist die Zuordnung desselben steu-
ererheblichen Sachverhalts zu mehreren Nutzern oder Steuerpflichtigen oder mehrfach zu
einem Nutzer oder Steuerpflichtigen ein die Mitteilungspflicht auslésendes Kennzeichen.
Damit sollen Konstellationen erfasst werden, die zu einer gesetzlich nicht vorgesehenen
Mehrfachberucksichtigung fuhren und daher zu einer Verringerung von Steueransprichen
beitragen.

Nach § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe e AO stellen auch Gestaltungen, die
zum Gegenstand haben, das durch aufeinander abgestimmte Rechtsgeschafte zweckge-
richtet steuerwirksame Verluste und ganz oder teilweise steuerfreie Einkinfte erzeugt wer-
den ein die Mitteilungspflicht auslésendes Kennzeichen dar. Das Kennzeichen basiert auf
dem Gestaltungsmodell der sogenannten Kopplungsgeschéfte. Bei diesem Modell wurden
gegenlaufige Derivategeschafte dergestalt abgeschlossen, dass garantiert Veraufl3erungs-
gewinne aus Aktien und in gleicher oder ahnlicher Héhe Verluste aus Termingeschaften
entstanden sind. Kapitalgesellschaften sollten die Aktienverau3erungsgewinne steuerfrei
vereinnahmen und gleichzeitig steuerwirksame Verluste aus Termingeschéften geltend ma-
chen konnen. Eine ausfihrliche Beschreibung eines Kopplungsgeschéftes befindet sich in
der Bundesrats-Drucksache 119/16, Seite 125.

Im Investmentsteuerrecht wurden in 8 39 Absatz 3 InvStG und 8§ 48 Absatz 4 Satz 2 InvStG
gesetzliche Gegenmafinahmen getroffen. Zudem hat die Rechtsprechung die Steuergestal-
tungsmaglichkeiten in der Direktanlage dadurch eingeschrankt, dass die Verluste aus Ter-
mingeschaften als VerauRRerungskosten nach 8§ 8b Absatz 2 Satz 1 KStG eingestuft wurden
(BFH-Urteil vom 9. April 2014, | R 52/12, BStBI Il 2014 S. 861). Durch das die Mitteilungs-
pflicht ausldsende Kennzeichen soll tiberpriift werden, ob die getroffenen Abwehrmalinah-
men wirksam sind und ob derartige Gestaltungen trotz der ergangenen Rechtsprechung
weiter betrieben werden. Zudem soll aufgedeckt werden, ob es ganzlich neue Gestaltungs-
modelle mit der gleichen oder einer &hnlichen Zielsetzung wie bei den Kopplungsgeschaf-
ten geben sollte.

SchlieBlich erflllen auch Gestaltungen, die zum Gegenstand haben, dass ein an der Ge-
staltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte unternimmt, um fir sich oder einen
Dritten einen steuerlichen Vorteil im Bereich des Steuerabzugs vom Kapitalertrag zu erzeu-
gen, ein Kennzeichen nach Absatz 3 (§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe f AO).
Hierunter fallen auch Gestaltungen, die durch aufeinander abgestimmte Rechtsgeschafte
das Ziel verfolgen, Steueranspriiche zu verringern oder ganz zu vermeiden. Die durch die
Finanzverwaltung aufgegriffenen Gestaltungen zur Umgehung der Dividendenbesteuerung
zeigen, dass der Kapitalmarkt ein grof3es Potential er6ffnet, Transaktionen mit Wertpapie-
ren allein deshalb durchzufihren, um einen Steuervorteil aus der auf die Kapitalertrage
erhobenen Kapitalertragsteuer zu erzielen. Der Gewinn aus der Transaktion resultiert aus
dem generierten Steuerbetrag. Transaktionsbedingte Wertanderungsrisiken wurden durch
Sicherungsgeschafte ausgeschlossen. Diese Art von Gestaltungsmodellen sollen durch
das Kennzeichen erfasst werden.

Satz 2

§ 138l Absatz 3 Satz 2 AO regelt erganzend, dass die Grundsatze der Nummer 3 Buch-
stabe b entsprechend fiir die Gewerbesteuer gelten.

Zu Absatz 4

Durch die Regelung des Absatzes 4 wird die Definition des Nutzers nach 8§ 138d Absatz 5
AO bei grenziberschreitenden Steuergestaltungen auch auf den Nutzer der innerstaatli-
chen Steuergestaltung Ubertragen.

Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung ist danach die naturliche oder juristische
Person, Personengvereinigung oder Vermégensmasse,



-78 - Bearbeitungsstand: 10.07.2024 10:56

— derdie innerstaatliche Steuergestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird (Nummer 1),
— die bereit ist, die innerstaatliche Steuergestaltung umzusetzen (Nummer 2), oder

— die den ersten Schritt zur Umsetzung der innerstaatlichen Steuergestaltung vorgenom-
men hat (Nummer 3).

Eine innerstaatliche Steuergestaltung wird einem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt im
Sinne der Nummer 1, indem ihm alle erforderlichen Unterlagen und Informationen vorgelegt
werden, die er zur Umsetzung der konkreten innerstaatlichen Steuergestaltung bendtigt.
Die Umsetzung der Steuergestaltung muss dann allein von der Entscheidung des Nutzers
abhangen; hierbei ist in Unternehmen auf die fur die Entscheidung Uber die Implementie-
rung der Steuergestaltung zustandigen Personen abzustellen. Es muss eine erkennbare
Absicht des Nutzers bestehen, die ihm individuell dargelegte innerstaatliche Steuergestal-
tung umsetzen zu wollen, es kommt aber nicht darauf an, dass er sie auch tatsachlich um-
setzt. Unverbindliche und reine WerbemalRnahmen, mit denen ein Intermediar auf eine Be-
auftragung abzielt, fallen nicht in den Anwendungsbereich dieses Tatbestandsmerkmals.

Die Bereitschaft zur Umsetzung einer innerstaatlichen Steuergestaltung nach Nummer 2 ist
gegeben, sobald die tatsdchliche Umsetzung der Steuergestaltung nur noch von der ab-
schlielRenden Entscheidung des Nutzers abhangig ist. Die Regelung kommt insbesondere
zur Anwendung, wenn die Steuergestaltung vom Nutzer selbst, also ohne Beteiligung eines
Intermediars, konzipiert worden ist (Inhouse-Gestaltung) und damit keine Unterlagen zur
Umsetzung bereitgestellt werden missen. In Unternehmen ist hierbei auf die fiir die Ent-
scheidung Uber die Implementierung der Steuergestaltung zustandigen Personen abzustel-
len.

Wie auch bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. 8 138d Absatz 5 Nummer 3
AO) enthalt die Definition des Nutzerbegriffs in § 138l Absatz 4 AO in der Nummer 3 einen
Auffangtatbestand, der Fallgestaltungen erfasst, in denen weder die Voraussetzungen nach
der Nummer 1 (Bereitstellung zur Umsetzung) noch nach der Nummer 2 (Bereitschaft zur
Umsetzung) erfillt sind. Die Regelung kommt z. B. zur Anwendung, wenn ein Vertrag vor-
liegt, dessen Wirkung von einer Bedingung abhangig gemacht wird (aufschiebende Bedin-
gungi. S. d. § 158 BGB). Eine Person ist in diesem Fall erst Nutzeri. S. d. § 138l Absatz 4
Nummer 3 AO, sobald sie erste Schritte zur Umsetzung der innerstaatlichen Gestaltung
vornimmt.

Zu Absatz 5

Nicht jede innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 AO unterliegt der
Mitteilungspflicht nach § 138l Absatz 1 AO. Die Mitteilungspflicht wird nach Absatz 5 auf
Félle beschrankt, in denen neben den Voraussetzungen des Absatzes 2 mindestens ein
nutzerbezogenes Kriterium (vgl. 8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO) oder ein gestal-
tungsbezogenes Kriterium (vgl. § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 AO) erfullt ist.

Satz 1

Satz 1 enthalt in der Nummer 1 eine abschlieRende Auflistung nutzerbezogener Kriterien,
die alternativ erflllt sein missen, damit eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des
§ 138l Absatz 2 AO mitteilungspflichtig ist. Eine der in der Nummer 1 genannten Voraus-
setzungen muss dabei in einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2 AO genannten Zeitpunkte
vorliegen, d.h. in dem Zeitpunkt, in dem eine innerstaatliche Steuergestaltung dem Nutzer
zur Umsetzung bereitgestellt wird, in dem er zur Umsetzung bereit ist oder in dem er den
ersten Umsetzungsschritt macht. Dabei reicht es aus, wenn der Nutzer der Gestaltung in
nur einem der drei genannten Zeitpunkte eine Voraussetzung gemaf der Nummer 1 erfillt.

Die Regelung des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO stellt darauf ab, dass
der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung — unabhangig von seiner Rechtsform —



-79 - Bearbeitungsstand: 10.07.2024 10:56

innerhalb von mindestens zwei der drei Kalender- oder Wirtschaftsjahre, die dem Kalender-
jahr vorausgehen, in dem das die Mitteilungspflicht auslésende Ereignis eingetreten ist
(maRgebendes Ereignis, vgl. § 138n Absatz 1 Satz 2 AO), nach 8§ 1 Absatz 1 des Umsatz-
steuergesetzes umsatzsteuerbare Umsatze in H6he von mehr als 50 000 000 Euro pro
Wirtschaftsjahr oder Kalenderjahr erzielt hat (Umsatzschwelle).

Die Regelung des 8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b AO stellt erganzend auf
die H6he der Einklnfte bzw. des Einkommens ab: danach kann eine Mitteilungspflicht auch
bestehen, wenn ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung (als Steuerschuldner) in
mindestens zwei der drei letzten Veranlagungszeitraume, fur die vor dem Ereignis nach
§ 138n Absatz 1 Satz 2 Einkommen- oder Kdrperschaftsteuer festgesetzt worden ist,

— eine Summe der positiven Einktinfte nach 8 2 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes
einschlieBlich der nach § 32d des Einkommensteuergesetzes dem gesonderten Steu-
ertarif unterliegenden Einktinfte aus Kapitalvermdgen von mehr als 2 000 000 Euro im
Kalenderjahr (Einkunfteschwelle, 8§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe aa AO) erzielt hat; im Fall der Zusammenveranlagung nach § 26b des
Einkommensteuergesetzes ist fiir die Feststellung des Uberschreitens der Einkiinfte-
schwelle auf jeden Ehegatten oder Lebenspartner abzustellen; es gentigt daher, wenn
in der Person eines Ehegatten oder Lebenspartners die Einklnfteschwelle Uberschrit-
ten ist, die Einkinfte der Ehegatten oder Lebenspartner sind nicht zusammenzurech-
nen; oder

— ein Einkommen nach § 8 Absatz 1 des Korperschaftsteuergesetzes erzielt und dieses
erhdht um die nach 8§ 8b des Koérperschaftsteuergesetzes auer Ansatz bleibenden
Beziige und Gewinne und vermindert um die nach § 8b Absatz 3 und 5 des Korper-
schaftsteuergesetzes nicht abziehbaren Betriebsausgaben mehr als 2 000 000 Euro
im Wirtschaftsjahr (Einkommensschwelle, § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b Doppelbuchstabe bb AO) betragt.

Um allen Beteiligten mehr Rechtsicherheit zu verschaffen, soll bei der Prifung der Ein-
kinfte- oder Einkommensschwelle nach Satz 1 nicht auf entstandene, sondern erst auf be-
reits festgesetzte Steuern abgestellt werden.

Die Buchstaben c und d begriinden eine Mitteilungspflicht bei Nutzern, die keine natiirlichen
Personen sind, in den in § 4 Absatz 2 der Betriebspriifungsordnung genannten Féallen. Ge-
hort ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung zu einem Konzern im Sinne des 8§ 18
des Aktiengesetzes, kommt eine Mitteilungspflicht nur in Betracht, wenn die Summe der
Umsatze, Einklnfte oder Einkommen der Konzerngesellschaften einen der in § 138l Ab-
satz 5 Satz 1 Buchstabe a oder b genannten Schwellenwerte tberschreitet, wobei nur po-
sitive Betrage der einzelnen Konzerngesellschaften bericksichtigt werden.

Nach Buchstabe e besteht eine Mitteilungspflicht ferner, wenn der Nutzer der innerstaatli-
chen Steuergestaltung ein Investmentfonds oder ein Spezial-Investmentfonds im Sinne des
Investmentsteuergesetzes ist.

SchlieBlich sieht Buchstabe f auch eine Mitteilungspflicht in Fallen vor, in denen der Anleger

— eines Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes Nutzer der innerstaat-
lichen Steuergestaltung ist. Das gilt aber nur, wenn nicht mehr als 100 Anleger an dem
Investmentfonds beteiligt sind und die Anschaffungskosten der Investmentanteile des
Anlegers mindestens 100 000 Euro betragen haben (8§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1
Buchstabe f Doppelbuchstabe aa AO).

— eines Spezial-Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes Nutzer der in-
nerstaatlichen Steuergestaltung ist (8 138| Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f
Doppelbuchstabe bb AO).
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Nach § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 AO besteht eine Mitteilungspflicht einer innerstaat-
lichen Steuergestaltung nach § 138| Absatz 2 AO auch, wenn eines der in der Nummer 2
abschlie3end genannten gestaltungsbezogenen Kriterien erfillt ist. Dies hat den Hinter-
grund, dass die Erbschaft- und Schenkungsteuer und die Grunderwerbsteuer an den Wert
des Ubertragenen Vermdégens oder Grundbesitzes ankniipfen und relevante innerstaatliche
Steuergestaltungen in diesem Bereich auch vorliegen kdnnen, wenn keines der nutzerbe-
zogenen Kriterien des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erflillt ist.

§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a AO enthalt eine Regelung zur sachlichen
Einschrankung der Mitteilungspflicht im Hinblick auf erbschaft- und schenkungsteuerlich
relevante innerstaatliche Steuergestaltungen. Eine innerstaatliche Steuergestaltung ist da-
nach nur mitzuteilen, wenn sie zum Gegenstand hat, dass entweder durch Erwerb von To-
des wegen oder durch Schenkung Vermogen Ubertragen wird, dessen Wert nach § 12 des
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes nach Abzug von Nachlassverbindlichkei-
ten im Sinne des § 10 Absatz 5 Nummer 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge-
setzes bei Erwerb von Todes wegen oder nach Abzug der mit einer Schenkung in wirt-
schaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden und Lasten bei Schenkungen voraus-
sichtlich mindestens 4 000 000 Euro betragen wird. Durch die Minderung wird bei Vermo-
gensgegenstanden im Privatvermdgen ein Gleichklang mit der Bertcksichtigung von be-
trieblich veranlassten Schulden im Betriebsvermégen hergestellt. Eine Doppelberiicksichti-
gung von Belastungen, die sich bereits bei der Ermittlung des Werts einer wirtschaftlichen
Einheit ausgewirkt haben, ist ausgeschlossen. Dieser Schwellenwert bezieht sich nicht nur
auf den Wert des einzelnen Vermoégensanfalls bei einer der beteiligten Personen, sondern
auf den Wert des gesamten Vermogens, das Ubertragen wird. Daher ist das gestaltungs-
bezogene Kriterium nach § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a AO erfiillt, wenn
ein Erblasser von Todes wegen Vermoégen von voraussichtlich mindestens 4 000 000 Euro
an mehrere Erben Ubertrdgt und die einzelnen Erben jeweils Vermodgen unterhalb des
Schwellenwerts von 4 000 000 Euro erhalten.

Im Hinblick auf grunderwerbsteuerlich relevante innerstaatliche Steuergestaltungen be-
stimmt § 138| Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO, dass Gestaltung zum Gegen-
stand haben, dass unmittelbar oder mittelbar Anteile an einer Gesellschaft erworben wer-
den oder Ubergehen nur mitzuteilen sind, wenn der durch die Anteile vermittelte Grundbe-
sitzwert nach 8§ 8 Absatz 2 des Grunderwerbsteuergesetzes mindestens 5 000 000 Euro
betragt. Sogenannte ,Share Deal“-Modelle dirften in der Regel den Tatbestand des § 138|
Absatz 2 AO erflllen. Aus der Sicht des Gesetzgebers besteht auch ein Interesse daran,
unbekannte ,Share Deal“-Modelle zu erkennen, um diese nach Moglichkeit einer gerechten
Besteuerung zufihren zu kdnnen. Mit der sachlichen Einschrénkung der Mitteilungspflicht
durch die Bestimmung des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO wird die Mit-
teilungspflicht insoweit auf haushalterisch relevante Steuergestaltungen in diesem Bereich
beschrankt.

Satz 2

Nach 8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b AO ist bei der Prifung, ob die
Umsatz-, Einkilinfte- oder Einkommensschwelle durch den Nutzer der innerstaatlichen Steu-
ergestaltung Uberschritten wird, auf die Verhaltnisse in den letzten drei Jahren, die dem
Eintritt des die Mitteilungspflicht auslosenden Ereignisses (mafigebendes Ereignis, vgl.
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO) vorausgegangen sind, abzustellen. Die Regelung in § 138l Ab-
satz 5 Satz 2 AO ergéanzt die vorstehende Bestimmung fur Félle, in denen die Steuerpflicht
des Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung erst in den letzten drei Kalenderjahren
oder Wirtschaftsjahren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis
nach § 138n Absatz 1 Satz 2 AO eingetreten ist, entstanden ist. Hierdurch wird sicherge-
stellt, dass eine innerstaatliche Steuergestaltung, die der Gesetzgeber und die Finanzver-
waltung kennen sollten, auch der Mitteilungspflicht unterfallt, wenn die Steuerpflicht erst
kurze Zeit vor der Bereitstellung oder gar durch die Umsetzung der innerstaatlichen Steu-
ergestaltung entstanden ist.
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Ist die Steuerpflicht des Nutzers erst in den letzten drei Kalenderjahren oder Wirtschafts-
jahren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis nach 8§ 138n
Absatz 1 Satz 2 AO eingetreten ist, entstanden, sind

— die Voraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO auch
dann erfillt, wenn die Umsatzschwelle in dem Kalenderjahr, in dem das Ereignis nach
8 138n Absatz 1 Satz 2 AO eintritt, voraussichtlich Uberschritten wird.

— Die Voraussetzungen des 8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b AO auch
dann erfillt, wenn die Einkinfte- oder Einkommensschwelle nur in einem Besteue-
rungs- oder Veranlagungszeitraum tberschritten wird; mafgebend sind dabei nicht nur
die in einer Steuerfestsetzung, sondern auch die der Festsetzung einer Steuervoraus-
zahlung zu Grunde gelegten Betrage nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b.

Satz 3

Bei der Prifung der Umsatz-, Einkiinfte- oder Einkommensschwelle sind Rumpfwirtschafts-
jahre auf volle Wirtschaftsjahre hochzurechnen. Diese Bestimmung legt Nutzern, die bereits
unmittelbar nach der Unternehmensgriindung, der Aufnahme der relevanten Tatigkeit oder
nach ihrem Entstehen hohe Umsatzerlése oder Einklnfte erzielen, fir die ersten Wirt-
schaftsjahre oder Kalenderjahre ihrer Steuerpflicht zusétzliche Uberwachungspflichten auf.
Dies ist aber aus der Sicht des Gesetzgebers angemessen, um insbesondere Fallgestal-
tungen aufzudecken, in denen Unternehmen nur fir wenige Jahre und im Wesentlichen zur
Umsetzung von gesetzgeberisch unerwinschten Steuergestaltungsmodellen existieren,
und darauf erforderlichenfalls reagieren zu kénnen.

Satz 4

Wird ein Nutzer nicht zur Einkommensteuer veranlagt, sind bei der Priifung des Uberschrei-
tens der Einkinfteschwelle die Einkiinfte in mindestens zwei der drei letzten Kalenderjahre
maf3gebend, die dem Kalenderjahr vorausgehen, in dem das Ereignis nach § 138n Ab-
satz 1 Satz 2 eingetreten ist, da hier nicht auf die Ergebnisse einer Veranlagung abgestellt
werden kann.

Satz 4 erfasst damit die Félle, in denen keine Einkommensteuerfestsetzung erfolgt, insbe-
sondere weil der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung ausschlie3lich nach § 32d
des Einkommensteuergesetzes dem gesonderten Steuertarif unterliegende Einklinfte aus
Kapitalvermdgen erzielt.

Satz 5

Durch Satz 3in § 138l Absatz 5 AO wird klargestellt, dass die Anleger von Investmentfonds,
die die Tatbestandsvoraussetzungen des 8§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f
AO erfillen, hierdurch nur zur Mitteilung von Steuergestaltungen im Zusammenhang mit
der Beteiligung an einem Investmentfonds oder Spezial-Investmentfonds verpflichtet sind.
Mitteilungspflichtig im Hinblick auf andere innerstaatliche Steuergestaltungen sind sie nur,
wenn sie eines der ubrigen nutzerbezogenen oder gestaltungsbezogenen Kriterien des
§ 138l Absatz 5 AO erfiillen.

Satz 6

§ 138l Absatz 5 Satz 6 AO bestimmt, dass bei der Prifung, ob ein gestaltungsbezogenes
Kriterium im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe a) und b) erflillt ist, auf die Verhalt-
nisse in einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2 AO genannten Zeitpunkte abzustellen ist. Es
reicht dabei aus, wenn die Voraussetzungen in nur einem der in 8 138n Absatz 1 Satz 2
AO genannten Zeitpunkte, d.h. in dem Zeitpunkt, in dem eine innerstaatliche Steuergestal-
tung dem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt wird, in dem der Nutzer zur Umsetzung der
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innerstaatlichen Steuergestaltung bereit oder in dem der Nutzer den ersten Umsetzungs-
schritt gemacht hat, erfillt sind.

Satz 7

Satz 7 stellt klar, dass eine Mitteilungspflicht Gber eine innerstaatliche Steuergestaltung, die
ausschlielich die Erbschaft- oder Schenkungssteuer sowie die Grunderwerbsteuer zum
Gegenstand hat, nach § 138l Absatz 5 AO nur besteht, wenn auch ein gestaltungsbezoge-
nes Kriterium geman § 138 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 AO erfillt ist. Ob auch ein nutzer-
bezogenes Kriterium nach 8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erflillt ist, ist fur die Frage,
ob eine ausschlieflich die Erbschaft- oder Schenkungssteuer oder die Grunderwerbsteuer
betreffende innerstaatliche Steuergestaltung dem Bundeszentralamt flr Steuern mitzutei-
len ist, unbeachtlich.

Satz 8

Nicht in jedem Fall dirfte dem Intermediar bekannt sein, ob ein Nutzer einer innerstattlichen
Steuergestaltung eines der in § 138l Absatz 5 Satz 1 AO genannten nutzerbezogenen oder
gestaltungsbezogenen Kriterien erflillt. Diese zusatzlichen Informationen werden jedoch in
den Féllen, in denen ein Intermediér existiert, dem die Mitteilungspflicht auch grundséatzlich
obliegt (vgl. § 138m Absatz 1 AO) von diesem bendtigt, um beurteilen zu kénnen, ob eine
mitteilungspflichtige innerstaatliche Steuergestaltung vorliegt, hinsichtlich derer er mit dem
Eintritt des maf3gebenden Ereignisses nach § 138n Absatz 2 AO auch zur Mitteilung ver-
pflichtet ist. Durch Satz 8 wird daher bestimmt, dass der (potentielle) Nutzer dem Interme-
diar die fur die Anwendung von Satz 1 erforderlichen Daten mitzuteilen hat.

Zu Absatz 6

Nach § 138l Absatz 6 AO gilt ein Intermediar — wie auch bei grenziberschreitenden Steu-
ergestaltungen — nicht als ,an der Gestaltung Beteiligter”, soweit er im Zusammenhang mit
der innerstaatlichen Steuergestaltung nur solche Téatigkeiten ausibt, durch die er nach
§ 138m Absatz 1 Satz 1 AO die Stellung eines Intermediérs innehat.

Zu § 138m (Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete
Personen)

§ 138m AO bestimmt, wer zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne
des § 138l Absatz 2 AO verpflichtet ist. Durch die Regelung werden die zur Mitteilungs-
pflicht von Intermediaren und Nutzern einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung gel-
tenden Bestimmungen (vgl. insbesondere 88 138f und 138g AO) weitgehend auch auf in-
nerstaatliche Steuergestaltungen tbertragen.

Zu Absatz 1

§ 138m Absatz 1 AO bestimmt, dass grundsatzlich der Intermediar einer innerstaatlichen
Steuergestaltung verpflichtet ist, diese dem Bundeszentralamt fir Steuern mitzuteilen.
Durch den Verweis auf die in § 138d Absatz 1 AO genannten Téatigkeiten in § 138m Ab-
satz 1 Satz 1 AO wird klargestellt, dass die Intermediarstatigkeiten bei grenziiberschreiten-
den und innerstaatlichen Steuergestaltungen identisch definiert sind. Die Definition des In-
termediars knupft daher auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen an die Mitwirkung bei
den verschiedenen Stadien einer Steuergestaltung an, von ihrer Entstehung bis hin zur
Verwaltung ihrer Umsetzung.

Ein Vermarkten liegt vor, wenn die Steuergestaltung am Markt mit dem Ziel der Anbahnung
einer Geschaftsbeziehung zwischen dem Vermarkter und einem noch unbestimmten Nut-
zer (Dritten) angeboten wird. Das setzt voraus, dass eine bestimmte Steuergestaltung zu-
nachst ohne konkreten Bezug zu einem bestimmten Nutzer entwickelt wird, wobei die
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Entwicklung nicht durch den Vermarkter erfolgen muss. Eine Steuergestaltung ist auch
dann am Markt angeboten, wenn nur ein begrenzter potenzieller Nutzerkreis vorhanden ist.
Ein Vermarkten liegt hingegen nicht vor, wenn eine mafRgeschneiderte innerstaatliche Steu-
ergestaltung fur einen bestimmten, bereits von Vornherein feststehenden Nutzerkreis kon-
zipiert wird.

Konzipieren ist das Planen, Entwerfen oder Entwickeln einer konkreten Steuergestaltung,
in der Regel in Bezug zu einem bestimmten Nutzer oder zu einer Gruppe von Nutzern. Vom
Konzipieren abzugrenzen ist die blof3e steuerliche Beurteilung eines von einem Dritten oder
dem Nutzer entwickelten steuerlichen Konzepts oder die bloRe Wiedergabe des Gesetzes-
wortlauts, der Auffassung der Finanzverwaltung oder der Rechtsprechung zu abstrakten
einzelnen Rechtsfragen.

Unter Organisieren ist die umfassende administrative Vorbereitung und Planung einer mog-
lichen Umsetzung der Steuergestaltung sowie die Bereitstellung zur Nutzung und die Zur-
verfliigungstellung fur eine konkrete Verwendung durch einen Nutzer oder eine Gruppe von
Nutzern zu verstehen.

Zur Nutzung bereitstellen bedeutet, dass der Intermediar einem potenziellen Nutzer die fur
die Umsetzung einer Steuergestaltung erforderlichen Informationen oder (Vertrags-)Unter-
lagen ausgeh&ndigt oder anderweitig individuell zuganglich gemacht hat. Eine tatséchliche
Umsetzung der Steuergestaltung durch den Nutzer ist hierbei noch nicht erforderlich. Die
bloRe Verbreitung allgemeiner Informationen Uber eine Steuergestaltung, z. B. durch Ver-
offentlichung unverbindlicher Informationen im Internet oder durch 6ffentliches Auslegen
oder Ausgeben allgemein zugénglicher Prospekte, ist dagegen noch kein ,.zur Nutzung be-
reitstellen®.

Die Verwaltung der Umsetzung erfasst die verantwortliche Leitung der konkreten Umset-
zung der Steuergestaltung durch einen anderen als den Nutzer der Steuergestaltung. Die
bloRRe Abbildung der steuerlichen Konsequenzen aus der Umsetzung einer Steuergestal-
tung im Rahmen der Erstellung der entsprechenden Steuererklarungen fallt regelméaRig
nicht unter den Begriff der Verwaltung der Umsetzung, sofern die Steuergestaltung hier-
durch nicht insgesamt umgesetzt wird.

Der Begriff des Intermediars setzt auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen keine Zu-
gehdrigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe voraus. Intermedidre kdnnen beispielsweise
Angehdrige der steuerberatenden Berufe, Rechtsanwalte, Wirtschaftsprufer, Finanzdienst-
leister oder sonstige Berater sein. Wer lediglich bei der Verwirklichung einzelner Teilschritte
einer innerstaatlichen Steuergestaltung mitwirkt hat, ist kein Intermediar im Sinne des
§ 138m Absatz 1 Satz 1i. V. mit § 138d Absatz 1 AO.

Ein Intermedidr nach Satz 2 ist nur zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung
gegenuber dem Bundeszentralamt fur Steuern verpflichtet, wenn er im Geltungsbereich der
AO

— seinen Wohnsitz, seinen gewthnlichen Aufenthalt, seine Geschéftsleitung oder seinen
Sitz hat (Nummer 1),

— eine Betriebstatte hat, durch die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der inner-
staatlichen Steuergestaltung erbracht werden (Nummer 2),

— in das Handelsregister oder in ein 6ffentliches berufsrechtliches Register eingetragen
ist (Nummer 3) oder

— bei einem Berufsverband fur juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistungen
registriert ist (Nummer 4).

Mit dieser Einschrankung wird die Mitteilungspflicht (wie in 8§ 138f Absatz 7 AO) auf Inter-
medidre beschrankt, die im Inland Leistungen im Zusammenhang mit der innerstaatlichen
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Steuergestaltung erbracht haben. Ist keine der vorstehend genannten Voraussetzungen
erfllt, obliegt die Verpflichtung zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung dem
Nutzer (vgl. 8 138m Absatz 2 AO).

Zu Absatz 2
Satz 1

Nach § 138l Absatz 2 Satz 1 AO ist der Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 AO selbst zur
Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet, wenn

— er sie fur sich selbst konzipiert hat (Inhouse-Gestaltung) oder

— kein Intermediér die Voraussetzungen des 8§ 138m Absatz 1 Satz 2 AO erfullt.

Satz 2

Ist eine innerstaatliche Steuergestaltung dem Bundeszentralamt flr Steuern mitzuteilen,
weil eines der in 8 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO bezeichneten nutzerbezogenen Kri-
terien erflllt ist, obliegt die Mitteilungspflicht in Fallen, in denen kein Intermediar existiert
oder zur Mitteilung verpflichtet ist, nur demjenigen Nutzer oder der Mehrzahl von Nutzern,
die eines der nutzerbezogenen Kriterien erfiillen. Existieren weitere Nutzer, die keines der
nutzerbezogenen Kriterien des § 138| Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erfillen, gelten sie
als andere an der Gestaltung beteiligte Personen und sind wie Personen zu behandeln, die
von der innerstaatlichen Steuergestaltung wahrscheinlich unmittelbar betroffen sind. Das
bedeutet, dass sie selbst nicht zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung ver-
pflichtet sind, aber im Datensatz nach § 138n Absatz 2 AO zu benennen sind (vgl. § 138n
Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 AO). Durch diese Einschréankung des zur Mitteilung verpflichte-
ten Nutzerkreises soll sichergestellt werden, dass eine Mitteilungspflicht gegentiber dem
Bundeszentralamt fur Steuern nur fir solche Nutzer besteht, die auch beurteilen kénnen,
ob Uberhaupt eine mitteilungspflichtige innerstaatliche Steuergestaltung vorliegt. Eine (vor-
rangige) Mitteilungspflicht des Intermediérs bleibt hiervon unberihrt.

Zu Absatz 3

Die Regelung des § 138m Absatz 3 AO Uibernimmt die fir grenziiberschreitende Steuerge-
staltungen in § 138f Absatz 6 AO enthaltenen Bestimmungen zum partiellen Ubergang der
Mitteilungspflicht auf den Nutzer einer Steuergestaltung in Fallen, in denen der Intermediar
einer gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegt. Hierunter fallen beispielsweise
Steuerberater, Rechtsanwélte und Wirtschaftsprifer bei mandatsbezogenen Sachverhal-
ten.

Satz 1

Die gesetzliche Mitteilungspflicht des Intermediars hinsichtlich der in § 138n Absatz 2
Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO genannten, nutzerbezogenen Angaben geht nach § 138m
Absatz 3 Satz 1 AO nur unter den nachstehend genannten, kumulativ vorliegenden Voraus-
setzungen auf den Nutzer Uber:

— der Intermedidr hat den Nutzer tUber die Mitteilungspflicht als solche, die Mdglichkeit
der Entbindung des Intermediars von der Verschwiegenheitspflicht und den anderen-
falls erfolgenden Ubergang der Mitteilungspflicht informiert (Nummer 1),

— der Intermediar hat dem Nutzer die nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9
AO erforderlichen und dem Nutzer nicht bereits bekannten Angaben sowie die DE-
Registrierungsnummer und die DE-Offenlegungsnummer zur Verfligung gestellt (Num-
mer 2)

und
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— der Nutzer hat den Intermediar nicht von der Verschwiegenheitsverpflichtung entbun-
den.

Die Verpflichtung zur Mitteilung der in 8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO ge-
nannten (nutzerbezogenen) Angaben geht in dem Zeitpunkt auf den Nutzer der innerstaat-
lichen Steuergestaltung Uber, in dem der Intermediar dem Nutzer die in den Nummern 1
und 2 genannten Informationen und Unterlagen zur Verflgung gestellt hat.

Satz 2

Ist die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO
bezeichneten personenbezogenen Angaben auf den Nutzer Gbergegangen, so hat dieser
in seiner Mitteilung die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer anzuge-
ben, die der Intermediar auf Grund der Ubermittlung der (gestaltungsbezogenen) Angaben
gem. § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO zu derselben innerstaatlichen Steu-
ergestaltung bereits erhalten hat. Satz 2 stellt klar, dass fur die Mitteilung bzw. Erganzung
der nutzerbezogenen Angaben zur innerstaatlichen Steuergestaltung § 138n Absatz 1 AO
entsprechend gilt. D.h., dass der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung seine Daten
nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO dem Bundeszentralamt fiir Steuern
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz tber die amtlich bestimmte Schnittstelle elekt-
ronisch mitzuteilen hat (Satz 1) und dass er die Nachmeldung unter Berlicksichtigung der
Anlaufhemmung nach § 138m Absatz 3 Satz 4 AO innerhalb von zwei Monaten nach Eintritt
des mafl3gebenden Ereignisses (vgl. 8 138n Absatz 1 Satz 2 AO) vorzunehmen hat.

Satz 3

Der Intermediar hat den Nutzer nach § 138m Absatz 3 Satz 3 AO nach Zugang der Mittei-
lung der DE-Offenlegungsnummer unverziglich Gber die nach 8 138n Absatz 2 Satz 1
Nummer 2, 3 und 9 AO erforderlichen nutzerbezogenen Angaben zu informieren. Der In-
termediar ist ferner dazu verpflichtet, dem Bundeszentralamt fir Steuern auf dessen Ver-
langen hin mitzuteilen, ob und zu welchem Zeitpunkt er dem Nutzer der innerstaatlichen
Steuergestaltung die zur ,Nachmeldung® der nutzerbezogenen Angaben erforderlichen In-
formationen nach § 138m Absatz 3 Satz 3 AO zur Verfiigung gestellt hat. In Féllen, in denen
die personenbezogenen Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO in-
nerhalb der Mitteilungsfristen nicht tbermittelt worden sind, soll das Bundeszentralamt ftir
Steuern hierdurch in die Lage versetzt werden nachzuprifen, ob ein Verstol3 gegen die
Mitteilungspflicht durch den Intermediar oder den Nutzer der innerstaatlichen Steuergestal-
tung vorliegt.

Satz 4

§ 138m Absatz 3 Satz 4 AO bestimmt, dass die zweimonatige Frist des Nutzers zur Mittei-
lung der in 8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO Angaben (8 138n Absatz 1
Satz 2 AO) — abweichend von der fur den Intermediar geltenden Frist — erst mit Ablauf des
Tages beginnt, an dem der Nutzer vom Intermediér die erforderlichen Angaben zur Nach-
meldung, d.h. insbesondere die der Gestaltung bereits durch die Mitteilung des Intermedi-
ars zugewiesene DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer erlangt hat. Da-
mit wird sichergestellt, dass dem Nutzer (sofern die Mitteilungspflicht auf ihn Gbergegangen
ist) ab Zugang der fir die Mitteilung erforderlichen Angaben immer ausreichend Zeit bleibt,
um seinerseits die Mitteilung an das Bundeszentralamt fir Steuern zu Gbermitteln.

Satz 5

Unterliegt der Intermediar einer innerstaatlichen Steuergestaltung einer gesetzlichen Ver-
schwiegenheitspflicht, hat er den Nutzer der grenziiberschreitenden Steuergestaltung nach
§ 138m Absatz 4 Satz 1 AO hiertber zu belehren. Nach Satz 5in § 138m Absatz 3 AO kann
der Nutzer, der seinen Intermediér nicht von der Verschwiegenheitspflicht entbunden hat, -



- 86 - Bearbeitungsstand: 10.07.2024 10:56

zusammen mit den von ihm selbst mitzuteilenden Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1
Nummer 2, 3 und 9 AO - im Auftrag des Intermediars auch die Daten nach § 138n Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO an das Bundeszentralamt fir Steuern Ubermitteln; damit
wird auch die Ubermittlungspflicht des Intermediéars erfillt. Der Nutzer tibermittelt in diesem
Fall in einem Datensatz samtliche Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 AO.

Zu Absatz 4

8§ 138m Absatz 4 Satz 1 AO stellt klar, dass mehrere Intermediare oder Nutzer derselben
innerstaatlichen Steuergestaltung grundsatzlich nebeneinander zu Mitteilung gegeniber
dem Bundeszentralamt fiir Steuern verpflichtet sind.

Mehrere identische Mitteilungen derselben Steuergestaltung sind aber weder aus Sicht der
Finanzverwaltung noch aus der Sicht der beteiligten Nutzer und Intermediare sinnvoll, wes-
halb Satz 2 bestimmt, dass ein Intermedidr oder Nutzer von der Mitteilungspflicht der inner-
staatlichen Steuergestaltung befreit ist, soweit er nachweisen kann, dass die in § 138n Ab-
satz 2 AO bezeichneten Informationen — einschlief3lich der Informationen nach § 138n Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 AO Uber die Intermediare oder Nutzer, die sich auf die Mit-
teilung durch einen anderen Intermedidr oder Nutzer berufen - zu derselben innerstaatli-
chen Steuergestaltung bereits durch einen anderen Intermedidr oder einen anderen Nutzer
dem Bundeszentralamt fur Steuern mitgeteilt wurden.

Soweit das Bundeszentralamt fur Steuern fur die ihr mitgeteilte innerstaatliche Steuerge-
staltung eine DE-Registriernummer und eine DE-Offenlegungsnummer vergeben hat, ge-
nigt deren Nachhalten bei etwaigen Nachfragen seitens der Finanzverwaltung zum Nach-
weis daflr, dass die innerstaatliche Steuergestaltung bereits mitgeteilt worden ist.

Zu § 138n (Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen)

§ 138n AO regelt das Verfahren zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung im
Sinne des § 138| Absatz 2 AO. Durch die Regelung werden die Bestimmungen zum Mittei-
lungsverfahren bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. insbesondere 88 138f
und § 138h AO) weitgehend auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen Ubertragen.

Zu Absatz 1
Satz 1

§ 138n Absatz 1 Satz 1 AO bestimmt, dass die innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne
des § 138l Absatz 2 AO dem Bundeszentralamt fiir Steuern nach amtlich vorgeschriebe-
nem Datensatz und tUber die amtlich bestimmte Schnittstelle mitzuteilen ist. Den Inhalt die-
ses Datensatzes bestimmt Absatz 2 des § 138n AO. Die Mitteilungen haben nach MalRgabe
der 88 87a und 87b AO elektronisch zu erfolgen.

Satz 2

§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO bestimmt die Frist, innerhalb der eine innerstaatliche Steuerge-
staltung an das Bundeszentralamt flir Steuern zu tGibermitteln ist. Die in Absatz 2 genannten
Informationen sind danach innerhalb von zwei Monaten nach dem Eintritt des ersten in der
in der Regelung genannten Ereignisses (maf3gebendes Ereignis) zu erstatten. Die gegen-
Uiber der Mitteilungsfrist nach § 138f Absatz 2 AO fir grenziiberschreitende Steuergestal-
tungen (Anm.: hier betragt die Frist 30 Tage) etwas langere Frist ist im rein innerstaatlichen
Kontext auch angemessen. Denn die Informationen tber eine mitteilungspflichtige Steuer-
gestaltung gehen bei innerstaatlichen Steuergestaltungen unmittelbar dem Bundeszentral-
amt fur Steuern als fur die Auswertung der Steuergestaltung zustandigen Behorde zu (vgl.
88 138n Absatz 1 Satz 1 und 138j Absatz 1 AO). Da sich der Mitgliedstaat, in dem eine
grenziberschreitende Steuergestaltung mitzuteilen ist, in der Regel an der Ansassigkeit
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des Intermediars orientiert (vgl. Artikel 8ab Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates
vom 25. Mai 2018 zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU beziiglich des verpflichtenden
automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung tUber meldepflichtige
grenzuberschreitende Gestaltungen, ABI. L 139 vom 5.6.2018, §8 138d Absatz 1 und 138f
Absatz 7 AO), missen Informationen tber relevante grenziberschreitende Steuergestal-
tungen zunéchst im Wege des automatischen Informationsaustausches fir Zwecke der
rechtspolitischen Auswertung den von der grenziiberschreitenden Steuergestaltung wahr-
scheinlich betroffenen Mitgliedstaaten zuganglich gemacht werden (vgl. Artikel 8ab Ab-
satz 18 der Richtlinie (EU) 2018/822, a. a. O.). Die Weiterleitung an das sichere Zentralver-
zeichnis der Europaischen Union sowie der Datenabruf durch die zentralen Verbindungs-
biros der betroffenen Mitgliedstaaten und der damit einhergehende Zeitverlust entfallen bei
innerstaatlichen Steuergestaltungen. Fur die Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestal-
tung wird Intermediaren und Nutzern daher eine etwas langere Frist eingeraumt, die jedoch
gleichermal3en sicherstellt, dass die Informationen Uber eine innerstaatliche Steuergestal-
tung sehr zeitnah ausgewertet werden konnen.

Fur den Beginn der Mitteilungsfrist ist der Tag maf3gebend, an dem das erste der in Num-
mern 1 bis 3 genannten Ereignisse eintritt. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die
Finanzverwaltung zum friihestmdglichen Zeitpunkt Gber innerstaatliche Steuergestaltungen
informiert wird. Die Tatbestdnde in den Nummern 1 bis 3 entsprechen der diesbeziiglichen
Bestimmung fiir grenziiberschreitende Steuergestaltungen in § 138f Absatz 2 AO.

Nach § 138n Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 AO beginnt die Mitteilungsfrist, sobald die inner-
staatliche Steuergestaltung einem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt wird. Eine tatsach-
liche Umsetzung der Steuergestaltung durch den Nutzer ist hierbei noch nicht erforderlich.
Eine Steuergestaltung ist z. B. dadurch zur Umsetzung bereitgestellt, dass der Intermediar
dem Nutzer die vertraglichen Unterlagen ausgehandigt oder anderweitig zuganglich ge-
macht hat und es damit letztlich nur noch auf eine Entscheidung des Nutzers ankommt, ob
die Gestaltung tatsachlich umgesetzt wird. Auf die Erlauterungen in der Begriindung zu
§ 138l Absatz 4 und § 138m Absatz 1 AO wird verwiesen.

Nach § 138n Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 AO beginnt die Mitteilungsfrist, sobald der Nutzer
der innerstaatlichen Steuergestaltung zu deren Umsetzung bereit ist. Hierunter fallen ins-
besondere solche Konstellationen, in denen die grenziberschreitende Steuergestaltung
durch den Nutzer selbst konzipiert wird. Auf die Erlauterungen in der Begriindung zu § 138l
Absatz 4 und § 138m Absatz 1 AO wird auch hier verwiesen.

§ 138n Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 AO knupft als Auffangtatbestand den Fristbeginn an den
Tag, nachdem mindestens ein Nutzer den ersten Schritt zur Umsetzung der innerstaatli-
chen Steuergestaltung gemacht hat. Auf die Erlauterungen in der Begriindung zu 8 138l
Absatz 4 und 8§ 138m Absatz 1 AO wird auch hier verwiesen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt, welche Daten der Intermediar oder der Nutzer der innerstaatlichen
Steuergestaltung an das Bundeszentralamt fir Steuern zu Ubermitteln haben. Soweit mog-
lich orientiert sich der Inhalt der Meldung dabei an den diesbeziiglichen Vorgaben fir die
Mitteilung einer grenziiberschreitenden Steuergestaltung (vgl. § 138f Absatz 3 Satz 1 AO).

Satz 1

Nach 8§ 138n Absatz 2 Satz 1 AO hat der Datensatz an das Bundeszentralamt fur Steuern
die nachstehenden Informationen zu enthalten:

— 8§138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO bezeichnet die mitzuteilenden Angaben zu In-
termediaren. Ist der Intermediar eine natirliche Person, sind Familienname und Vor-
name sowie Tag und Ort seiner Geburt anzugeben. Ist der Intermediar keine natlrliche
Person, sind seine Firma oder sein Name anzugeben. In beiden Fallen ist dariber
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hinaus seine Anschrift anzugeben. Abweichend von den Bestimmungen bei grenztiber-
schreitenden Steuergestaltungen sind die Angabe des Steueridentifikationsmerkmals
oder der Steuernummer sowie des Ansassigkeitsstaats bei der Mitteilung von inner-
staatlichen Steuergestaltungen entbehrlich.

Fur die Erhebung und sonstige Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten gelten
die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz na-
turlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) und der erganzenden
datenschutzrechtlichen Bestimmungen der AO (insbesondere die 88 2a, 29b, 29c, 30
und 32a bis 32j AO).

§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO bestimmt die mitzuteilenden Angaben zum Nut-
zer. Ist der Nutzer eine natlrliche Person, sind Familienname und Vorname sowie Tag
und Ort seiner Geburt anzugeben. Ist der Nutzer keine nattrliche Person, sind seine
Firma oder sein Name anzugeben. In beiden Fallen sind dariber hinaus seine An-
schrift, sein Ansassigkeitsstaat sowie sein Steueridentifikationsmerkmal nach 88 139b
und 139c AO oder seine Steuernummer anzugeben, soweit dem Nutzer ein Steueri-
dentifikationsmerkmal oder eine Steuernummer zugeteilt worden sind.

Fur die Erhebung und sonstige Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten gelten
die Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung und der erganzenden daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen der AO (insbesondere die 88 2a, 29b, 29¢, 30 und
32a bis 32j AO). Die Erhebung der Steueridentifikationsnummern der Nutzer stellt eine
Malnahme dar, die angemessen und geeignet ist, um dem Bundeszentralamt fir Steu-
ern die Auswertung der innerstaatlichen Steuergestaltung und die zielgenaue Informa-
tion der ortlich zustandigen Finanzbehdrden nach § 138i Absatz 2 und § 138j Absatz 4
AO zu ermdglichen.

§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO bestimmt die notwendigen Angaben zu etwai-
gen verbundenen Unternehmen des Nutzers. Das sind neben der Firma oder dem Na-
men auch die Anschrift und der Anséassigkeitsstaat des verbundenen Unternehmens
des Nutzers sowie, soweit der mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1 o-
der 2 bekannt, das Steueridentifikationsmerkmal nach §8 139b und 139c oder die Steu-
ernummer des verbundenen Unternehmens.

8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 AO bestimmt, dass der Intermediar Einzelheiten
Uber das oder die Kennzeichen im Sinne des § 138l Absatz 3 AO benennen muss, die
nach 8 138l Absatz 1 AO eine konkrete Mitteilungspflicht auslésen.

§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 AO bestimmt, dass der Intermedidr den Inhalt der
innerstaatlichen Steuergestaltung zusammenfasst. Diese Zusammenfassung muss es
einem sachkundigen, objektiven Dritten ohne weiteres ermdglichen nachzuvollziehen,
wie es im Rahmen der innerstaatlichen Steuergestaltung zu einem gesetzlich maglich-
erweise nicht vorgesehenen steuerlichen Vorteil kommt und was dieser steuerliche
Vorteil ist.

Nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a AO ist zudem — soweit bekannt
— auch die allgemein gebrauchliche Bezeichnung der Steuergestaltung zu benennen.
In der Vergangenheit erhielten besonders prominente Steuergestaltungen Bezeichnun-
gen wie z. B. ,Cum-Cum® oder ,Share-Deals".

Ferner soll nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b AO auch eine abstrakt
gehaltene Beschreibung der im Hinblick auf die konkrete innerstaatliche Steuergestal-
tung relevanten Geschaftstatigkeit oder Gestaltung des Nutzers mitgeteilt werden. Dies
gilt allerdings nur, soweit dies nicht zur Offenlegung eines Handels-, Gewerbe- oder
Berufsgeheimnisses oder eines Geschéftsverfahrens oder von Informationen, deren
Offenlegung die 6ffentliche Ordnung verletzen wirde, fuhrt.
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— Gemal 8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 AO ist in der Mitteilung auch das Datum
des Tages anzugeben, an dem mit der Umsetzung der Steuergestaltung begonnen
wird; hierunter ist das Datum des ersten Umsetzungsschritts im Sinne von § 138n Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 AO zu verstehen, in welchem Besteuerungszeitraum oder -
zeitpunkt der steuerliche Vorteil der Steuergestaltung eintritt ist unbeachtlich. Daher
sind auch Vorbereitungsschritte umfasst, da der steuerliche Vorteil typischerweise erst
mit Entstehung der jeweiligen Steuer mit Ablauf des Besteuerungszeitraums entsteht.

— §138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 AO bestimmt, dass auch Einzelheiten tber die fur
das Gelingen der Steuergestaltung wesentlichen, einschlagigen Vorschriften benannt
werden. Auch hier gentgt es, dass lediglich die Vorschrift selbst mdglichst exakt zitiert
wird.

— Nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 AO ist der wirtschaftliche Wert der innerstaat-
lichen Steuergestaltung zu bezeichnen. Der wirtschaftliche Wert einer innerstaatlichen
Steuergestaltung bemisst sich — wie auch bei grenziiberschreitenden Steuergestaltun-
gen — nicht am erwarteten steuerlichen Vorteil der Steuergestaltung, sondern bezieht
sich auf die konkrete Transaktion. Mal3gebend zur Wertbestimmung kann insbeson-
dere die Hohe der Gegenleistung oder der Investition sein. Da nach der Hohe dieses
Werts keine Abgabe bemessen wird, sind keine tberhdhten Anforderungen an die Wer-
termittlung zu stellen.

— §138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 AO legt fest, dass — soweit dies dem Intermediar
bekannt ist — alle anderen Personen benannt werden, die von der innerstaatlichen
Steuergestaltung wahrscheinlich betroffen sind. In den Féllen, in denen eine Mittei-
lungspflicht besteht, weil ein nutzerbezogenes Kriterium im Sinne des 8§ 138l Absatz 5
Satz 1 Nummer 1 AO erfillt ist, sind weitere Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 AO,
die selbst die Voraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO nicht erfillen
und daher wie andere an der Gestaltung beteiligte Personen zu behandeln sind, anzu-
geben, soweit sie der mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1 oder Ab-
satz 2 Satz 1 AO bekannt sind.

Satz 2

Soweit dem Intermedidr bekannt ist, dass neben ihm mindestens ein weiterer Intermediar
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuerge-
staltung verpflichtet ist, so kann er im Datensatz nach Satz 1 die Angaben nach § 138n
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO auch hinsichtlich der anderen ihm bekannten Intermediare
machen (8 138n Absatz 2 Satz 2 AO). Diese — freiwillige — Angabe weiterer Intermediare
durch den mitteilenden Intermediar im Datensatz nach Satz 1 ist Voraussetzung fiir die Be-
freiung weiterer Intermedidre von der Mitteilungspflicht der hinsichtlich derselben inner-
staatlichen Steuergestaltung. Denn nur wenn der Datensatz auch die Informationen nach
§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO zu den weiteren Intermediaren enthalt, liegt auch fur
diese eine vollstdndige Datenlibermittlung im Sinne des § 138m Absatz 4 Satz 2 AO vor,
die die weiteren Intermediare von ihrer eigenen Mitteilungspflicht befreit.

Der mitteilende Intermediar darf die (personenbezogenen) Angaben zu weiteren Intermedi-
aren aus datenschutzrechtlichen Griinden nur mit deren Einwilligung tbermitteln (vgl. Arti-
kel 6 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO). Widerruft ein Intermedidr gegentber dem mitteilen-
den Intermediar nach der Ubermittlung des Datensatzes an das Bundeszentralamt fiir Steu-
ern seine Einwilligung, so hat das auf die RechtmaRigkeit der Datenibermittlung keinen
Einfluss. Die Einwilligung oder deren Widerruf betreffen nicht die Rechtmafigkeit der Da-
tenverarbeitung durch das Bundeszentralamt fur Steuern. Die Datenverarbeitung durch das
Bundeszentralamt fur Steuern erfolgt nicht einwilligungsbasiert sondern auf Basis einer ent-
sprechenden Rechtsgrundlage.

Satz 3
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Nach 8 138n Absatz 2 Satz 3 AO gelten die Bestimmungen des Satzes 2 entsprechend,
wenn dem Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung bekannt ist, dass neben ihm min-
destens ein weiterer Nutzer zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung ver-
pflichtet ist. Ubermittelt der mitteilende Nutzer — freiwillig — auch die Angaben gemaf § 138n
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO von weiteren Nutzern derselben innerstaatlichen Steuerge-
staltung so kommt auch fur die weiteren Nutzer — entsprechend Satz 2 — eine Befreiung
von der Mitteilungspflicht derselben innerstaatlichen Steuergestaltung nach § 138m Ab-
satz 4 Satz 2 AO in Betracht.

Zu Absatz 3
Satz 1

Nach 8 138n Absatz 3 Satz 1 AO hat der mitteilende Intermediar den Nutzer dariiber zu
informieren, welche ihn betreffenden Angaben der Intermediar an das Bundeszentralamt
fur Steuern Ubermitteln wird.

Satz 2

Sind mehrere Intermediare zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung ver-
pflichtet und hat ein Intermediar von der Moglichkeit, weitere Intermediére in seiner Meldung
an das Bundezentralamt fur Steuern zu benennen, Gebrauch gemacht, so hat er (der mit-
teilende Intermediar) die anderen Intermedi&re nach § 138n Absatz 3 Satz 2 AO unverziig-
lich dariiber zu informieren, dass er die Angaben gemal3 § 138n Absatz 2 AO an das Bun-
deszentralamt flr Steuern Ubermittelt hat. Auf diesem Weg wird es den anderen mitteilungs-
pflichtigen Intermedidren ermdglicht nachzuweisen, dass ihre Mitteilungspflicht bereits
durch den mitteilenden Intermediér erfullt wurde. Zur Verpflichtung des mitteilenden Inter-
mediars, die ihm mitgeteilte DE-Registriernummer an die weiteren, in seiner Mitteilung be-
nannten Intermediare weiterzugeben wird auf § 138n Absatz 4 Satz 5 AO verwiesen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 Gbernimmt vollstandig die fir grenziberschreitende Steuergestaltungen gelten-
den Bestimmungen des § 138f Absatz 5 AO auch fir innerstaatlichen Steuergestaltungen.

Satz 1

Wie auch bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. § 138f Absatz 5 AO) weist
das Bundeszentralamt flr Steuern grundsatzlich fir jeden bei ihm eingegangenen Daten-
satz im Sinne des 8§ 138n Absatz 2 Satz 1 AO

— eine DE-Registriernummer fur die innerstaatliche Steuergestaltung und

— eine DE-Offenlegungsnummer fir die eingegangene Mitteilung

zu und teilt diese Nummern dem mitteilenden Intermediar mit. Mit der Vergabe eigener
Ordnungsmerkmale wird sichergestellt, dass Mitteilungen Uber grenziiberschreitende und
innerstaatliche Steuergestaltungen gesondert Ubermittelt werden. Dies stellt sicher, dass
ausschlie3lich Daten Uber grenziiberschreitende Steuergestaltungen an das sichere Zent-
ralverzeichnis der Europaischen Union tbermittelt und mit den betroffenen Mitgliedstaaten
der Europaischen Union ausgetauscht werden (vgl. 8 7 Absatz 13 des EU-Amtshilfegeset-
zes).

Satz 2

Hat das Bundeszentralamt flr Steuern der innerstaatlichen Steuergestaltung aufgrund der
Mitteilung eines anderen Intermediars oder Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung
bereits eine DE-Registriernummer zugewiesen und ist diese der mitteilenden Person
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bekannt, so hat sie dem Bundeszentralamt fir Steuern im Datensatz nach § 138n Absatz 2
Satz 1 AO auch die bereits erteilte DE-Registriernummer mitzuteilen (8 138n Absatz 4
Satz 4 AO).

Satz 3

Nach 8§ 138n Absatz 4 Satz 3 AO hat die Zuweisung einer DE-Registriernummer fir die
innerstaatliche Steuergestaltung durch das Bundeszentralamt fiir Steuern zu unterbleiben,
wenn die mitteilende Person im Datensatz an das Bundeszentralamt fiur Steuern nach
§ 138n Absatz 2 Satz 1 AO eine fur dieselbe innerstaatliche Steuergestaltung bereits er-
teilte DE-Registriernummer angibt. Damit soll vermieden werden, dass fur dieselbe Steuer-
gestaltung mehrere DE-Registriernummern vergeben werden.

Satz 4

Nach 8§ 138n Absatz 4 Satz 4 AO hat der Intermediar die vom Bundeszentralamt fir Steuern
zugewiesene DE-Registriernummer fur die innerstaatliche Steuergestaltung (vgl. § 138n
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 AO) und die DE-Offenlegungsnummer fiir die eingegangene
Mitteilung (vgl. 8 138n Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 AO) unverziglich dem Nutzer derselben
innerstaatlichen Steuergestaltung mitzuteilen. Der Nutzer der innerstaatlichen Steuerge-
staltung hat die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer im Sinne von
§ 138n Absatz 4 Satz 1 AO in seiner Mitteilung nach § 138m Absatz 3 Satz 2 AO anzuge-
ben, damit die vom Intermediar bereits mitgeteilten abstrakten Angaben nach § 138n Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO und die nutzerbezogenen Angaben nach § 138n
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO zusammengefihrt werden kénnen.

Satz 5

Hat der mitteilende Intermediar in dem von ihm an das Bundeszentralamt fir Steuern tGber-
mittelten Datensatz auch andere Intermedidre derselben innerstaatlichen Steuergestaltung
benannt (vgl. 8 138n Absatz 2 Satz 2 AO), so hat er diesen nach 8 138n Absatz 4 Satz 5
AO die DE-Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 mitzuteilen.

Zu Absatz 5

Grundsatzlich ist zu jeder innerstaatlichen Steuergestaltung ein eigenstandiger Datensatz
zu Ubermitteln, der alle Angaben des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO enthélt. Bei marktfahigen
innerstaatlichen Steuergestaltungen hatte dies allerdings zur Folge, dass dem Bundeszent-
ralamt fir Steuern mitunter eine Vielzahl von Mitteilungen Uber dieselbe innerstaatlichen
Steuergestaltung mit inhaltlich weitgehend identischen Angaben Ubermittelt werden miss-
ten. Durch die Regelung des 8§ 138n Absatz 5 AO soll daher — wie bei grenziiberschreiten-
den Steuergestaltungen durch die Regelung in 8 138h AO — vermieden werden, dass der
Intermediar einer marktfahigen Steuergestaltung fur jeden neu hinzukommenden Nutzer
nochmals einen vollstédndigen Datensatz im Sinne des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO an das
Bundeszentralamt fiir Steuern Ubermitteln muss.

Die insoweit fur grenziberschreitende Steuergestaltungen in § 138h AO enthaltenen Ver-
einfachungsregelungen werden daher in § 138n Absatz 5 AO auch fir marktfahige inner-
staatlichen Steuergestaltungen gem. § 138| Absatz 2 AO tibernommen.

Satz 1

Satz 1 bestimmt, dass die Definition der marktfdhigen Steuergestaltung des § 138h Ab-
satz 1 AO auch fir innerstaatliche Steuergestaltungen gilt. Eine innerstaatliche Steuerge-
staltung ist daher marktfahig, wenn sie konzipiert oder vermarktet wird, umsetzungsbereit
ist oder zur Umsetzung bereitgestellt wird, ohne dass sie individuell angepasst (d.h. nicht
mafdgeschneidert) werden muss.
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Satz 2

§ 138n Absatz 5 Satz 2 AO enthélt eine Vereinfachungsregelung fir marktfahige inner-
staatlichen Steuergestaltungen, fur die dem Bundeszentralamt fir Steuern bereits ein voll-
stéandiger Datensatz im Sinne des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO Ubermittelt worden ist. Der
Intermediar ist in diesem Fall nur dazu verpflichtet, Anderungen hinsichtlich folgender An-
gaben zu erganzen:

— Angaben zum Intermediar (8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO),

— Angaben zu neuen Nutzern derselben innerstaatlichen Steuergestaltung (§ 138n Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 AO),

— Angaben zu verbundenen Unternehmen (8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO),

— das Datum des ersten Umsetzungsschrittes (hierzu gehort sowohl das Datum des ers-
ten Umsetzungsschrittes der Gestaltung sowie das ggf. individuelle Datum des ersten
Umsetzungsschrittes des Nutzers (8§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 AO), und

— Abgaben zu weiteren betroffenen Personen (8 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 AO).

Die Mitteilung i. S. d. 8 138n Absatz 5 Satz 2 AO ist daher auf solche Fallgestaltungen be-
schrankt, die selbst eine neue Mitteilungspflicht auslésen. Insoweit wird durch § 138n Ab-
satz 5 Satz 2 AO eine Vereinfachung dahingehend geschaffen, dass nur neue Informatio-
nen anstelle samtlicher Informationen i.S.d. § 138n Absatz 2 AO mitzuteilen sind. Der In-
termediar muss die Angaben nach § 138n Absatz 5 AO ferner nicht binnen zwei Monaten
nach dem Eintritt des mafgebenden Ereignisses § 138n Absatz 1 Satz 2 AO im Hinblick
auf die einzelne innerstaatliche Steuergestaltung vornehmen, sondern hat sie gesammelt
innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf des Kalendervierteljahres mitzuteilen, in dem die je-
weils mitteilungspflichtigen Umstande eingetreten sind. Auch diese Frist ist etwas langer
als die Aktualisierungsfrist bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen nach § 138h Ab-
satz 2 AO und ist aus der Sicht des Gesetzgebers angemessen (vgl. auch Begrindung zu
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO).

Satz 3

Bei der Ubermittlung der Aktualisierung sind die der innerstaatlichen Steuergestaltung zu-
gewiesene DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer anzugeben, damit die
Datensatze entsprechend zusammengefiihrt werden kdénnen.

Satz 4

Die Ubermittlung der Aktualisierung an das Bundeszentralamt fur Steuern hat elektronisch
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle zu er-
folgen (vgl. 8 138n Absatz 1 Satz 1 AO).

Zu Nummer 8 (§ 379)

Zu Buchstabe a (8 379 Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 379 Absatz 2 Nummer 19)

Bei der Anderung in der Nummer 1g handelt es sich um eine redaktionelle Folgednderung
aus der Anderung des § 138k AO.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 379 Absatz 2 Nummer 1i)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folge&nderung aus der Anfiigung der neuen Num-
mern 1j und 1k in § 379 Absatz 2 AO.
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Zu Doppelbuchstabe cc (8 379 Absatz 2 Nummer 1j — neu —und 1k — neu -)

Nach dem ergéanzten 8§ 379 Absatz 2 Nummer 1j und 1k und § 379 Absatz 5 AO kann mit
einem Buf3geld von bis zu 10 000 Euro belegt werden, wer vorsétzlich oder leichtfertig

— als Intermediar entgegen § 138l Absatz 1, auch in Verbindung mit 8§ 138m Absatz 1
Satz 1, 8§ 138n Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 und 9 oder § 138n Absatz 5
Satz 2 und 3 AO eine Mitteilung Uber eine innerstaatliche Steuergestaltung nicht oder
nicht rechtzeitig macht oder zur Verfigung stehende Angaben nicht vollstandig tber-
mittelt,

— als Nutzer entgegen 8 138l Absatz 1, auch in Verbindung mit 8 138m Absatz 2 und
Absatz 3 Satz 1 und 2, § 138n Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 und 9 oder
§ 138n Absatz 5 Satz 2 und 3 AO eine Mitteilung Uber eine innerstaatliche Steuerge-
staltung nicht oder nicht rechtzeitig macht oder zur Verfiigung stehende Angaben nicht
vollstandig mitteilt,

— als Steuerpflichtiger entgegen 8§ 138k Absatz 2 AO in der hiernach maf3geblichen Steu-
ererklarung die Angabe der von ihm verwirklichten innerstaatlichen Steuergestaltung
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig macht.

Fur die Ahndung von VerstdlRen gegen die Pflicht zur Mitteilung innerstaatlicher Steuerge-
staltungen gilt — wie auch bei VerstdlRen gegen die Pflicht zur Mitteilung grenziiberschrei-
tender Steuergestaltungen — das Opportunitatsprinzip. Sofern sich zureichende tatsachli-
che Anhaltspunkte fir eine durch den Bevollméchtigten des Nutzers im Sinne des § 80 AO
als Intermediar begangene Verletzung der Mitteilungspflicht im Sinne des § 379 Absatz 2
Nummer 1j AO im Besteuerungsverfahren des Nutzers ergeben, deren Ermittlung der Fi-
nanzbehorde obliegt, ist das Bundeszentralamt flir Steuern hieriber zu unterrichten. Das
Bundeszentralamt fur Steuern entscheidet nach pflichtgemariem Ermessen, ob es die Ord-
nungswidrigkeit des Intermediars verfolgt. Die ggf. erfolgende Ahndung der durch den Be-
vollméachtigten des Nutzers begangenen Ordnungswidrigkeit findet keine Berlcksichtigung
im Besteuerungsverfahren des Nutzers.

Die Ahndung von VersttRen gegen die Verpflichtung zur Angabe der innerstaatlichen Steu-
ergestaltung in der Steuererklarung des Nutzers (8§ 138k Absatz 2 AQO) obliegt den fir das
Besteuerungsverfahren des Nutzers zustandigen Finanzbehdrden.

Zu Buchstabe b (§ 379 Absatz 5)

Durch die Aufnahme der neuen Nummern 1j und 1k in § 379 Absatz 2 AO und in Absatz 5
wird bestimmt, dass ein wegen VerstolRen gegen die Mitteilungspflichten bei innerstaatli-
chen Steuergestaltungen festgesetztes Bul3geld pro Tat den Betrag von 10 000 Euro nicht
Ubersteigen darf. Eine Begrenzung auf einen - im Vergleich zu Verst6R3en gegen die Mittei-
lungspflicht bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen - deutlich niedrigeren Rahmen
ist aus der Sicht des Gesetzgebers an dieser Stelle geboten, da die Sachverhaltsaufklarung
bei grenziiberschreitenden Steuergestaltungen gegeniber rein innerstaatlichen Steuerge-
staltungen deutlich erschwert ist. Ein den Betrag von 10 000 Euro ubersteigendes Bul3geld
zur Ahndung von Verstof3en gegen die Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestal-
tungen ware aus der Sicht des Gesetzgebers daher nicht verhaltnismafig.

Zu Artikel 9 (Weitere Anderung der Abgabenordnung [01.01.2025])
Zu Nummer 1 (Inhaltstbersicht)

Die Inhaltsiibersicht wird redaktionell an die Aufhebung des § 62 AO angepasst.
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Zu Nummer 2 (8 55 Absatz 1 Nummer 5 — aufgehoben -)
Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung wird abgeschafft.

Die Pflicht zur zeithahen Mittelverwendung beinhaltet die gesetzliche Verpflichtung, Mittel
(z. B. Spenden, Beitrage, Ertrage aus wirtschaftlichen Geschaftsbetrieben oder der Vermo-
gensverwaltung) nicht dauerhaft im Vermogen der Korperschaft zu belassen, sondern mog-
lichst zligig fur steuerbegtinstigte Satzungszwecke auszugeben. Steuerbegiinstigte Korper-
schaften weisen die zeitnahe Mittelverwendung innerhalb ihrer Rechnungslegung zweck-
mafigerweise Uber eine Mittelverwendungsrechnung nach. Die Abschaffung der Zeitvorga-
ben fir die Mittelverwendung fiihrt zum Abbau bestehender Birokratie, da eine Mittelver-
wendungsrechnung nicht mehr erforderlich ist. Ob die Kérperschaft tatsachlich gemeinndit-
Zig tatig ist und wie sie ihre Mittel einsetzt, kann die Finanzverwaltung anhand der bereits
vorhandenen Aufzeichnungen prifen.

Die Abschaffung der Mittelverwendungsfrist erleichtert auch Leistungsbeziehungen zwi-
schen gemeinnitzigen Kdrperschaften. Vermietet beispielsweise eine gemeinnutzige Kor-
perschaft eine Immobilie, die sie mit zeitnah zu verwendenden Mitteln angeschafft hat, an
eine andere gemeinniitzige Kérperschaft, die diese Immobilie fir gemeinniitzige Zwecke
verwendet, flhrt diese Nutzungsanderung vom ideellen Bereich in die Vermdgensverwal-
tung bisher zum Wiederaufleben der Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung. Die urspriing-
lich fir die Anschaffung aufgebrachten Mittel mussten fur den ideellen Bereich nachtréglich
zeitnah verwendet werden, obwohl sie weiterhin im Objekt ,gebunden® sind.

Es ist davon auszugehen, dass es im eigenen Interesse der jeweiligen steuerbeglnstigten
Kdrperschaften liegt, inre Mittel weiterhin regelmafig zeitnah fiir steuerbeguiinstigte Zwecke
zu verwenden. So sind die Kérperschaften z. B. gehalten, mit Ricksicht auf das Spenden-
aufkommen das Interesse der Spender an einem zlgigen Einsatze der eingeworbenen Mit-
tel zur Férderung der steuerbegiinstigten Zwecke zu bericksichtigen.

Die allgemeinen gemeinnutzigkeitsrechtlichen Grundsétze, insbesondere der Grundsatz
der AusschlieBlichkeit nach § 56 AQ, bleiben unberthrt und stellen sicher, dass es zukiinftig
in Extremfallen nicht zur Entstehung steuerbeginstigten Kérperschaften kommt, die Mittel
ansparen, ohne diese dazu zu verwenden, ihre satzungsmalfigen Zwecke nachhaltig zu
erfullen.

Zu Nummer 3 (§ 58 Nummer 3 Satzteil vor Satz 2)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Aufhebung des 8§ 55 Absatz 1 Nummer 5 AO.
Zu Nummer 4 (8§ 62 — aufgehoben -)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Aufhebung des 8§ 55 Absatz 1 Nummer 5 AO.
Zu Nummer 5 (§ 63)

Zu Buchstabe a (8 63 Asbatz 4 — aufgehoben -)

Es handelt sich um eine Folge&nderung zur Aufhebung des § 55 Absatz 1 Nummer 5 AO.

Zu Buchstabe b (§ 63 Absatz 5 > § 63 Absatz 4)

Der bisherige Absatz 5 wird wegen der Aufhebung des Absatzes 4 inhaltlich unveréndert
der neue Absatz 4.
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Zu Artikel 10 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung [TnV])

Artikel 97 8 33 Absatz 7 — neu —

Artikel 97 8 33 Absatz 7 des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung (EGAO) bestimmt
den Anwendungszeitpunkt der Regelungen zu den Mitteilungspflichten fir innerstaatliche
Steuergestaltungen im Sinne der neuen 8§ 138l bis 138n AO sowie zu den mit diesem Ge-
setz geanderten 88 138i bis 138k AO. Das Bundesministerium der Finanzen wird danach
ermachtigt, den erstmaligen Anwendungszeitpunkt der neuen Mitteilungspflichten durch ein
im Bundesgesetzblatt Teil | bekanntzumachendes Schreiben zu bestimmen. Der Mittei-
lungspflicht Uber innerstaatliche Steuergestaltungen unterliegen nach Satz 1 ferner nur sol-
che Steuergestaltungen, hinsichtlich derer das die Mitteilungspflicht auslésende Ereignis
(maRgebendes Ereignis, vgl. § 138n Absatz 1 Satz 2 AO) nach dem durch das Bundesmi-
nisterium der Finanzen zu bestimmenden erstmaligen Anwendungszeitpunkt eingetreten
ist. Durch die in Satz 1 vorgesehene Zeitspanne von mindestens einem Jahr zwischen dem
Tag der Bekanntmachung der Anwendungsbestimmung im Bundesgesetzblatt Teil | und
dem erstmaligen Anwendungszeitpunkt soll allen Beteiligten hinreichend Zeit gegeben wer-
den, die zur Anwendung der Regelungen der 88 138l bis 138n AO erforderliche IT-Infra-
struktur einzurichten. AbschlieRend bestimmt Satz 2 des neuen Absatzes 7, dass die ge-
setzlichen Regelungen uber eine Mitteilungspflicht fur innerstaatliche Steuergestaltungen —
sofern das Bundesministerium der Finanzen von seiner Erméachtigung keinen Gebrauch
machen sollte — spatestens nach Ablauf von vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres
des Inkrafttretens der Neuregelung anzuwenden sein werden.

Zu Artikel 11 (Anderung des Finanzverwaltungsgesetzes [TnV])

Zu Nummer 1 (8 5 Absatz 1 Satz 1)

Zu Buchstabe a (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aus der Anderung des § 138i AO.
Zu Buchstabe b (8 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44a)

Es handelt sich um eine Folgeanderung aus der Anfligung der neuen Nummer 1j in § 379
Absatz 2 AO. Das Bundeszentralamt flr Steuern ist danach auch bei VerstéRen gegen die
Mitteilungspflicht Gber innerstaatliche Steuergestaltungen nach § 379 Absatz 2 Nummer 1j
AO fir die Durchfiihrung des BuRRgeldverfahrens zustandig.

Zu Buchstabe c (8§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44b — neu -)

Durch diese Anderung des FVG obliegt dem Bundeszentralamt fir Steuern sowohl die
Sammlung als auch grundsatzlich die Auswertung der ihm aus dem Inland nach den 8§ 138l|
bis 138n AO zugehenden Mitteilungen Uber innerstaatliche Steuergestaltungen (vgl. auch
§ 138j AO). Die Auswertung der eingegangenen Mitteilungen erfolgt durch eine Priufgruppe,
die aus Vertretern des Bundes und der obersten Finanzbehdrden der Lander besteht. Diese
Prifgruppe untersteht der Leitung des Bundeszentralamts fur Steuern. In Bezug auf das
genaue Verfahren zur Prifung und Auswertung der Mitteilungen wird auf die Begriindung
Zu 8 138j AO verwiesen.

Zu Nummer 2 (8 21a Absatz 5)

Bereits nach bisherigem Recht wirken die Landesfinanzbehdrden nach § 21a Absatz 5 FVG
bei der Auswertung von Mitteilungen Uber grenziberschreitende Steuergestaltungen mit,
soweit von einer dem Bundeszentralamt flr Steuern mitgeteilten grenziberschreitenden
Steuergestaltung Steuern betroffen sind, die von Landesfinanzbehtérden oder Gemeinden
verwaltet werden.
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Durch die Anderung des § 21a Absatz 5 AO wird diese Regelung auch auf die Zusammen-
arbeit bei der Auswertung von Mitteilungen Uber innerstaatliche Steuergestaltungen ausge-
weitet.

Zu Artikel 12 (Anderung des Generationenkapitalgesetzes [TnV])
(8 6 Absatz 4 - neu -)

Die Anzahl der rentenbeziehenden Menschen in Relation zur Bevolkerung im erwerbsfahi-
gen Alter wird in Deutschland in den kommenden Jahren deutlich steigen. Dadurch werden
sich die Rentenbeitrage mittelfristig erhohen und auch die regelgebundenen Leistungen
des Bundes an die gesetzliche Rentenversicherung steigen. Um die Belastungen des um-
lagefinanzierten Rentensystems zu reduzieren, soll mit dem Gesetz zur Errichtung einer
Stiftung ,Generationenkapital® (Generationenkapitalgesetz — GenKapG) eine Stiftung mit
der Bezeichnung ,Generationenkapital* errichtet werden. Aus den Uberschiissen der Stif-
tung soll ein Finanzierungsbeitrag zur allgemeinen Rentenversicherung geleistet werden,
wodurch der Anstieg des Rentenbeitragssatzes und damit auch der Anstieg der Leistungen
des Bundes an die Rentenversicherung mittel- bis langfristig gedampft werden soll.

Da eine Besteuerung der Stiftung zu Lasten der Rendite und damit letztlich auch der an die
Rentenversicherung weitergabefahigen Betrage gehen wiirde, soll die Stiftung aus Grin-
den des Gemeinwohls wie folgt von der Besteuerung ausgenommen werden:

— Die Stiftung unterliegt nicht der Kérperschaftsteuer oder der Gewerbesteuer.

— Die Errichtung der Stiftung sowie Zuwendungen an die Stiftung unterliegen nicht der
Erbschaft- und Schenkungsteuer.

— Zahlungen und Leistungen der Stiftung unterliegen keinem Kapitalertragsteuerabzug.

Zudem soll mit Satz 4 die deutsche Sicht klargestellt werden, dass die Stiftung trotz der
Steuerbefreiung als in Deutschland ansassig gelten soll, um ihr die Reduzierung im Ausland
anfallender Quellensteuern nach Mafl3gabe der einschlagigen Doppelbesteuerungsabkom-
men zu ermoglichen.

Zweck der Stiftung ist einen Beitrag zur langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwick-
lung in der gesetzlichen Rentenversicherung durch Mitfinanzierung der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zu leisten. Damit soll angesichts des demographischen Wandels die Al-
tersversorgung der Bevolkerung abgesichert werden. Es handelt sich dabei um ein Schutz-
gut von erheblichem 6ffentlichem Interesse. Daher gebietet sich die Befreiung von der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer, um etwaige Zuwendungen an die Stiftung nicht zusatzlich
mit Erbschaft- und Schenkungsteuer zu belasten und die Erreichung des Zwecks der Stif-
tung nicht zu gefahrden. Davon umfasst sind insbesondere Zufiihrungen nach § 5 Absatz 1
GenKapG. Bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer handelt es sich um eine Bereiche-
rungssteuer, die auf die Erhéhung der persdnlichen Leistungsfahigkeit zielt. Die Steigerung
der Leistungsfahigkeit des gesetzlichen Rentenversicherungssystem zur Férderung der Al-
tersversorgung der Bevolkerung stellt keine Bereicherung dar, die mit Sinn und Zweck des
Besteuerungssystems der Erbschaft- und Schenkungsteuer im Einklang steht. Aufgrund
der Steuerbefreiung von Zuwendungen bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer bedarf es
keiner ergédnzenden Steuerbefreiung bei der Grunderwerbsteuer. Soweit die Stiftung eine
Zuwendung im Sinne des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes erhalt, ist diese
aufgrund der Steuerbefreiung in 8 3 Nummer 2 des Grunderwerbsteuergesetzes von der
Grunderwerbsteuer befreit. Die Ubrigen Steuerbefreiungen im Grunderwerbsteuergesetz
bleiben unberihrt.
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Zu Artikel 13 (Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes
[Schreiben BGBI.])

(8 34)

Nach § 34 Absatz 1 und 2 Nummer 1 ErbStG i. V. m. § 4 ErbStDV haben die Standesamter
bisher fur jeden Kalendermonat die Sterbefélle jeweils durch Ubersendung der Sterbeur-
kunde in zweifacher Ausfertigung binnen zehn Tage nach Ablauf des Monats dem fir die
Verwaltung der Erbschaftsteuer zustandigen Finanzamt, in dessen Bezirk sich der Sitz des
Standesamtes befindet, anzuzeigen.

Hierbei kommt es durchaus vor, dass ein Standesamt einen Sterbefall aul3erhalb des Zu-
standigkeitsbereichs des Erbschaftsteuerfinanzamtes beurkundet und die Sterbefallmittei-
lung an das fUr den Standesamtsbezirk zustéandige Erbschaftsteuerfinanzamt verschickt.
Das fur die Besteuerung ortlich nicht zustéandige Erbschaftsteuerfinanzamt teilt diese Falle
dem 6rtlich zustandigen Erbschaftsteuerfinanzamt durch Versendung der Totenbeiliste mit.

In der Mehrzahl der Lander versenden die Standesamter die Sterbefallanzeigen aus-
schlieRlich in Papierform. In einzelnen Landern erfolgt die Ubermittlung der Sterbefallanzei-
gen ganz oder teilweise auf elektronischem Weg durch ein kostenpflichtiges Standesamts-
Fachverfahren.

Im Bereich der Standesamter ist durch die Novellierung des Personenstandsgesetzes die
Fuhrung der Bucher in elektronischer Form seit mehreren Jahren bindend vorgeschrieben.
Zugleich wurde mit XPersonenstand ein verbindlicher Standard fur den elektronischen
Nachrichtenverkehr von Personenstandsdaten geschaffen. Dieser veranderten Ausgangs-
situation in den Standesadmtern ist auch auf Seiten der Finanzverwaltung im Austausch mit
den Standesamtern Rechnung zu tragen.

Das bisherige papiergebundene Vorgehen zur Ubermittlung der Sterbefallanzeigen von den
Standesamtern an die Erbschaftsteuerfinanzamter ist deshalb durch ein medienbruchfreies
elektronisches Ubermittlungsverfahren abzulésen. Die fir die Erbschaftsteuerstellen erfor-
derlichen Daten sollen dabei Uber die amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch von den
Standesamtern zusammen mit den Datentbermittlungen nach § 60 der Personenstands-
verordnung und 8 9 der Zweiten Bundesmeldedatenibermittiungsverordnung Uber das
Bundeszentralamt flr Steuern an die zustandigen Landesfinanzbehérden tbermittelt wer-
den.

Mit der elektronischen Ubermittlung der Sterbefallanzeigen soll nicht nur der Versand von
Papier und Totenbeilisten reduziert, sondern auch eine méglichst medienbruchfreie Verar-
beitung der Ubermittelten Informationen erreicht werden. Dies entlastet die Beschaftigten
und in den Erbschaftsteuerstellen von Erfassungsaufgaben und entspricht sowohl dem Ziel
der Wirtschaftlichkeit als auch dem der Prozessoptimierung. Auf Seiten der Standesamter
kann hierdurch Papier, Porto und Arbeitszeit eingespart werden. In den Finanzamtern ent-
fallt zudem Aufwand fir manuelle Sortierung.

Die fur die Verwaltung der Erbschaftsteuer zustandigen Landesfinanzbehdrden bedienen
sich des Bundeszentralamts fur Steuern zur Ergdnzung der Daten und unverziiglichen
Ubermittlung an die zustandige Landesfinanzbehérde. Es handelt sich um die Verrichtung
von technischen Hilfstatigkeiten nach § 20 Absatz 3 Finanzverwaltungsgesetz. Das Bun-
deszentralamt fUr Steuern erbringt unterstitzende Dienstleistungen in Form von Entgegen-
nahme von Daten, Erganzung vorhandener Daten und von elektronischer Ubermittlung von
Daten innerhalb der Finanzverwaltung. Die dem Bundeszentralamt fur Steuern und dem
Informationstechnikzentrum Bund entstehenden Haushaltsausgaben sind daher von den
Landern zu Gbernehmen und dem Bund zu erstatten. Das Nahere wird durch eine Verwal-
tungsvereinbarung zwischen Bund und L&ndern geregelt.
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Die kiinftige elektronische Ubermittlung ist ein Beitrag zur Modernisierung der 6ffentlichen
Verwaltung.

Im Bereich des Melderechts ist eine Anderung der Zweiten Bundesmeldedateniibermitt-
lungsverordnung notwendig. Es werden zusatzliche Daten in die Mitteilung der Meldebe-
horden an das Bundeszentralamt fir Steuern einbezogen. So kann darauf verzichtet wer-
den, dass die Standesamter bei der Sterbefallanzeige fiir die Erbschaftsteuer Daten mehr-
fach Ubermitteln mussen.

Zu Nummer 1 (8 34 Absatz 2 Numm 2)

Es handelt sich um eine Anpassung an die aktuellen Regeln der deutschen Rechtschrei-
bung.

Zu Nummer 2 (8 34 Absatz 3 -neu -)

Durch den neuen Absatz 3 wird der Weg der fir die Erbschaftsteuer bedeutsamen Daten
zu Sterbeféllen vom Standesamt zusammen mit den DatenlUbermittiungen nach § 60 der
Personenstandsverordnung und 8§ 9 der Zweiten Bundesmeldedatenlibermittiungsverord-
nung wUber das Bundeszentralamt flr Steuern und vom Bundeszentralamt flir Steuern an
die zustandige Landesfinanzbehétrde festgelegt. Dabei wird beriicksichtigt, dass bereits
technische Verfahren und Datensatzbeschreibungen fir Datentbermittlungen zwischen
den genannten Behdrden existieren. Die fur die Verwaltung der Erbschaftsteuer zustandi-
gen Landesfinanzbehorden bedienen sich des Bundeszentralamts fir Steuern zur Ergan-
zung der Daten und unverziiglichen Ubermittlung an die zustandige Landesfinanzbehorde.
Es handelt sich um die Verrichtung von technischen Hilfstatigkeiten nach § 20 Absatz 3
Finanzverwaltungsgesetz. Das Bundeszentralamt fir Steuern erbringt unterstiitzende
Dienstleistungen in Form von Entgegennahme von Daten, Ergdnzung vorhandener Daten
und von elektronischer Ubermittlung von Daten innerhalb der Finanzverwaltung.

Die zu Ubermittelnden Daten sind fur die Festsetzung der Erbschaftsteuer von Bedeutung.
Ihr Umfang wird durch § 4 der Erbschaftsteuer-Durchfiihrungsverordnung bestimmt. Diese
Anforderung ist erforderlich, um dem Standesamt vorliegende Erkenntnisse in die Einschat-
zung der steuerlichen Auswirkung und fir die Entscheidung Uber die Einleitung eines Be-
steuerungsverfahrens einflieRen zu lassen.

Fur die elektronische Ubermittlung der Sterbefallanzeigen ist eine Anpassung und Erweite-
rung der bendétigten Datensatzbeschreibungen und der komplexen Datenverarbeitungspro-
gramme erforderlich. Dabei ist zu berticksichtigen, dass es fur Teile der anzupassenden
Software festgelegte Release-Termine gibt, die fir die beteiligten Behdrden verbindlich
sind.

Der Beginn ist abhéngig von der Schaffung der Voraussetzungen fur die Absendung, Ent-
gegennahme und Weiterleitung der elektronisch zu tbermittelnden Daten. Dies spricht ge-
gen einen gesetzlich festgelegten Umsetzungszeitpunkt. Der Zeitpunkt fur die Verpflichtung
zur elektronischen Ubermittlung soll daher in der Inkrafttretensregelung durch Zuweisung
der Bekanntgabe durch das Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium des Innern und fir Heimat sowie den obersten Finanzbehtrden der
Lander festgelegt werden. Der Zeitpunkt ist im Bundesgesetzblatt zu verffentlichen.

Zu Artikel 14 (Anderung der Erbschaftsteuer- Durchfiihrungsverordnung [TnV])
(Muster 3 (8 4))

Auf die in Muster 3 (8 4 ErbStDV) in Spalte 6 seitens der Standesamter aufzufiihrenden
Angaben zu Vermogenswerten des Erblassers wird kiinftig verzichtet, da die Informationen
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den Standesamtern selten bekannt sind und daher gegeniber den Finanzadmtern in der
Vergangenheit Gberwiegend keine Angaben zu Vermégenswerten erfolgen.

Zu Artikel 15 (Weitere Anderung der Erbschaftsteuer- Durchfiihrungsverordnung
[Schreiben BGBI.])

(84)

Die Vorschrift regelte bislang das papiergebundene Verfahren zur Ubersendung der Ster-
befallanzeigen von den Standesamtern an das zustandige Erbschaftsteuerfinanzamt im je-
weiligen Standesamtsbezirk.

Fur die erste Einschéatzung der steuerlichen Auswirkung (z. B. HOhe der zu bericksichti-
genden Freibetrage, Anzahl der Erben) und fur die Entscheidung zur Eréffnung eines Be-
steuerungsverfahrens sind auf Seiten des Finanzamts bislang hauptsachlich die Daten des
Erblassers, zu mdglichen Erben und deren Verwandtschaftsverhéltnis zum Erblasser sowie
Angaben zum Auskunftgeber in den Erbschaftsteuerstellen von auf3erst groRer Bedeutung.
Insbesondere die nicht vom Standesamt beurkundeten Daten sind bislang haufig die ein-
zige Informationsquelle fur die Bearbeitung in den Erbschaftsteuerstellen. Die fir diese Be-
arbeitung bendtigten Daten ergeben sich aus den in Papierform vom Standesamt Uber-
sandten Dokumenten. Die Angaben, die die Standesamter bislang schon gegenliber dem
Finanzamt anzeigen und die fur die Besteuerung von Bedeutung sein kdnnen, sollen wei-
terhin nur enthalten sein, soweit sie nicht bereits aufgrund bestehender Rechtslage durch
das Bundeszentralamt fur Steuern gespeichert werden und ergénzt werden kénnen.

In Absatz 1 wird die Ubermittlung der Anzeigen der Sterbefélle mittels amtlich vorgeschrie-
benen Datensatzes auf elektronischem Weg zusammen mit den Datentibermittiungen nach
8§ 60 der Personenstandsverordnung und 8§ 9 der Zweiten Bundesmeldedatentbermitt-
lungsverordnung von den Standesamtern Uber das Bundeszentralamt flir Steuern geregelt.

In Absatz 2 wird festgelegt, dass Angaben zu Auskunftgebern enthalten sein missen, damit
dem Finanzamt fur die Besteuerung Erkenntnisse dazu vorliegen, an wen es sich fur die
Ermittlung des Sachverhalts wenden kann. Auskunftgeber sind die nach den 8§ 29, 30 Per-
sonenstandsgesetz gegeniber den Standesamtern zur Anzeige des Todes eines Men-
schen verpflichteten Personen, Behdrden oder Einrichtungen.

In Absatz 3 wird geregelt, dass Angaben zu den personlichen Verwandtschaftsverhaltnis-
sen des Erblassers, zu Kindern oder weiteren Abkémmlingen, Eltern sowie Geschwistern,
die dem Standesamt bekannt sind oder von denen, die den Todesfall anzuzeigen haben,
mitgeteilt wurden, erganzend aufzunehmen sind. Diese Angaben sind fur die Festsetzung
der Erbschaftsteuer von Bedeutung, wenn sie dem Standesamt vorliegen.

In Absatz 4 wird geregelt, dass das Bundeszentralamt fir Steuern den vom Standesamt
zusammen mit den Datentbermittlungen nach § 60 der Personenstandsverordnung und
§ 9 der Zweiten Bundesmeldedatentbermittlungsverordnung tbermittelten Datensatz um
bei ihm gespeicherte Angaben zum Erblasser und die Identifikationsnummer des Ehegatten
oder Lebenspartners sowie die Identifikationsnummer von minderjahrigen Kindern ergénzt.
Im Anschluss tbermittelt das Bundeszentralamt fiir Steuern den von ihm erganzten Daten-
satz unverziglich an die zustéandige Landesfinanzbehdorde. Die fur die Verwaltung der Erb-
schaftsteuer zustéandigen Landesfinanzbehdrden bedienen sich des Bundeszentralamts fur
Steuern zur Erganzung der Daten und Ubermittlung an die zustandige Landesfinanzbe-
horde. Es handelt sich um die Verrichtung von technischen Hilfstatigkeiten nach § 20 Ab-
satz 3 Finanzverwaltungsgesetz. Das Bundeszentralamt fir Steuern erbringt unterstit-
zende Dienstleistungen in Form von Entgegennahme von Daten, Ergdnzung vorhandener
Daten und von elektronischer Ubermittlung von Daten innerhalb der Finanzverwaltung.
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Die Regelung in Absatz 5 gewéhrleistet einerseits, dass die Standesamter bei der Sterbe-
fallanzeige fur die Erbschaftsteuer Daten nicht mehrfach Ubermitteln miissen und anderer-
seits, dass die auf Grundlage des Melderechts Ubermittelten Daten zur Ergénzung des Da-
tensatzes nach Absatz 4 durch das Bundeszentralamt fir Steuern verwendet werden kon-
nen.

In Absatz 6 wird geregelt, dass in Fallen ohne inlandischen Wohnsitz des Erblassers, in
denen der Datensatz nicht von der Meldebehdrde an das Bundeszentralamt fiir Steuern
ubermittelt werden kann, das bisherige papiergebundene Verfahren zur Ubersendung der
Sterbefallanzeigen anzuwenden ist.

Zu Artikel 16 (Anderung der Zweiten Bundesmeldedateniibermittlungsverordnung

[TnV])
8 9 Absatz 1 Nummer 10

Die Erganzung der Daten bei der Ubermittlung der Meldebehérden an das Bundeszentral-
amt fUr_.Steuern aufgrund des Melderechts fuhrt dazu, dass die Standesamter keine mehr-
fache Ubermittlung dieser Daten im Rahmen der Sterbefallanzeige an die Finanzamter
durchfuhren missen. Den Meldebehdrden liegen diese Daten bereits vor.

Die Speicherbefugnis des Bundeszentralamts fir Steuern ergibt sich aus § 139b Absatz 3
der Abgabenordnung. Dadurch kann das Bundeszentralamt fir Steuern fur den Fall, dass
bei der Datentbermittlung Fehler auftreten, den jeweiligen Sterbefall zuordnen.

Zu Artikel 17 (Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [01.01.2025])

Die Anderung vollzieht die Anderung des § 66 Absatz 1 EStG nach (siehe Begriindung zu
Artikel 2 Nummer 5)

Zu Artikel 18 (Weitere Anderung des Bundeskindergeldgesetzes [01.01.2026])

8§ 6 Absatz 2

Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz ist stets genauso hoch wie das Kinder-
geld nach dem Einkommensteuergesetz. So wird ein Gleichlauf der Zahlungshéhe in den

existenzsichernden Leistungssystemen fir Kinder gewahrleistet.

Die Anderung vollzieht die Anderung des § 66 Absatz 3 — neu — EStG nach (siehe Begriin-
dung zu Artikel 3 Nummer 5).

Zu Artikel 19 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1

Das vorliegende Gesetz tritt grundsatzlich am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Die Einflgung des § 6 Absatz 4 — neu — des Generationenkapitalgesetzes (Artikel 12) tritt
am Tag nach der Verkiindung in Kraft, um eine Steuerbefreiung der Stiftung bereits ab
Errichtung dieser sicherzustellen.

Zu Absatz 2

Die Artikel 2, 5, 9 und 17 treten am 1. Januar 2025 in Kraft.
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Zu Absatz 3

Die Artikel 3, 6 und 18 treten am 1. Januar 2026 in Kraft.
Zu Absatz 4

Artikel 4 tritt am 1. Januar 2029 in Kratft.

Zu Absatz 5

Artikel 7 tritt am 1. Januar 2030 in Kraft.

Zu Absatz 6

Fur die elektronische Ubermittlung der Sterbefallanzeigen ist eine Anpassung und Erweite-
rung der bendétigten Datensatzbeschreibungen und der komplexen Datenverarbeitungspro-
gramme erforderlich. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass es fur Teile der anzupassenden
Software festgelegte Release-Termine gibt, die fir die beteiligten Behorden verbindlich
sind.

Der Beginn ist abhéngig von der Schaffung der Voraussetzungen fir die Absendung, Ent-
gegennahme und Weiterleitung der elektronisch zu Gibermittelnden Daten. Dies spricht ge-
gen einen gesetzlich festgelegten Umsetzungszeitpunkt. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens
fur die Anderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes sowie der Erb-
schaftsteuer-Durchflihrungsverordnung (Artikel 13 und 15) soll daher durch das Bundesmi-
nisterium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und fir
Heimat sowie den obersten Finanzbehdrden der Lander mittels Schreiben festgelegt wer-
den, das im Bundesgesetzblatt zu verédffentlichen ist.
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	3. In § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz wird die Angabe „13 432 Euro“ durch die Angabe „13 772 Euro“ und die Angabe „33 380 Euro“ durch die Angabe „34 214 Euro“ ersetzt.
	4. § 52 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	5. In § 66 Absatz 1 wird die Angabe „250 Euro“ durch die Angabe „255 Euro“ ersetzt.


	Artikel 3
	Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2026]
	Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „3 336 Euro“ durch die Angabe „3 414 Euro“ ersetzt.
	2. § 32a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	3. In § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz wird die Angabe „13 772 Euro“ durch die Angabe „14 057 Euro“ und die Angabe „34 214 Euro“ durch die Angabe „34 899 Euro“ ersetzt.
	4. § 52 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	5. Dem § 66 wird folgender Absatz 3 angefügt:


	Artikel 4
	Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes [01.01.2029]
	Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 38b wird wie folgt geändert:
	3. § 39 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	4. § 39a Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	5. § 39b Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	6. § 39e wird wie folgt geändert:
	7. § 39f wird wie folgt geändert:
	Steuerklasse IV mit Faktor anstelle der Steuerklasse IV“.

	8. Nach § 39f wird folgender § 39g eingefügt:
	„§ 39g
	Verfahren zur Überführung der Steuerklassen III und V in die Steuerklasse IV mit Faktor


	9. In § 41a Absatz 4 Satz 6 wird die Angabe „V oder“ gestrichen.
	10. § 42b Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:
	11. § 46 Absatz 2 Nummer 3a wird wie folgt gefasst:
	12. § 51a Absatz 2a wird wie folgt geändert:
	13. § 52 wird wie folgt geändert:


	Artikel 5
	Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2025]
	Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4130), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2230) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 wird wie folgt geändert:
	2. Dem § 6 wird folgender Absatz 26 angefügt:


	Artikel 6
	Weitere Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2026]
	Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	2. Dem § 6 wird folgender Absatz 27 angefügt:


	Artikel 7
	Weitere Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 [01.01.2030]
	Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 wird wie folgt geändert:
	2. Dem § 6 wird folgender Absatz 28 angefügt:


	Artikel 8
	Änderung der Abgabenordnung [TnV]
	Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 411) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 58 wird wie folgt geändert:
	3. In § 102 Absatz 4 Satz 3 werden nach den Wörtern „§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 9“ die Wörter „und § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8“ eingefügt.
	4. § 138i wird wie folgt geändert:
	5. § 138j wird wie folgt geändert:
	Auswertung der Mitteilungen über Steuergestaltungen“.

	6. § 138k wird wie folgt geändert:
	Angabe der Steuergestaltung in der Steuererklärung“.

	7. Nach § 138k werden die folgenden §§ 138l bis 138n eingefügt:
	„§ 138l
	Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen

	§ 138m
	Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete Personen

	§ 138n
	Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen


	8. § 379 wird wie folgt geändert:


	Artikel 9
	Weitere Änderung der Abgabenordnung [01.01.2025]
	Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 62 wie folgt gefasst:
	2. § 55 Absatz 1 Nummer 5 wird aufgehoben.
	3. In § 58 Nummer 3 wird der Satzteil vor Satz 2 wie folgt gefasst:
	4. § 62 wird aufgehoben.
	5. § 63 wird wie folgt geändert:


	Artikel 10
	Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung [TnV]
	Dem Artikel 97 § 33 des Einführungsgesetz3w zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, wird folgender Absatz 7 ange...

	Artikel 11
	Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes [TnV]
	Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 5 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	2. In § 21a Absatz 5 wird das Wort „grenzüberschreitende“ gestrichen.


	Artikel 12
	Änderung des Generationenkapitalgesetzes [TnV]
	Dem § 6 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Generationenkapital“ (Generationenkapitalgesetz – GenKapG) vom … (BGBl. 2024 I Nr. ___), [einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes] wird folgender Absatz 4 angefügt:

	Artikel 13
	Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes [Schreiben BGBl.]
	§ 34 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1997 (BGBl. I S. 378), das zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt geänd...
	1. In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „Nachlaßpflegschaften und Nachlaßverwaltungen“ durch die Wörter „Nachlasspflegschaften und Nachlassverwaltungen“ ersetzt.
	2. Folgender Absatz wird angefügt:


	Artikel 14
	Änderung der Erbschaftsteuer- Durchführungsverordnung [TnV]
	In Muster 3 (§ 4 ErbStDV) der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung vom 8. September 1998 (BGBl. I S. 2658), die zuletzt durch Artikel 6 der Verordnung vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2432) geändert worden ist, werden in Spalte 6 die Wörter „Worin...

	Artikel 15
	Weitere Änderung der Erbschaftsteuer- Durchführungsverordnung [Schreiben BGBl.]
	§ 4 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung, die zuletzt durch Artikel 14 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
	„§ 4
	Anzeigepflicht der Standesämter



	Artikel 16
	Änderung der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung [TnV]
	In § 9 Absatz 1 Nummer 10 der Zweite Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1950), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 5 des Gesetzes vom 22. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 104) geändert worden ist, wird nach der Angabe „...

	Artikel 17
	Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [01.01.2025]
	In § 6 Absatz 1 des Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328) geändert worden ist, wird die Angabe „250 Euro“ ...

	Artikel 18
	Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes [01.01.2026]
	§ 6 Absatz 2 des Bundeskindergeldgesetzes, das zuletzt durch Artikel 17 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

	Artikel 19
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 6 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Die Artikel 2, 5, 9 und 17 treten am 1. Januar 2025 in Kraft.
	(3) Die Artikel 3, 6 und 18 treten am 1. Januar 2026 in Kraft.
	(4) Artikel 4 tritt am 1. Januar 2029 in Kraft.
	(5) Artikel 7 tritt am 1. Januar 2030 in Kraft.
	(6) Die Artikel 13 und 15 treten an dem Tag in Kraft, den das Bundesministerium der Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und für Heimat sowie den obersten Finanzbehörden der Länder als Beginn der Übermittlung im Bundesgesetzbl...
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